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Montag, 13. Juni 1988 

1. Plenarsitzung 

Beginn: 10.00 Uhr 
Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU: Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Exzellenzen! Verehrte Gäste! Liebe Freunde aus der Christlich 
Demol<ratischen Union! 
Hiernnit eröffne ich den 36. Bundesparteitag der CDU Deutschlands. Ich darf Sie alle 
sehr herzlich begrüßen. 
Mein Gruß gilt zunächst den Delegierten der CDU. Sie repräsentieren die 700000 
Mitglieder unserer Partei, die überall im Land, in Orts-, Kreis-, Bezirks- und 
Landesverbänden, für unsere gemeinsame Überzeugung wirl<en. 
Ich begrüße sehr herzlich unsere zahlreichen Gäste - zuerst die Vertreter der Kirchen. 
Gerade das Gespräch mit den christlichen Kirchen ist für die CDU Deutschlands von 
besonderer Bedeutung. Und ich nehme gleich die Gelegenheit wahr, mich für die 
Stunde der Besinnung heute früh im ökumenischen Gottesdienst zu bedanken. 

(Beifall) 
Ich freue mich, daß so viele Repräsentanten ausländischer Botschaften zu unserem 
Parteitag nach Wiesbaden gekommen sind. Ihr Besuch, meine Damen und Herren, 
zeugt vom internationalen Gewicht unseres Landes, von seinen freundschaftlichen 
Beziehungen in alle Welt, aber ebenso von der prägenden Rolle der CDU als der 
führenden Regierungspartei in der Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall) 
Ich begrüße besonders herzlich die Vertreter ausländischer Parteien, mit denen sich 
die CDU durch gemeinsame Ideale verbunden fühlt - unsere Freunde aus der 
Europäischen Volkspartei, der Europäischen Demokratischen Union und der Inter­
nationalen Demokratischen Union. 

(Beifall) 
Mein besonderer Gruß gilt ferner den vielen Journalisten, die in diesen Tagen unsere 
Diskussionen und Beschlüsse aufmerksam beobachten werden. Wir hoffen auf eine 
faire Berichterstattung! /Rpifalh 

Ich heiße Sie alle - Mitglieder, Freunde und Gäste der CDU - hier in Wiesbaden 
willkommen. 
Herr Oberbürgermeister, wir sind gern in diese schöne Stadt gekommen. Wir fühlen 
uns in der hessischen Landeshauptstadt ausgesprochen wohl. 

(Beifall) 
Ich darf die Gelegenheit nutzen, allen Bürgern Wiesbadens für ihre Gastfreundschaft 

. zu danken. Dieser Dank gilt vor allem auch Ihnen, Herr Oberbürgermeister, und Ihren 
Mitarbeitern in der Stadtverwaltung für wertvolle und freundliche Unterstützung bei 
der Vorbereitung des Parteitages. 

(Beifall) 
Meine Damen und Herren, dieser Parteitag ist in die Zukunft gerichtet - in die Zukunft 
unserer Partei und unseres Landes. Wir werden auch Rechenschaft über unsere 
bisherige Arbeit ablegen. Wir dürfen dabei auf eine beachtliche Bilanz zurückblicken. 
Viele haben zu diesen Erfolgen beigetragen -viele, die überall in der Partei ihre Pflicht 
tun und denen ich herzlich danken will. Ich danke vor allem denen, die in der 
Parteiführung und in wichtigen Staatsämtern, im Bundesrat, in der Bundestagsfrak­
tion und auch im Europäischen Parlament mitgewirkt haben. 



Ich will für viele aus der Bundestagsfraktion deren Vorsitzenden, unseren Freund 
Alfred Dregger, und den Landesgruppenvorsitzenden der CSU, Theo Walgel, nennen. 

(Beifall) 

Ich w îll unserem Freund Heiner Geißler herzlich danken für seine entschiedene Arbeit, 
für seine Hingabe - und mit Ihm allen Mitarbeitern des Adenauer-Hauses sowie den 
vielen hauptamtlichen Mitarbeitern unserer Partei, auf deren Arbeit die CDU nicht 
verzichten kann. , „ ., ,„ 

(Beifall) 
Liebe Freunde! Gleich wird Walter Wallmann zu uns sprechen, Vorsitzender des 
gastgebenden Landesverbandes und Hessischer Ministerpräsident. Wenn wir zu 
unserem 36. Bundesparteitag nach Wiesbaden gekommen sind, dann nicht zuletzt, 
um die großartige Leistung der hessischen CDU zu würdigen. 

(Beifall) 

Seit über einem Jahr regiert in Hessen eine Koalition unter der Führung der CDU, unter 
der Führung von Walter Wallmann. Jeder kann spüren, daß in diesem knappen Jahr 
ein wahrer Ruck durch das Land gegangen Ist: Walter Wallmann und die CDU haben 
den Bürgern dieses Landes eine neue Zuversicht und eine neue Perspektive gegeben. 
Die Bürger Hessens können wieder stolz auf ihr Bundesland sein - so wie auch die 
hessische CDU stolz darauf sein kann, was sie in der kurzen Zeit gemeinsam mit den 
Bürgern dieses Landes erreichen konnte. 

Liebe Freunde! Das Beispiel Hessens führt uns erneut vor Augen, wie nahe Sieg und 
Niederlage für alle Parteien beeinanderliegen. Seit unserem letzten Bundesparteitag 
in Bonn haben wir das alle eindringlich erleben müssen. 
Wir haben in Baden-Württemberg einen großartigen Wahlerfolg errungen. Die Wähler 
haben die CDU mit einer überzeugenden Mehrheit im Landtag ausgestattet, und wir 
gratulieren Lothar Späth zu diesem eindrucksvollen Erfolg. 

(Beifall) 

An diesem Sieg waren viele beteiligt, die sich mit ganzer Kraft engagiert haben. 

Wir haben kurze Zeit später in Schleswig-Holstein eine schwere Niederlage erlitten, 
deren Ausmaß für uns alle bedrückend war. Wir wissen um die schlimmen Ereignisse, 
die zu diesem Ergebnis mit beigetragen haben. Wir wissen deshalb auch, daß Heiko 
Hoffmann und seine Freunde in dieser Wahl einen schweren Stand hatten. Sie haben 
mit ganzer Kraft gekämpft, und dafür gebührt ihnen unser Dank. 

(Beifall) 

Dies will ich besonders an die Adresse unserer Freunde in Schleswig-Holstein sagen: 
Es wird sich jetzt zeigen, daß wir nicht nur im Sieg zusammenstehen. Gerhard 
Stoltenberg, Heiko Hoffmann und allen Freunden in Schleswig-Holstein gilt unsere 
Solidarität. , „ ,, „̂  

(Beifall) 
Liebe Freunde! Unsere Partei befindet sich gegenwärtig in einer schwierigen Phase. 
Wir stehen mitten in der Arbeit an umfangreichen Reformvorhaben - an Vorhaben, die 
für die Zukunft unseres Landes entscheidend sind. Bei der Dimension dieser 
Aufgaben, bei der Kompliziertheit der Sachverhalte und bei der mangelnden Bereit­
schaft mancher, sich den Themen intensiv und solide zu widmen, liegt es auf der 
Hand, daß es Schwierigkeiten gibt. Es ist verständlich, daß es zu kontroversen 
Diskussionen kommt und daß notwendige Maßnahmen nicht immer verstanden 
werden; dies war in der Geschichte unserer Bundesrepublik Deutschland nie anders. 



Vor uns liegen entscheidende Monate. In diesem Jahr stehen keine Wahlen mehr an; 
erst im nächsten Jahr gilt es wieder, wichtige Herausforderungen zu bestehen, 
zunächst im Januar bei den Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus. Hier setzen wir 
darauf, daß die Berliner die gute Arbeit von Eberhard Diepgen und der Berliner CDU 
honorieren werden. Gemeinsam mit unseren Berliner Freunden werden wir für einen 
Erfolg bei diesen Wahlen arbeiten. 

(Beifall) 

Danach, liebe Freunde, werden wir uns mit ganzer Kraft auf die Wahlen zum 
Europäischen Parlament im Sommer kommenden Jahres konzentrieren. Wir werden 
und müssen die Zeit bis dahin nutzen, um zentrale Projekte der Regierungsarbeit 
parlamentarisch abzuschließen und dann mit ganzer Kraft in die Wahlkämpfe der 
kommenden Jahre zu gehen. 

Viele haben noch nicht begriffen, was es bedeutet, daß das Jahr 1990 fast völlig im 
Zeichen von Wahlkämpfen stehen wird. Wir haben im Jahr 1990 Bundestagswahlen, 
Landtagswahlen in Bayern, in Niedefeachsen, an der Saar und in Nordrhein-Westfalen 
sowie drei Kommunalwahlen. Es ist ein Jahr, das uns herausfordert. Wir werden uns 
dieser Herausforderung stellen. 

Liebe Freunde, dazu brauchen wir, dazu brauchen vor allem auch ich die Unterstüt­
zung der Partei - von Ihnen allen. Wir werden mit Mut und mit Standfestigkeit 
überzeugen. Dieser Parteitag wird - dessen bin ich sicher- dazu einen Beitrag leisten. 

Liebe Freunde! Der bewährten Tradition unserer Parteitage folgend will ich jetzt 
unserer Freunde gedenken, die seit unserem letzten Parteitag verstorben sind. 

Zuerst aber wollen wir der Bergleute gedenken, die in der nordhessischen Grube 
Stolzenbach ihr Leben ließen. Unser Mitgefühl gilt ihren Familien - ihren Frauen, ihren 
Kindern. Wir erinnern uns zugleich mit Dankbarkeit der vielen Helfer, die sich bei den 
Such- und Bergungsarbeiten unter schwierigsten Bedingungen und bis an die 
Grenzen ihrer Kraft eingesetzt haben. 

Liebe Freunde! Seit unserem letzten Parteitag sind viele unserer Weggefährten, 
Kammeraden und Freunde von uns gegangen. Ich will stellvertretend für die vielen nur 
einige wenige Namen nennen. 

Ich nenne Dr. h. c. Peter Lorenz, geboren am 22. Dezember 1922, gestorben am 
6. Dezember 1987. Er war Mitbegründer und langjähriger Vorsitzender der Jungen 
Union in Berlin. Er war stellvertretender Bundesvorsitzender der Jungen Union. Er war 
viele Jahrzehnte hindurch Mitglied des Berliner Abgeordnetenhauses und von 1969 bis 
1981 Vorsitzender des CDU-Landesverbands Berlin. Er war Präsident des Berliner 
Abgeordnetenhauses und von 1976 bis 1977 sowie von 1980 bis zu seinem Tod 
Mitglied des Deutschen Bundestags. Er war 1982 bis 1987 Parlamentarischer Staatsse­
kretär beim Bundeskanzler und Bevollmächtigter der Bundesregierung in Berlin. 

Ich nenne Dr. Kurt Birrenbach, geboren am 2. Juli 1907, gestorben am 26. Dezember 
1987. Er war von 1957 bis 1976 Mitglied des Deutschen Bundestages und von 1957 
bis 1961 Mitglied des Europäischen Parlaments. 

Besonders zwei Missionen, die er als Sonderbeauftragter der Bundesregierung 
durchführte, sind in Erinnerung geblieben: 1961 sondierte er im Auftrag von 
Bundeskanzler Adenauer die Haltung der amerikanischen Regierung nach dem Bau 
der Bertiner Mauer, und 1965 betraute ihn Bundeskanzler Erhard mit den Verhandlun­
gen über die Aufnahme der diplomatischen Beziehungen zu Israel. 



Ich nenne Dr. Adolf Bieringer, geboren am 29. August 1928, gestorben am 12. Februar 
1988. Er war Mitglied des Landesvorstands der Jungen Union in Baden-Württemberg. 
Er war Mitglied des Stadtrats von Bruchsal, von 1961 bis 1964 Mitglied des 
Deutschen Bundestages, von 1964 bis 1985 Oberbürgermeister der Stadt Bruchsal 
und von 1986 bis zu seinem Tod Regierungspräsident von Karlsruhe. 
Ich nenne Christa Schroeder, geboren am 17. Februar 1913, gestorben am 15. Fe­
bruar 1988. Sie war seit 1946 Mitglied der CDU und von 1961 bis 1976 Mitglied des 
Deutschen Bundestags. Vielen von uns bleibt sie in Erinnerung als eine hervorragende 
Repräsentantin unserer Frauenvereinigung. 
Ich nenne Friedrich Volz, geboren am 27. April 1944, gestorben am 16. Mai 1988. Er 
war seit 1973 Mitglied des Bezirksvorstands der CDU Nordwürttemberg und seit 1981 
ihr Bezirksgeschäftsführer. Er war seit 1980 Mitglied des Landtags von Baden-Würt­
temberg. 
Ich nenne Alfred Krause, geboren am 4. November 1915, gestorben am 7. Juni 1988. 
Nach 1933 war er im Widerstand gegen die Nazis. Er war 1945 Gründungsmitglied der 
CDU und der Jungen Union in Ostritz bei Zittau und von 1946 bis 1950 Ortsvorsitzen­
der der CDU und Stadtrat in Ostritz. 1950 floh er nach West-Berlin. Er war 18 Jahre 
Vorsitzender des CDU-Kreisverbandes Wedding, 11 Jahre Mitglied des Berliner 
Abgeordnetenhauses und von 1959 bis zu seinem Tod Geschäftsführer und Haupt­
vorstandsmitglied der Exil-CDU. 
Ich nenne schließlich Kurt Georg Kiesinger, geboren am 6. April 1904, gestorben am 
10. März 1988. Mit ihm hat die CDU Deutschlands eine ihrer prägenden Persönlichkei­
ten verloren. Erzählt zu den bedeutenden Baumeistern unserer Republik. Von Anfang 
an hat er die Entwicklung unseres Landes in vielfältiger Form mitbestimmt und 
unserem Land in wichtigen Staats- und Parteiämtern gedient. Er war von 1958 bis 
1966 Ministerpräsident von Baden-Württemberg und von 1966 bis 1969 Bundeskanz­
ler der Bundesrepublik Deutschland. Von 1967 bis 1971 war er Vorsitzender der CDU 
Deutschlands. 

Bis zuletzt blieb er als Ehrenvorsitzender unserer Partei ein Vorbild und guter Freund. 
Kurt Georg Kiesinger hat weit über die Grenzen der eigenen Partei Achtung und 
Anerkennung gefunden. Er gehört zu den Staatsmännern, die diesem Land in Treue 
gedient haben. 
Liebe Freunde! Wir wollen den Verstorbenen ein stilles Gebet widmen. - Ich danke 
Ihnen. 
Meine Damen und Herren! Dieser 36. Bundesparteitag wird ein Parteitag der 
Diskussion sein. Wir werden unseren geistigen Standort als Christliche Demokraten 
verdeutlichen. Wir werden uns mit den Zukunftsaufgaben beschäftigen, die jetzt vor 
uns stehen. 
Heute wollen wir uns zunächst mit einem Bereich befassen, der seit Konrad Adenauer 
eine Domäne der CDU ausmacht: mit der Außen-, der Sicherheits- und Europa- sowie 
der Deutschlandpolitik. Dabei wird zum Ausdruck kommen: So wie die CDU bei 
Gründung der Bundesrepublik Deutschland die Weichen stellte - gerade auch in der 
Außenpolitik - , so setzen wir auch die neuen Ziele für die Zukunft der internationalen 
Beziehungen. 

Morgen, liebe Freunde, werden wir dann gemeinsam Themen beraten, die uns ganz 
unmittelbar in unserer Identität als Christliche Demokraten betreffen. Es geht dabei 
insbesondere um den Schutz des menschlichen Lebens, auch des ungeborenen, und 
der Menschenwürde. 
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Aus unserem Verständnis des christlichen Menschenbildes heraus werden wir 
Antworten formulieren. Wir wissen: Das christliche Menschenbild kann dabei nicht für 
jedes Problem eine Lösung vorgeben. Aber es wird als Grundlage und Wegweiser 
unserer Politik deutlich werden. 
Für die Diskussion an beiden Tagen liegen Leitanträge vor, die der Bundesvorstand 
beschlossen hat und die in unserer Partei in den letzten Wochen intensiv beraten 
wurden. Allein der Umfang dieser Leitanträge geht an die Grenze dessen, was ein 
Parteitag in zweieinhalb Tagen leisten kann, von der Komplexität der Themen ganz zu 
schweigen. 
Der Bundesvorstand hat deshalb beschlossen - und Ich bitte Sie, dem zuzustim­
men - , daß die beiden wichtigen Themenbereiche Umwelt sowie Ausländerrecht 
nach sorgfältiger Vorbereitung auf einer der nächsten Sitzungen des Bundespartei-
ausschusses behandelt werden und daß dort auch die notwendigen Beschlüsse 
gefaßt werden. 

Liebe Freunde! Wenn die CDU zum Wohle unseres Landes die Zukunft gestalten will, 
muß sie gleichzeitig auch ihre Fähigkeit zum offenen Gespräch mit den Bürgern 
ausbauen. Es gilt, auch die organisatorische Kraft unserer Partei zu stärken. Es ist 
unsere gemeinsame Pflicht und es ist meine Aufgabe als Parteivorsitzender, darauf zu 
achten, daß wir als CDU eine bürgernahe, eine moderne, eine lebendige Volkspartei 
bleiben - im Innern wie in der Ausstrahlung nach außen. Dazu gehört auch eine 
Analyse unserer Organisation und eine offene Diskussion darüber, was wir besser 
machen können. Mit beiden Themen wollen wir uns am Mittwoch beschäftigen. 

Liebe Freunde, es liegt an uns, daß von diesem Parteitag ein Impuls ausgeht, daß 
dieser Parteitag zu einem eindrucksvollen Zeugnis unserer Fähigkeit wird, für unser 
Land und für die Bürger dieses Landes die Zukunft zu gewinnen. 

Ich darf nun die Tagesordnung aufrufen. Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Wahl des Tagungspräsidiums 
Die Vorlage ist Ihnen mit den Unterlagen überreicht worden. Der Bundesvorstand 
schlägt dem 36. Bundesparteitag das in der Vorlage aufgeführte Tagungspräsidium 
vor - mit Ministerpräsident Dr. Walter Wallmann als Tagungspräsident an der Spitze. 
Ich darf fragen: Werden weitere Vorschläge gemacht? - Das ist nicht der Fall. Wer 
dem vorgeschlagenen Tagungspräsidium zustimmen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Enthaltungen? - Soweit ich erkennen 
kann: einstimmig beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich darf nun bitten, daß Walter Wallmann gemeinsam mit 
den gewählten Damen und Herren das Präsidium übernimmt. 

(Beifall) 

Dr. Walter Wallmann, Tagungspräsidium: Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Delegierte! Die Mitglieder des Tagungspräsidiums bedanken sich für das 
Vertrauen, das Sie uns mit Ihrer Wahl ausgesprochen haben. Wir wollen uns 
bemühen, fair durch diesen gewiß nicht einfachen Parteitag und seine Diskussionen 
zu führen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf: 

Beschlußfassung über die Tagesordnung 
Bevor wir über die Tagesordnung abstimmen, müssen wir noch über einen Verfahren­
santrag abstimmen lassen. Zu den Tagesordnungspunkten 14 bis 19 liegt der Antrag 



M 57 - Sie finden ihn auf der Seite 200 der Antragsbroschüre - vor. In diesem 
Verfahrensantrag wird verlangt, daß sich nicht dieser, sondern erst der nächste 
Bundesparteitag mit den Leitanträgen des Bundesvorstandes befaßt. 

Wünscht der Antragsteller das Wort? - Das ist der Fall.Herr Fischer, würden Sie bitte 
nach vorne kommen, Sie haben das Wort. 

Dr. Hans-Dieter Fischer: Herr Tagungspräsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich möchte den radikalen Antrag meines Kreisverbandes wie folgt begründen. 

Zu Beginn dieses Jahres beschloß mein Kreisverband, sich mit den zu erwartenden 
Leitanträgen zum Bundesparteitag eingehend zu befassen und eventuell Änderungs­
und Zusatzanträge zu stellen. Die Intensive Diskussion sollte unter Beteiligung aller 
Mitglieder unserer Ortsunionen, des Kreisparteiausschusses und des Kreisparteita­
ges erfolgen. Es sollten auch Stellungnahmen aus allen gesellschaftlich relevanten 
Gruppierungen eingeholt und in unsere politischen Aussagen mit eingebaut werden. 
Wir vertreten die Meinung, daß die Diskussion programmatischer Fragen und ihrer 
Beantwortung, die über eine Legislaturperiode hinaus bis in das nächste Jahrtausend 
reichen, nur sinnvoll und vertretbar ist, wenn alle Gliederungen der Partei, und nicht in 
erster Linie nur Kreisvorstände oder Kommission, Gelegenheit zur intensiven Diskus­
sion hatten. 

Die Verabschiedung der Leitanträge durch den Bundesvorstand am 18. April, die 
Auslieferung der Texte nicht vor dem 24. April und die Festsetzung der Antragsfrist auf 
den 15. Mai machen eine derart breite Diskussion unmöglich. 

(Vereinzelt Beifall) 

Das Gespräch innerhalb und außerhalb der Partei intensiv zu führen, Diskussions­
kreise anzuregen, dabei auch Experten außerhalb der Partei anzusprechen und zu 
Parteitagen und anderen Veranstaltungen der Partei die Bevölkerung einzuladen und 
sie in die Meinungsbildung einzubeziehen, wie es der Generalsekretär zu Recht 
fordert, verhindert der vorgegebene Zeitrahmen. Meine Kreispartei ist nach wie vor 
der Auffassung, daß alle Mitglieder und die interessierte Öffentlichkeit die Möglichkeit 
haben sollten, an weitreichenden programmatischen Aussagen, wie sie die Leitan­
träge zum Inhalt haben, mitzuwirken. Die Kürze der Antragsfrist macht das jedoch 
unmöglich. 

(Vereinzelt Beifall) 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, nach dieser Begründung noch ein kurzer 
Satz. Wir wollen diesen Parteitag natürlich nicht verhindern. Das ist klar. Wir wollen 
aber zu vernünftigen Antragsfristen kommen, um eine breite innerparteiliche Diskus­
sion zu gewährleisten, und zwar eine Diskussion nicht nur für die erste Halbzeit, 
sondern auch für die zweite Halbzeit. 

Vielen Dank. 

(Beifall) 

Dr. Walter Wailmann, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Fischer. Das Wort hat 
unser Generalsekretär. 

Dr. Heiner Geißler, Generalsekretär der CDU: Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Wie Sie sicher nicht anders erwartet haben, empfiehlt Ihnen die 
Antragskommission, diesen Antrag abzulehnen. Seit Februar hat die Partei die 
Berichte der beiden vom Bundesvorstand eingesetzten Kommissionen beraten und 
auch die Leitanträge des Bundesvorstandes, die auf diesen Kommissionsberichten 
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aufbauen, diskutiert. Es sind aus der Partei In der ersten Stufe der Diskussion, aber 
auch von Organisationen und von Einzelpersönlichkeiten unseres Landes insgesamt 
600 Stellungnahmen zu den Entwürfen eingegangen und zu dem Leitantrag des 
Bundesvorstandes über 1000 Anträge. Das alles war das Ergebnis einer breiten 
Diskussion von über 300 antragsberechtigten Gliederungen der Christlich Demokrati­
schen Union, also Vereinigungen, Kreisverbänden usw., die sich in einer intensiven 
Arbelt auf die wichtigen Entscheidungen dieses Parteitages vorbereitet haben, und 
die natürlich auch erwarten, daß diese Arbeit jetzt nicht umsonst gewesen ist. 
Die Fristen sind im Bundesstatut verankert. Wir haben Änderungsanträge, die wir am 
Mittwoch behandeln können. Dann können wir darüber sprechen, ob die im Statut der 
Partei vorgesehenen Fristen noch den Vorstellungen entsprechen, die wir für einen 
solchen Parteitag haben. Möglicherweise müssen wir die Fristen ändern. Aber nach 
der Vorarbeit und der großartigen Diskussion auf breiter Basis, die wir über die 
Anträge gehabt haben, möchte ich nachdrücklich empfehlen, diesem Antrag nicht zu 
entsprechen, sondern gemeinsam dafür zu sorgen, daß dieser Parteitag In dieser Zelt 
für uns alle ein Erfolg wird und daß wir den Erwartungen entsprechen, die unsere 
Mitglieder und die Menschen In unserem Land an uns richten. 

(Beifall) 
Dr. Walter Wallmann, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Heiner GeIßler. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, nach unserer Gechäftsordnung kann Im 
Falle eines Geschäftsordnungsantrages dafür und dagegen gesprochen werden. Das 
ist geschehen. Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über die Tagesordnung gemäß 
§ 9 der Geschäftsordnung unserer Partei. 

Zunächst stimmen wir über den Antrag M 57, den wir eben behandelt haben, auf 
Absetzung der Leitanträge ab. Nun kann Ich hier nicht vortragen, daß die Antragskom­
mission eine bestimmte Empfehlung gibt. Denn wir haben sie noch nicht eingesetzt. 
Aber Ich bitte, damit einverstanden zu sein, daß wir jetzt wie folgt verfahren: Wer der 
Empfehlung, die hier von unserem Generalsekretär vorgetragen worden Ist, zu folgen 
wünscht, also die beiden Leitanträge zu behandeln, den bitte ich, die Stimmkarte zu 
erheben. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Enthaltungen? - Das erste war ganz 
eindeutig die große Mehrheit. Damit ist der Antrag M 57 abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über die abgedruckt vorliegende Tagesord­
nung unseres heutigen 36. Bundesparteitags. Wer der Tagesordnung zustimmen 
möchte, den bitte ich um Erheben der Stimmkarte. - Ich bitte um die Gegenprobe. 
- Enthaltungen? - Wenn ich recht sehe, haben wir die Tagesordnung, so wie sie uns 
vorliegt, für dieses 36. Bundesparteitag einstimmig beschlossen. 
Gestatten Sie noch einige geschäftsleitende Bemerkungen. Das Tagungspräsidium 
schlägt Ihnen vor, daß für die Einreichung von Initiativanträgen, die von 30 stimm­
berechtigten Delegierten unterschrieben sein müssen, folgende Fristen eingehalten 
werden: 
Antragsschluß für alle Initiativanträge zum Antrag „Unsere Verantwortung in der 
Welt": heute, Montag, 12.30 Uhr; Antragsschluß für alle Initiativanträge zum Antrag 
„Politik auf der Grundlage des christlichen Menschenbildes": heute, Montag, 19.00 
Uhr; Antragsschluß für alle sonstigen Initiativanträge: morgen, Dienstag, 18.00 Uhr. 
Darf Ich davon ausgehen, daß der Parteitag mit diesem Verfahren einverstanden Ist? 
- Ich höre keinen Widerspruch. 
Ich muß noch etwas hinzufügen, verehrte Delegierte. Da diese Initiativanträge mit dem 
elektronischen Textverarbeitungssystem bearbeitet und auch abgewickelt werden, 
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müssen entsprechende Vordrucke benutzt werden. Sie erhalten sie beim Tagungs­
büro. Dort werden die Anträge für die Antragsteller geschrieben und damit unmittelbar 
in die Textverarbeitung eingegeben. Nach Unterschrift von mindestens 30 stimm­
berechtigten Delegierten sind die Anträge beim Tagungspräsidium hier an der Bühne 
abzugeben. 

Soviel zu der Geschäftssituation. Ich bitte herzlich darum, daß Sie sich an die Fristen 
und an das Procedere, wie wir es Ihnen vorgeschlagen haben, halten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich begrüße die zum 36. Bundesparteitag 
der CDU so zahlreich erschienenen Gäste. Ich begrüße ganz besonders die 
Repräsentanten der Kirchen und Religionsgemeinschaften, die Repräsentanten von 
Institutionen, Organisationen und Verbänden, die Repräsentanten der diplomatischen 
Missionen und anderen Vertretungen und ebenfalls die Vertreter internationaler 
Organisationen. 

Ich begrüße die Vertreter unserer ausländischen Schwesterparteien, die als Gäste an 
unserem Bundesparteitag teilnehmen. 

Ich begrüße besonders die Vertreter der nationalen und internationalen Presse, des 
Hörfunks und der Fernsehanstalten, die ebenfalls in großer Zahl zu uns gekommen 
sind und die über unseren Bundesparteitag berichten werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Freunde! Ich bitte um Verständnis 
dafür, daß ich nur einige wenige unter uns, besonders aus der Reihe unserer 
Ehrengäste und Gäste, begrüßen werde. Sie finden in Ihren Tagungsunterlagen eine 
Liste, in der alle Ehrengäste bei diesem 36. Bundesparteitag namentlich aufgeführt 
sind. 

Nun darf ich einige Ehrengäste unter uns namentlich und besonders begrüßen. Ich 
heiße sehr herzlich willkommen den Bischof der Evangelischen Kirche von Kurhessen-
Waldeck, Herrn Dr. Hans-Gernot Jung. 

(Beifall) 

Genauso herzlich begrüße ich den Bischof von Limburg, Herrn Professor Dr. Franz 
Kamphaus. 

(Beifall) 
Wir danken Ihnen für den eindrucksvollen ökumenischen Gottesdienst, den wir mit 
Ihnen gefeiert haben. 

Wir danken allen, die diesen Gottesdienst vorbereitet und gestaltet haben. Wir danken 
dem Hausherrn der St. Bonifatius-Kirche, Herrn Stadtdekan Werner Bardenhewer. 
Wir danken für den Willkommensgruß zu Beginn des Gottesdienstes. Wir bedanken 
uns bei dem Organisten der St. Bonifatius-Kirche, Herrn Gabriel Dessauer. 

(Beifall) 

Wir bedanken uns sehr herzlich bei Herrn Propst Heinz Bergner. Wir danken ebenso 
dem Blechbläserensemble des Wiesbadener Konservatoriums unter der Leitung von 
Hen-n Joachim Tobschall. 

(Beifall) 

Sie haben uns geholfen, diesen 36. Parteitag in der rechten Einstellung und in 
unserem Verständnis, wie wir verantwortliche Politik zu gestalten haben, zu beginnen. 

Ich begrüße auf unserem Parteitag sehr herzlich Frau Hannelore Kohl. 

(Beifall) 
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Liebe Frau Kohl, wir freuen uns, daß wir Ihnen für Ihre Arbeit an der Seite Ihres Mannes 
danken können. Vor allem aber wollen wir nicht vergessen, was Sie geleistet haben 
und wofür wir Ihnen zu danken haben, nämlich für einen beispielhaften Einsatz für die 
hirnverletzten Unfallopfer. Wir alle haben es oft genug erfahren, wie Sie sich wirklich 
täglich eingesetzt haben. Wir wollen Ihre Arbeit, liebe Frau Kohl, auch weiterhin mit 
Nachdruck unterstützen. 
Jetzt aber wollen wir Ihnen ein kleines Zeichen unserer Verbundenheit und Dankbar­
keit überreichen. Es ist ein Blumengruß, und dieser Blumengruß wird Ihnen von 
meinem jungen Freund Marco überreicht, der vier Jahre alt ist. Er wird Ihnen jetzt alle 
guten Wünsche für Ihre weitere Arbeit aussprechen. 

(Beifall) 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, unser Parteivorsitzender und Bundeskanz­
ler hat bereits den Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Wiesbaden, Herrn 
Achim Exner, begrüßt und ihm gedankt. Ich darf das, Herr Oberbürgermeister, noch 
einmal für den ganzen Parteitag wiederholen. Wir danken Ihnen, daß Sie zu uns 
gekommen sind und ein Grußwort an den Parteitag richten werden. Wir danken für die 
Unterstützung und Hilfe vieler Ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Wir bitten Sie 
herzlich, auch ihnen diesen Dank weiterzugeben. Wir danken für die Gastfreundschaft 
vieler Ihrer Mitbürgerinnen und Mitbürger in der schönen Landeshauptstadt Wies­
baden. Vielen Dank, daß Sie bei uns sind. 

(Beifall) 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich grüße in diesem Augenblick ganz 
besonders - das werden Sie verstehen - unsere Wiesbadener Freunde hier auf 
diesem Parteitag. Ganz besonders und herzlich heiße ich den Kreisvorsitzenden, 
unseren Freund Dr. Jentsch, willkommen. 

(Beifall) 
Schließlich, meine Freunde, noch eine namentliche und, wie ich finde, selbstverständ­
liche Begrüßung. Es ist uns allen eine ganz besondere Freude, daß wir unseren 
verehrten Altbundespräsidenten, Herrn Professor Dr. Karl Carstens, bei uns auf 
diesem Parteitag in unserer Mitte haben. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 
Lieber Herr Professor Carstens, dem Beifall ist nichts mehr hinzuzufügen. Ich stelle 
schlicht und einfach fest: Herzlich willkommen auf dem 36. Bundesparteitag. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, in Ihren Tagungsunterlagen befindet sich 
die Aufstellung der vom Bundesvorstand bestellten Antragskommission. Ich habe 
dazu eine Wortmeldung vorliegen, und zwar von Frau Denzel aus dem Landesverband 
Baden-Württemberg zum Thema Antragskommission. Bitte schön, Frau Denzel, Sie 
haben das Wort. 
Frau Denzel: Wir haben gerade nachgezählt. Die Liste der Mitglieder der Antragskom­
mission hat leider noch zuwenig Frauen. Es sind 46 Herren und 8 Damen. Ich möchte 
den Antrag stellen, noch zwei Damen zusätzlich aufzunehmen, und zwar Frau Gertrud 
Johannknecht und Mechthild Gräfin von Walderdorff. 
Ich danke Ihnen. 
Dr. Walter Wallmann, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Frau Denzel. Darf ich davon 
ausgehen, meine lieben Freunde, daß ich diesen Vorschlag auch als Ihren Vorschlag 
begreifen und unsere Antragskommission um diese beiden Parteifreundinnen erwei­
tern darf? Sind Sie damit einverstanden? -

(Beifall) 
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Danke schön. Damit ist diese erweiterte Antragsl<onnmission, wenn ich jetzt um Ihre 
förmliche Feststellung bitten darf, auch durch den Bundesparteitag bestätigt. Ich bitte 
um das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Das ist nicht der Fall. 
Damit ist die Antragskommission förmlich bestätigt. 
Die Mitglieder der Antragskommission werden gebeten, sich um 14.00 Uhr im 
Sitzungszimmer der Antragskommission zur Beratung der Empfehlungen zu den 
Initiativanträgen zum Antrag „Unsere Verantwortung in der Welt" einzufinden. 

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 5 auf: 
Wahl der Mandatsprüfungskommission 

dieser Vorschlag liegt Ihren Tagungsunterlagen bei. Wer dem Vorschlag zustimmen 
will, den bitte ich jetzt um das Handzeichen mit der Stimmkarte. - Ich kann feststellen, 
daß dies mindestens die deutliche IVIehrheit ist. Damit ist die Mandatsprüfungskom­
mission gewählt. 
Die Mitglieder der Mandatsprüfungskommission werden gebeten, sich um 14.00 Uhr 
im Büro des Organisationsleiters einzufinden. 

Wir kommen jetzt zu Punkt 6 der Tagesordnung: 
Wahl der Stimmzählkommission 

Der Vorschlag des Bundesvorstandes für die nach § 10 Abs. 2 der Geschäftsordnung 
zu wählende Stimmzählkommission liegt Ihnen als Tischvorlage vor. Wenn Sie mit 
diesem Vorschlag einverstanden sind, bitte Ich um das Handzeichen mit der 
Stimmkarte. - Danke schön. Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Damit ist auch 
diese Entscheidung förmlich getroffen. 

Ich rufe nun Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Grußworte 
Zu einem Grußwort für die gastgebende Landeshauptstadt Wiesbaden erteile ich 
Herrn Oberbürgermeister Exner das Wort. Bitte schön, Herr Oberbürgermeister, Sie 
haben das Wort! 
Achim Exner, Oberbürgermeister von Wiesbaden: Sehr geehrtes Präsidium! Herr 
Vorsitzender Bundeskanzler Dr. Kohl! Meine sehr verehrten Damen und Herren Gäste 
und Delegierte des 36. Bundesparteitages der Christlich Demokratischen Union! 
Trotz aller Auseinandersetzungen im Vorfeld dieses Parteitages um den richtigen Weg 
der Christlich Demokratischen Union muß ich Ihnen gleich zu Beginn meines 
Grußwortes ein Kompliment machen: In der Wahl Ihres Tagungsortes haben Sie eine 
optimale Entscheidung getroffen. 

(Heiterkeit) 
Ich heiße Sie im Namen aller Wiesbadenerinnen und Wiesbadener herzlich willkom­
men und hoffe, daß Sie wenigstens in den Abendstunden und vielleicht im Anschluß 
an diesen Parteitag genügend Zeit finden werden, das originelle und vielfältige 
gastronomische und kulturelle Angebot unserer Stadt zu nutzen. Ihre Wiesbadener 
Freunde werden Sie sicherlich mit den richtigen Tips versorgen, und für die, die den 
besten Kenner der Szene benötigen: Ich stehe Ihnen gerne zur Verfügung, Anruf 
genügt! 
Die Landeshauptstadt Wiesbaden wird Ihnen ein guter Gastgeber sein, und ich darf 
mich bei Ihnen, sehr geehrter Herr Bundeskanzler, recht herzlich für die Worte der 
Anerkennung für meine Mitarbeiter bedanken, die sich bemüht haben, Ihnen die 
Organisation in unserer Stadt so leicht wie möglich zu machen. 
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Wer allerdings bei der Anreise mit der Bahn etwas zu häufig umsteigen mußte, der 
wird bei der noch ausstehenden Entscheidung über die Trassenführung der geplanten 
Schnellbahn Köln/Frankfurt dafür sorgen können, daß sich das nicht wiederholt. 

(Zustimmung) 

Was uns als Kongreßstadt nämlich am meisten fehlt, ist eine optimale Anbindung an 
das überregionale Schienennetz. Wir würden Ihnen mit Ihrer Hilfe und vor allem mit 
der des Verkehrsministers beim nächsten Parteitag in Wiesbaden gerne das Umstei­
gen ersparen! 

Meine Damen und Herren, Parteitage sind Momente der Standortbestimmung und 
Orte der Diskussion des zukünftigen Weges. Parteitage einer Regierungspartei dürfen 
deshalb der besonderen Aufmerksamkeit der Bürgerinnen und Bürger unseres 
Landes sicher sein. Zwar weiß ich, daß die kritische Öffentlichkeit und vor allem die 
konkurrierenden Parteien nur darauf waren, ihre von Ihren Positionen abweichende 
Meinung so schnell wie möglich zum Ausdruck zu bringen; erlauben Sie es mir als 
einem Andersgläubigen aber, dennoch einige verbindende Bemerkungen zu machen, 
zu denen mich der Gastkommentar von Minister Norbert Blüm heute in einer 
Wiesbadener Tageszeitung geradezu ermuntert. 

Ich habe die Überzeugung gewonnen, daß bei aller Unterschiedlichkeit der Stand­
punkte - da teile ich seine Auffassung - drei wesentliche innenpolitische Aufgaben 
nur gemeinsam von den großen politischen Kräften unserer Republik gelöst werden 
können. Es sind die nachhaltige Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, die Reform unseres 
Gesundheitswesens und die langfristige Sicherung - und damit Veränderung -
unseres Renten- und Sozialversicherungsfinanzierungssystems. Ich glaube - und 
spreche da aus eigener Erfahrung - , daß Mehrheiten, die auch auf Partner Rücksicht 
nehmen müssen, deren politisches Gewicht häufig in keinem akzeptablen Verhältnis 
zu ihrer Stimmenzahl steht, 

(Zustimmung) 

nicht in der Lage sein werden - und daß auch bei der scheinbar notwendigen 
Orientierung am nächsten Wahltermin oder gar an den Terminen von Regionalwahlen 
niemand in der Lage sein wird - , nachhaltig Konzepte zu verwirklichen, die 
Wahlperioden überdauern. Ich weiß aber, daß die Bürgerinnen und Bürger unseres 
Landes auch Lösungen akzeptieren, die wehtun, die Einschränkungen und Belastun­
gen mit sich bringen, wenn diese überzeugend begründet, gerecht verteilt, von einer 
breiten Mehrheit getragen und nicht von mächtigen Minderheiten zerredet werden. 

Das erfordert natürlich auch die Bereitschaft zur Aufgabe und ernsthaften Überprü­
fung liebgewordener Patentrezepte, die häufig mehr der Bestätigung eigener Über­
zeugungen dienen, aber nicht immer eine überzeugende Bestätigung in der Praxis 
finden. 

Vor wenigen Monaten haben sich in dieser Halle auf dem AfA-Bundeskongreß Oskar 
Lafontaine, Ernst Breit und Franz Steinkühler gegenübergestanden und scheinbar 
unversöhnliche Positionen ausgetauscht, und doch sind wir, so glaube ich, in dieser 
Republik ein Stück weitergekommen, weil jemand an Verkrustungen geknabbert hat, 
von dem man es nicht erwartet hatte, der damit aber mehr Menschen zum 
Nachdenken bringen konnte, als die - j a vorhandenen - gleichen Vorschläge aus dem 
Konrad-Adenauer-Haus es vermocht hätten. Bei diesem Thema haben Sozialdemo­
kraten und Gewerkschafter die ersten Schritte zu tun, weil sie hin zu Kompromissen 
den weitesten Weg zurückzulegen haben, also früher aufbrechen müssen. 
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Anders sieht es - da stimme Ich Herrn Blüm zu - bei der Sicherung unseres Renten-, 
ja, unseres Sozialversicherungssystems aus. Man muß nicht Versicherungsmathema­
tiker sein, um auszurechnen, daß unser über Jahrzehnte bewährtes System ange­
sichts des demographischen Aufbaus unserer Gesellschaft und der hochgradigen 
Automatisierung der industriellen Produktion in erkennbarer Zeit und von den meisten 
von uns erlebbar nicht mehr funktionieren wird. Als Oberbürgermeister einer Stadt, in 
der Dienstleistungen und Handwerk eine große Rolle spielen, meine Ich, daß es nicht 
angehen kann, daß kapitalintensive Produktion Arbeltskräfte freisetzt, die damit aus 
der Finanzierung der Sozialversicherung aussteigen, und daß arbeitsintensive Be­
triebe im Handwerk und im Dienstleistungsbereich überproportionale Kosten tragen 
müssen. Ich glaube, hier werden Sie nicht nur nachdenken - das tun Sie - , sondern 
auch entscheiden müssen, ob Sie die vorgeschlagenen Lösungsmodelle aufgreifen 
und mitgestalten, was diesmal allerdings nach meiner Einschätzung den weiteren 
Weg für Sie bedeutet; aber vielleicht kann in Wiesbaden auch in diesem Punkt 
Aufbruchstimmung entwickelt werden. 

Eine letzte Bemerkung: Bei der Reform unseres Gesundheitswesens werden alle 
Parteien - um hier im Bild zu bleiben - einen gleich weiten Weg zurückzulegen haben. 
Als Sozialhilfe- und Krankenhausträger beobachte ich mit großer Aufmerksamkeit die 
Bemühungen Norbert Blüms, erste Schritte auf dem Wege zu einer Strukturreform zu 
tun. Der Erfolg wird sich hier nur einstellen, wenn alle Beteiligten - ich betone: alle -
diesen Weg mitgehen. Ich würde mich freuen, wenn dieser Parteitag Mut hat und Mut 
macht, schwierige Aufgaben ernsthaft anzupacken, und ich wünsche mir die 
Bereitschaft aller politischen Kräfte - hierzu kann jeder, auch ich, einen Beitrag leisten 
- , in diesen für unser Land und seine Menschen existentiellen Fragen ernsthaft und 
selbstkritisch mitzuwirken. 

Meine Damen und Herren, es mag Sie überrascht haben, daß ich nicht über die 
naheliegenden Fragen der Steuerreform und ihrer Auswirkungen auf die Finanzkraft 
und die Existenzfähigkeit der Kommunen gesprochen habe, aber Ich habe darauf 
bewußt verzichtet, weil ich weiß, daß dies von den christdemokratischen Kommunal­
politikern wie meinem geschätzten Kollegen Manfred Rommel und anderen nicht 
wesentlich anders beurteilt wird als von Sozialdemokraten, so daß die Selbstheilungs­
kräfte Innerhalb der Union stark genug sein dürften, um die notwendigen Korrekturen 
anzubringen. 

(Zustimmung) 

- Ich danke für den Beifall der Kommunalpolitiker! 

Ich hoffe, daß es mir gelungen ist, einen Denkansatz darzustellen, der sich in den 
Diskussionen der letzten Jahre bei mir entwickelt hat, nämlich: Grundlegende 
gesetzliche oder gesellschaftliche Änderungen sollten immer vom Bemühen um eine 
breite politische und gesellschaftliche Akzeptanz geprägt sein, weil sie länger halten 
sollen und müssen, als Wahlperioden dauern. 

Ich bitte, meinen Beitrag nicht vordergründig als Aufruf zu neuen politischen 
Konstellationen mißzuverstehen, sondern als Appell, die Dialogfähigkeit zwischen 
den gesellschaftlichen Kräften zu erhöhen, quasi einen contrat social zwischen 
Regierung und Opposition zu suchen, wer immer gerade auf den jeweiligen Bänken 
sitzt. 
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Ich wünsche mindestens in diesem Sinne Ihrem Parteitag einen erfolgreichen Verlauf 
und Ihnen allen einen angenehmen Aufenthalt in Wiesbaden. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Herr Oberbürgermeister Exner, ich danke 
Ihnen für Ihr Grußwort und den Bürgern Ihrer Stadt für ihre Gastfreundschaft. In der 
Tat, wir sind überzeugt, daß wir den Tagungsort gut gewählt haben: Es ist die 
Landeshauptstadt eines Landes der Bundesrepublik Deutschland, in der die CDU im 
letzten Jahr besonders erfolgreich war. 

(Beifall) 

Ich bedanke mich, Herr Oberbürgermeister, daß Sie Ihre Ausführungen zu Sachfragen 
an einem Zitat von Norbert Blüm festgemacht haben. Auch wir sind überzeugt, er ist 
ein Anreger weit über unsere eigene Partei hinaus. 

(Beifall) 

Wir werden versuchen, auf die Themen, die Sie angesprochen haben, in den zwei 
Tagen Antworten zu geben. Wir fühlen uns durch Ihr Wort ermutigt, wenn es darum 
geht, auf breiter Basis und mit breiten Mehrheiten Entschlüsse zu fassen, wenn es 
notwendig Ist, aber auch den Mut zu zeigen, mit einfachen Mehrheiten als richtig 
Erkanntes durchzusetzen. 

Ich wünsche Ihrer Stadt alles Gute für die Zukunft. 

(Beifall) 

Das Wort geht nun an den Vorsitzenden des gastgebenden Landesverbandes, an 
unseren Freund Dr. Walter Wallmann. 

Dr. Walter Wallmann (mit Beifall begrüßt): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Verehrte Gäste! Liebe Freunde! Die CDU Hessen freut sich, daß der 36. Bundespartei­
tag der CDU Deutschlands in unserem Hessenlande stattfindet. Ich heiße Sie alle in 
unserer Landeshauptstadt Wiesbaden herzlich willkommen. Ich hoffe, daß Sie sich 
bei uns wohlfühlen. Wir möchten Ihnen gute Gastgeber sein und wir möchten dazu 
beitragen, daß dieser Bundesparteitag zu einem Erfolg für die ganze Union und für 
unser Land wird. 

Ich grüße ganz besonders unseren Parteivorsitzenden und Bundeskanzler, Dr. Hel­
mut Kohl. 

(Beifall) 

Am 12. Juni 1973, also gestern vor 15 Jahren, hat Sie, lieber Helmut Kohl, der 
21. Bundesparteitag in Bonn zum erstenmal zum Bundesvorsitzenden der CDU 
gewählt. Heiner Geißler hat Ihre Arbeit und Ihre große Leistung während dieser 15 
Jahre gestern im Bundesvorstand eindrucksvoll gewürdigt. Er hat Ihnen gedankt und 
Ihnen die Solidarität des Bundesvorstandes für Ihre künftige Arbeit ausgesprochen. 
Ich möchte das heute für unseren Parteitag hier tun. Unter Ihrem Vorsitz ist die Union 
zur modernen Volkspartei geworden. Sie haben in einer schwierigen Zeit, in einer 
schwierigen Zeit gerade für die Union, das Steuer der Partei übernommen. Die Union 
war damals nur zweitstärkste Fraktion in Bonn. Die Prognose-wer erinnert sich noch 
daran? - : keine Chance für die Union, in diesem Jahrhundert wieder Regierungspartei 
zu werden. Sie, Helmut Kohl, haben den ersten Verdienst daran, daß es nicht so 
gekommen ist. 
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Wir alle, die ganze Partei, haben uns nnit Ihnen auf einen langen und manchmal 
schweren Weg gemacht. Es hat seit jenem 12. Juni 1973 über neun Jahre gedauert, 
bis wir mit Ihrer Wahl zum Bundeskanzler am 1. Oktober 1982 und mit einer Koalition 
der IVlitte wieder die Regierungsverantwortung in Bonn übernommen haben. Dies war 
nur möglich, weil wir unter Ihrem Vorsitz um die Fortentwicklung unserer Partei 
gerungen und nach unseren Positionen zu den konkreten Fragen in Staat und 
Gesellschaft gesucht haben. Das war nicht immer einfach. Es wird auch auf diesem 
Parteitag, meine lieben Freunde, nicht einfach sein. Aber schweren Herausforderun­
gen, Unsicherheiten über Wertordnungen, neuen Gefahren für Umwelt oder Zivilisa­
tion begegnet man nicht mit Patentrezepten oder billigen Parolen. 

Sie, lieber Helmut Kohl, haben es sich und uns, und wir haben es uns und Ihnen nicht 
immer leichtgemacht, und das ist gut so. Wir haben uns während dieser 15 Jahre 
unser Grundverständnis von christlich-demokratischer Politik bewahrt. Wir haben 
kein Recht, unsere Grundsätze modischen Trends zu opfern. Zugleich haben wir uns 
den Fragen unserer Zeit gestellt. Wir haben nach unseren Antworten gesucht, und wir 
haben sie gefunden. Wir haben unsere Entscheidungen auch dann vor unseren 
Mitbürgerinnen und Mitbürgern vertreten, wenn das unbequem war. Übrigens, meine 
lieben Freunde, ich behaupte, dann waren wir auch am überzeugendsten. 

Das christliche Menschenbild bleibt Ausgangspunkt und Grundlage unserer Politik. 
Daraus folgt unser Bekenntnis zur Unverletzlichkeit und Würde jedes Menschen, zur 
Freiheit der Bürgerinnen und Bürger, unsere Pflicht zur Solidarität wie zum Selbst­
bestimmungsrecht aller Deutschen. Diese Grundsätze stehen nicht zur Disposition. 

(Beifall) 

Wir müssen sie aber im öffentlichen Bewußtsein wachhalten, und wir müssen diese 
Grundsätze immer wieder erneuern. Deswegen stehen diese Fragen im Mittelpunkt 
dieses Parteitages. 

In Ihrer Zeit als Parteivorsitzender, lieber Helmut Kohl, haben wir uns auf unseren 
Parteitagen Immer wieder grundlegenden und nicht nur tagespolitischen Fragen 
zugewandt und uns mit ihnen auseinandergesetzt. Ich nenne wichtige Stationen 
unserer Parteitage: Hamburg, Ludwigshafen, Stuttgart, Essen; andere könnten 
hinzugefügt werden. Die programmatische, die geistige Auseinandersetzung und die 
daraus folgende politische Standortbestimmung waren die Voraussetzung für die 
Glaubwürdigkeit und für die Mehrheitsfähigkeit der Christlich Demokratischen Union. 

Darum ging es Ihnen immer und besonders. Meine Freunde, ich erinnere an unsere 
Beschlüsse zur Außen- und zur Deutschlandpolitik, zur Mitbestimmung und Ver­
mögensbildung, zur Reform der beruflichen Bildung oder des Bau- und Bodenrechts. 

Lieber Helmut Kohl, 15 Jahre Bundesvorsitzender der CDU Deutschlands - das 
waren und sind aber nicht nur Höhepunkte und Erfolge. 15 Jahre - das waren 
manchmal auch persönlich sehr schwere Stunden, Rückschläge, Enttäuschungen. 
Sie haben gegen den Zeitgeist und manchmal auch gegen Zweifel in den eigenen 
Reihen an Positionen festgehalten und sie durchgesetzt, wenn Sie dies für unser 
Land, für unser Volk für geboten hielten. Ich nenne nur ein einziges Beispiel: Das 
Festhalten an dem von dem damaligen Bundeskanzler Helmut Schmidt herbeigeführ­
ten NATO-Doppelbeschluß, als die SPD aus blankem Opportunismus auch aus dieser 
Position längst ausgestiegen war. Diese klare, diese unmißverständliche Entschei­
dung war die Voraussetzung für erste Erfolge in der Abrüstung. 

(Beifall) 
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„Frieden schaffen mit Immer weniger Waffen" - dieser Satz aus Ihrer Regierungserklä­
rung bleibt wahr. „Der Kernpunkt des Friedens aber ist die Freiheit", schreibt Salvador 
de Madariaga In seinem großen Essayband „Zuerst die Freiheit". Frieden und Freiheit 
- so heißt also unser Auftrag. 
Nun aber zur Verwirklichung: Schritt für Schritt bedarf es Kraft, Entschlossenheit, 
Gelassenheit und Realitätssinn. Diese Eigenschaften haben Sie, lieber Helmut Kohl, 
über 15 Jahre befähigt, Ihre schwere Aufgabe zu erfüllen. Wir danken Ihnen dafür. 

(Beifall) 
Die gewiß nicht leichten Aufgaben der Zukunft - auch die, über die wir auf diesem 
Parteitag miteinander diskutieren werden - wollen wir gemeinsam mit Ihnen lösen. 
Wir wünschen Ihnen für die Zukunft Gesundheit und auch jenes Quentchen Glück, 
das jeder von uns nötig hat. Helmut Kohl, herzlichen Dank für 15 Jahre Arbeit als 
Parteivorsitzender der Christlich Demokratischen Union Deutschlands. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 
Meine Damen und Herren, liebe Freunde, Solidarität, Treue und Kameradschaft 
beweisen sich immer erst in schwierigen Zeiten. Die hessische Union kann viel davon 
berichten. Wir haben wirklich nicht nur glückliche Tage erlebt. Ich weiß, wovon ich 
rede - als früherer Kreisvorsitzender, Bezirksvorsitzender, 15 Jahre Stellvertreter von 
Alfred Dregger und jetzt rund 6 Jahre Landesvorsitzender der hessischen CDU. Wir 
haben große Erfolge in den 70er Jahren unter der Führung von Alfred Dregger bei 
Landtagswahlen errungen, Erfolge, die kaum jemand für möglich gehalten hat. 

(Beifall) 
Ich möchte auch bei dieser Gelegenheit meinem, unserem Freunde Alfred Dregger für 
einen unglaublichen Einsatz über 15 Jahre für die hessische Union hier in Wiesbaden 
auf diesem Bundesparteitag danken. 

(Lebhafter Beifall) 
Liebe Freunde, aber erst am 5. April 1987 haben wir nach 41 Jahren die SPD als 
stärkste Regierungspartei in der Verantwortung abgelöst. Wir haben schwere 
Niederlagen erlebt, auch ich persönlich, z. B. bei der Landtagswahl 1983. Eines, 
meine Freunde, haben wir aber nie verloren: unsere sprichwörtliche Geschlossenheit, 
unsere Kameradschaft und unseren unbeugsamen Willen, als christliche Demokraten 
für unsere Politik einzutreten und um die Mehrheit zu kämpfen. 

(Beifall) 
Liebe Freunde, hier sitzen Delegierte des Bundesparteitages, Kreisvorsitzende, 
Landesvorsitzende, hier sitzen Abgeordnete und Regierungsmitglieder. Ich denke, 
wir sollten in diesem Augenblick ein Wort an unsere Freunde richten, die vor Ort Ihre 
Aufgabe erfüllen. Wir können sie nur bewundern. Ihnen, die nie irgendwelche 
Positionen angestrebt haben, schulden wir besonderen Dank, gerade wir hier im 
Landesverband der hessischen Union. 

(Beifall) 
Sie haben treu und solidarisch zu unseren Überzeugungen und zu den Freunden 
gestanden, die in Führungspositionen berufen wurden, auch dann, auch wenn wir 
ohne Chancen zu sein schienen. Das Geheimnis unseres Erfolges, des Erfolges nach 
41 Jahren, ist Treue zur Sache und zu Personen. Diskussionen haben wir unter uns 
geführt. Profilierungen zu Lasten des Ganzen schätzen wir in der hessischen CDU 
nicht. 

(Beifall) 
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In der Niederlage nicht untergehen, im Erfolg nicht übermütig werden - s o lautete und 
so lautet unsere Parole, unsere Überzeugung, aber auch unsere politische Lebens­
erfahrung. Ich möchte allen unseren Freunden Mut machen, die in den letzten 
Monaten bittere Niederlagen hinnehmen mußten. Ich möchte hinzufügen: Verloren 
sind wir nur, wenn wir uns selbst aufgeben oder wenn wir uns der Hybris der Macht 
hingeben. 

(Beifall) 

Wir werden auf Zeit gewählt. Städte, Gemeinden, Kreise oder Länder- sie sind nicht 
das Eigentum einer Partei. Wahlen zu verlieren ist l<eine Schande, sondern gehört zur 
Selbstverständlichkeit in der Demokratie. Ein Regierungswechsel ist kein Macht­
wechsel, sondern ein normaler demokratischer Vorgang. Wir haben unsere Pflicht zu 
tun und uns ohne Ansehen der Person zu bemühen, das gemeine Wohl zu befördern. 
Das ist schlicht und einfach unser Grundverständnis von Politik über die Jahrzehnte 
hinweg gewesen. 

Wir haben in Hessen mit der FDP eine Koalition der Mitte gebildet. Beide Parteien 
hatten und haben unterschiedliche Profile, und sie stimmen nicht in allen Punkten 
überein, aber in den entscheidenden landespolitischen Fragen sind wir einer 
Meinung, und darauf kommt es an. Wir bemühen uns, dem Partner nicht zuzumuten, 
was wir uns selbst nicht zumuten lassen. Wir wollen diese Koalition über diese 
Legislaturperiode hinaus. Wir betreiben keine Gegengewichtspolitik zu Bonn, weil wir 
auch den Erfolg unserer Freunde in der Bonner Koalition wollen. Deswegen 
unterstützen wir mit allen unseren Kräften unsere Freunde In Bonn. 

(Beifall) 

Natürlich vertreten wir die Interessen unseres Landes, unseres schönen Hessen­
landes. Wir wissen aber, daß wir das Interesse des Gesamtstaates mit berücksichti­
gen müssen. Wir diskutieren unterschiedliche Standpunkte in dieser Koalition, aber 
wir legen uns vor Diskussionen nicht fest, schon gar nicht in der Öffentlichkeit, denn 
das schadet doch nur der Sache. 

Und, meine Freunde, ich sage es ganz bewußt, auch auf einem Bundesparteitag hier 
in Wiesbaden: Ich will, daß der Anteil beider Koalitionspartner in der Öffentlichkeit 
sichtbar wird. Ich will nicht den Erfolg auf Kosten des anderen. Das ist eine Sache der 
Anständigkeit, aber auch eine Sache politischer Klugheit. Denn wir werden entweder 
gemeinsam Erfolg haben, oder wir werden gemeinsam verlieren. 

(Beifall) 

Wir haben in diesen zurückliegenden zwölf Monaten sachliche Entscheidungen 
getroffen, hier in dieser Landesregierung und Koalition, auch wenn wir deswegen 
angegriffen wurden. Wir haben das Schulfreiheitsgesetz durchgesetzt, weil wir 
Freiheit, Leistung und Chancengerechtigkeit an Stelle von Ideologie wollen. Wir 
haben das hessische Personalvertretungsgesetz der rot-grünen Koalition geändert, 
weil die Verwaltung für die Bürger da ist und nicht umgekehrt. 

Die unhaltbaren Verhältnisse bei den Hanauer Nuklearbetrieben wurden und werden 
weiter geordnet. Wir haben die bestehenden Zustände und die sogenannten 
Vorabzustimmungen nicht herbeigeführt. Aber wir bekennen uns zur Kontinuität von 
Regierungen. Ich habe mich vor meinen Amtsvorgänger Börner gestellt - trotz aller 
politischer Unterschiede. Seine persönliche Integrität wird von uns selbstverständlich 
nicht in Zweifel gezogen. Nur, meine Freunde, man muß etwas hinzufügen: Heute tut 
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die SPD so, als rührten die Probleme bei den Hanauer Betrieben von der neuen 
Landesregierung her. Aber das Gegenteil ist wahr! 

(Zustimmung) 
Nach zwölf Jahren des Unterlassens und der Entscheidungsunfähigkeit haben wir 
Teilerrichtungsgenehmigungen erlassen, die Erfüllung von Sicherheitsauflagen 
durchgesetzt. Innerhalb der nächsten drei Jahre werden alle abschließenden Ent­
scheidungen, Genehmigungen oder Versagungen getroffen werden. 
In Fragen der Sicherheit gibt es bei uns keinen Rabatt. Ich füge hinzu: Wir sind keine 
Kernkraftfetischisten, aber, meine Freunde, wir sind auch keine Opportunisten. 

(Beifall) 
Sowie regenerierbare Energien großtechnisch nutzbar sind, werden wir sie einsetzen. 
Solange das nicht möglich ist, halten wir an der friedlichen Nutzung der Kernenergie 
fest. Denn eine stärkere Inanspruchnahme fossiler Brennstoffe ist aus Gründen des 
Umweltschutzes nicht zu verantworten. 

(Beifall) 
Liebe Freunde, verantwortliche Politik verlangt eben Abwägungsprozesse des Für 
und des Wider. Verantwortliche Politik verlangt Nachdenklichkeit, Sachkompetenz 
und Festigkeit. 
Und noch ein Beispiel: Wir in Hessen übernehmen keine Arbeitszeitverkürzung für 
Beamte, obwohl wir deswegen angegriffen worden sind und weiter angegriffen 
werden. Diese Entscheidung war für uns von der Sache her zwingend. Denn, meine 
Freunde, ich kann keine 8000 neuen Stellen im öffentlichen Dienst schaffen, um die 
Arbeitszeitverkürzung auszugleichen. Ich kann dies nicht verantworten. 

(Beifall) 
Es würde nämlich bedeuten: Reduzierung des Investitionshaushaltes, es würde 
bedeuten: weniger Aufträge für den Bau von Altenheimen, Sozialstationen, Straßen 
und gefährdet damit Arbeitsplätze draußen in der Wirtschaft, Arbeitsplätze, die nicht 
lebenssicher sind. 

(Zustimmung) 
So viel, meine Freunde, zu einigen Aspekten unserer Landespolitik. 
Ich wollte damit durchaus Grundsätzliches anmerken. Wir dürfen nicht der Ver­
suchung nachgeben, uns bei der Bewältigung unserer Aufgaben von Gruppeninteres­
sen bestimmen zu lassen. Wir müssen den Mut und die Standfestigkeit beweisen, 
auch gegen den Strom des Zeitgeistes zu schwimmen, wenn die Verantwortung für 
das Ganze dies verlangt. Wir dürfen uns nicht opportunistisch gehen lassen. 
Die Grundlinie unserer Politik muß erkennbar sein. Hier, meine Freunde, haben wir in 
letzter Zeit unsere Probleme. Die Grundlinie muß erkennbar sein, die Menschen 
müssen wissen, warum wir welche Entscheidungen getroffen haben. 

(Beifall) 
Und es darf nicht um Gefälligkeitspolitik gehen. Es kommt eben darauf an, daß die 
Menschen begreifen, daß wir ihnen erklären, warum wir was entscheiden und 
durchsetzen. 
Und wir werden auch keinen Erfolg haben, wenn wir unsere Politik an Umfrageergeb­
nissen ausrichten. Wir bleiben nur dann mehrheitsfähig, wenn wir das Gespräch mit 
den Menschen suchen und führen, wenn wir zuhören und dann unseren Standpunkt 
fest und ohne Überheblichkeit erläutern und vertreten. 
In einem Leitartikel einer großen deutschen Tageszeitung war vor kurzem zu lesen, 
das Metier des Politikers sei nicht der auf Wahrheitsfindung eingestellte Diskurs, 
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sondern der rhetorische Schaukampf oder die schlichte Demagogie. Dies kann und 
darf nicht unser Verständnis von Politik sein. Wenn es Staatsverdrossenheit gibt - ich 
glaube, es ist eher eine Gefahr der Parteienverdrossenheit - : Hier liegt eine der 
Ursachen. 

Wir werden und wir müssen über die Sachfragen - auch hier auf diesem Parteitag - in 
aller Offenheit diskutieren. Das schadet uns überhaupt nicht, im Gegenteil: Es hilft 
uns. Wir müssen mit diesem Parteitag die Gelegenheit nutzen - nach gemeinsamem 
Nachdenken über die richtigen Lösungen, nach unseren Beschlüssen - , unseren 
Mitbürgerinnen und Mitbürgern zu sagen, welchen Beitrag die Christlich Demokrati­
sche Union Deutschlands zur Gestaltung der Zukunft unseres Vaterlandes leisten 
kann und leisten will. Aber ich füge hinzu: Hüten wir uns vor vorschnellen Antworten 
auf alle Fragen. Hüten wir uns vor der Neigung, alles und jedes vom Staat zu erwarten. 
Und lassen wir uns nicht durch neue Machbarkeitsideologien verführen! Der Staat-er 
kann nur In beschränktem Umfange gesellschaftliche Probleme lösen. 

Meine lieben Freunde, in den nächsten Tagen werden wir uns mit zentralen Fragen 
unserer Gesellschaft und unseres Staates auseinandersetzen. Wir werden sicherlich 
leidenschaftlich und auch kontrovers diskutieren. Nur bitte ich herzlich darum, nicht 
zu vergessen: Wir sollten es Im Respekt vor dem anderen und seiner Meinung und 
auch im Bewußtsein unserer eigenen Unzulänglichkeit tun. 

Max Weber hat uns gesagt: „Die Politik bedeutet ein langsames Bohren von harten 
Brettern mit Leidenschaft und Augenmaß zugleich." Dies wünsche ich uns allen am 
Beginn unseres 36. Bundesparteitages. 

(Anhaltender Beifall) 

Dr. Bsrnhard Vogel, Tagungspräsidium: Lieber Walter Wallmann, der Parteitag dankt 
Ihnen für Ihr Grußwort und insbesondere für die Würdigung von 15 Jahren Parteivor­
sitz Helmut Kohl. 

Lieber Herr Wällmann, wir sind gerne nach Hessen gekommen, viele von uns mit 
einem ganz neuen Hessen-Gefühl. Wir wissen sehr wohl: Ihre Wahl zum Ministerpräsi­
denten von Hessen im April 1987 war das Ende eines sehr langen, jahrzehntelangen 
Weges unserer hessischen Freunde, von denen niemand Intensiver am Erfolg 
gearbeitet hat als Ihreigener Vorgänger Alfred Dregger. 

(Beifall) 

Der Weg der hessischen CDU ist Ermutigung für alle, die in der CDU arbeiten und in 
Gemeinden, Städten oder Ländem in Opposition stehen. 

Der Weg der hessischen CDU ist aber zugleich auch Mahnung an alle, die In 
Regierungsverantwortung stehen, daß dies keine auf Dauer verliehene, sondern 
jeweils neu zu erstreitende Führungsaufgabe ist. 

Walter Wallmann hat in bezug auf die hessische CDU von Treue zur Sache und Treue 
zu Personen gesprochen. Weil er selbst ein Beispiel der Treue zur Sache und der 
Treue zu Personen ist, freuen wir uns, daß er die hessische CDU führt, und wünschen 
wir ihm Gottes Segen in der Führung dieser Partei und in der Führung seines Landes 
Hessen. 

(Beifall) 
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Ich rufe nunmehr die Tagesordnungspunkte 8 und 14 auf: 

Bericht des Vorsitzenden der 
Christlich Demokratischen Union Deutschlands, 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl MdB 

Einführung zum Antrag des Bundesvorstandes: 
„Unsere Verantwortung in der Welt" 

Das Wort hat Helmut Kohl. 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU: Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Liebe Freunde! Ich denke, Sie verstehen, wenn ich nach dem, was 
Walter Wallmann hier gesagt hat, zu Beginn meiner Ausführungen eine persönliche 
Bemerkung mache. Ich bin jetzt 42 Jahre Mitglied der CDU und - durch Ihr Vertrauen 
immer wieder ins Amt berufen - seit 15 Jahren Parteivorsitzender. Es ist wahr: Es 
waren schwierige Jahre, es waren gute Jahre; es gab Siege und Niederlagen; es gab 
auch bittere Stunden - das habe ich nicht vergessen. Aber es gab vor allem auch viel 
Hilfe, viel Unterstützung, viel Gemeinsamkeit. Es gab und gibt das Erlebnis der 
Freundschaft und der Kameradschaft. 

Ich habe es gestern im Parteivorstand gesagt und will es hier wiederholen: Manch 
einer - das gilt nicht nur für uns, das gilt für die großen Volksparteien der 
Bundesrepublik - , der von draußen das Leben einer Partei, auch der unseren, 
betrachtet, manch einer, der darüber sogar wissenschaftlich arbeitet und vom 
Katheder aus referiert, verfehlt häufig das Thema, weil er die Satzungen und die 
Protokolle studiert und nicht in die Gesichter schaut und auch nicht in die Herzen der 
Menschen sehen kann; er verfehlt das Ziel auch deswegen, weil er nicht begriffen hat, 
was man nur begreifen kann, wenn man durch Jahre und Jahrzehnte versucht, seinen 
Dienst zu leisten: daß eine solche Volkspartei - dies gilt in hohem Maße für uns, für 
unsere CDU - durch die Jahrzehnte hindurch zu einem Stück Heimat wird. Wo immer 
einen dann das Vertrauen der Mitbürger in wichtige Ämter der Partei und des Staates 
stellt - ich jedenfalls gehöre zu denen, die nie vergessen, daß sie auf den Schultern der 
vielen stehen, die diesen Weg erst möglich gemacht haben. 

(Beifall) 

Als ich vor 42 Jahren als Schüler zur Union kam, hatte ich einen Lehrmeister; das war 
ein alter, klassischer Zentrumsprälat. Von dem habe ich vieles sehr Gutes gelernt. Er 
hat mir einen Rat mit auf den Weg gegeben - da war nicht voraussehbar, wohin mein 
Weg mich führen würde - , es war ein pastoraler Rat, der einem Pfarrer wohl 
angemessen war. Er sagte: „Wenn du später einmal in eine wichtige Funktion 
kommst, dann bist du herausgehoben, und dann geht es dir so wie dem Hahn auf dem 
Kirchturm: Jeder Wind weht dich an." Dies habe ich gerade in diesen 15 Jahren 
gespürt. 

Ich will all denen danken, die mir dabei geholfen haben, sowie jenen, die manche 
Wegstrecke mit mir gemeinsam zurückgelegt haben. Ich habe in den anderthalb 
Jahrzehnten in diesem Amt auch Fehler gemacht, das bleibt nicht aus, aber ich habe 
versucht, mein Bestes zu geben. Noch eines, meine Damen und Herren: Wir ziehen 
weiter, egal ob anonym oder offen dieses oder jenes gesagt wird. Die Karawane zieht 
welter! 

(Beifall) 

23 



Liebe Freunde, wir sind heute hier in Wiesbaden zum 36. Bundesparteitag der CDU 
Deutschlands zusammengekommen, um zentrale Herausforderungen gemeinsam zu 
diskutieren. Ungeachtet aller Diskussionen präsentiert sich auch in diesen Tagen in 
Wiesbaden die CDU Deutschlands als die stärkste und bestimmende Kraft in der 
Koalition der Mitte. Wir diskutieren die Themen, auf die es ankommt, wir werden 
Orientierungspunkte setzen, an denen sich andere ausrichten können. 

Gerade weil ich durch zahlreiche Jahre mit vielen gemeinsam den Weg der Partei 
gegangen bin, kenne ich unsere Partei und ihre Stimmungen. Ich weiß im Rückblick 
auf manche l\/lißhelligkeiten und Rückschläge der letzten Wochen, daß wir gegenwär­
tig eine Durststrecke zurücklegen. Nach den Aufräumungsarbeiten und nach den 
großartigen Konsolidierungserfolgen der vergangenen Legislaturperiode stehen wir 
jetzt in einer wichtigen Phase für das Land existentieller Reformvorhaben. 

Wir haben, liebe Freunde, 1982 die Regierungsverantwortung mit dem Ziel und dem 
Versprechen übernommen, dem Land die Zukunft zu sichern - wenn nötig, auch 
gegen Widerstand und gegen Trägheit des Denkens. Ich habe mich immer dagegen 
gewandt, den Wege des geringsten Widerstandes zu gehen und dem jeweiligen 
Zeitgeist zu folgen. Vor der Geschichte werden wir nur bestehen, wenn wir die Zukunft 
im Blick haben und das Richtige tun, und nicht, wenn wir dem Gerede des Tages 
erliegen. Heute - viel zu wenige haben es begriffen - geht es darum, die wirtschaftliche 
und humane Qualität des Standorts Bundesrepublik Deutschland für die 90er Jahre 
und darüber hinaus zu sichern. Liebe Freunde, das ist eine Gestaltungsaufgabe, die 
unsere ganze Kraft fordert, die den Einsatz jedoch lohnt. I\/Iit diesem großen Vorhaben 
erfüllen wir unseren Wählerauftrag. Wir haben versprochen, Zukunft zu gewinnen: 
eine sichere Zukunft für alle und eine Zukunft vor allem für die junge Generation. 

In vier Jahren, 1992, vollenden wir den europäischen Binnenmarkt. Dies ist ein 
epochales Ereignis. Nicht nur für die Wirtschaft, sondern in unserer ganzen Gesell­
schaft wird sich ein gewaltiger Wandel einstellen. Er ist aus gutem Grund mit der 
Entscheidung zur Währungsreform 1948 verglichen worden. Wir haben gestern den 
40. Geburtstag unserer D-Mark begangen. Wir haben an das Wagnis Ludwig Erhards 
erinnert. Wir haben den Mut der Männer und Frauen jener Tage gefeiert, denen wir es 
verdanken, daß wir heute mit der freiheitlichsten Verfassung in der Geschichte der 
Deutschen im freien Teil Deutschlands leben können, daß wir einen beachtlichen 
Wohlstand und - trotz aller Kritik - ein hohes Maß an sozialer Gerechtigkeit erreicht 
haben. 

Liebe Freunde, ich kann Ihnen allen nur zurufen: Warum sollten wir nicht heute die 
gleiche Kraft aufbringen an einer neuen Wegscheide deutscher Geschichte wie jene 
Männer und Frauen im Jahre 1948? 

(Beifall) 
Wer nur darüber redet, wie er mehr Freizeit bekommt, wer immer nur über noch 
kürzere Arbeitszeit spricht, wer nur davon spricht, wie seine Gruppe und sein 
persönliches Schicksal gedeihen können, und wem es gleichgültig ist, wie es anderen 
in diesem Land geht, der setzt nicht nur seine, sondern die Zukunft des ganzen 
Landes auf das Spiel. 
Um die Zukunft zu gewinnen, müssen wir auch zum Umdenken fähig sein und die 
Kraft zu notwendigen Reformen aufbringen - ob das die Steuerreform ist, die 
Neuordnung des Post- und Fernmeldewesens, die Reform unseres Gesundheitswe­
sens, die Reform unserer Alterssicherung, um nur einmal diese vier wichtigen Projekte 
neben vielen anderen zu nennen, die jetzt die Diskussionen beherrschen. 
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Liebe Freunde, für keine dieser großen Aufgaben hat die SPD ein tragfähiges Konzept, 
weder zur Steuerreform noch zur Reform des Gesundheitswesens noch zur langfristi­
gen Sicherung der Rentenfinanzierung. Und bei der Post bleibt die SPD ganz der 
Vergangenheit verhaftet, während der Rest der Welt längst mit der Informationstech­
nologien in die 90er Jahre startet. 
Die Wahlen - das spreche ich mit Bedacht aus - im Jahre 1990 werden aber danach 
entschieden, wer wirklich die Zukunft des Landes sichert. Nach meiner Erfahrung aus 
vielen Jahrzehnten wird die Wahl derjenige gewinnen, der mit Weitsicht, mit Mut und 
mit Standfestigkeit die richtigen Entscheidungen trifft, sie den Bürgern erklärt und 
damit Stimme für Stimme erkämpft. 

(Beifall) 
Liebe Freunde, wir haben seit 1982 gute Arbeit geleistet. Das gibt auch Grund zu 
vernünftigem Selbstbewußtsein. Nur wenige - das ist wahr - sahen schon am 
1. Oktober 1982 voraus, wieviel Kraft es tatsächlich kosten würde, das als richtig 
Erkannte durchzusetzen. Natürlich ist es auch wahr, daß nicht jeder auf dieser 
Wegstrecke das IVlaß an Solidarität bewiesen hat, das eigentlich selbstverständlich 
sein sollte. Wie die meisten von Ihnen - Walter Wallmann hat das eben gesagt und viel 
Beifall dafür bekommen - ärgere auch ich mich über den oft unnötigen Streit, der nicht 
selten nur der Befriedigung persönlicher Eitelkeiten dient. 
Es braucht Zeit und es braucht Stehvermögen, bis sich die positiven Wirkungen 
politischer Entscheidungen - auch und gerade jener, die im Streit durchgesetzt 
wurden - voll zeigen. So können wir jetzt, liebe Freunde, in der Außen- und 
Sicherheitspolitik die Früchte unseres Stationierungsbeschlusses von 1983 ernten: In 
diesen Tagen werden die ersten Raketen abgebaut. 

(Beifall) 
Fragen Sie doch bitte einmal im Kreis unserer Freunde in den Orts- und Kreisverbän­
den, wie viele daran geglaubt haben, dieses Ziel sei fünf Jahre nach diesem Beschluß 
erreicht. Das ist eine großartige Bestätigung unserer Politik. 
Auch bei den großen Reformvorhaben in der Innenpolitik können wir nicht erwarten, 
daß sie „Selbstlaufer" sind. Bei allen notwendigen Entscheidungen stoßen wir täglich 
auf mächtige, gut organisierte Interessengruppen, die einen gewaltigen Druck 
ausüben. Mich hat die Erfahrung meines politischen Lebens gelehrt, daß ich mich 
dem Druck nicht beuge. Mit Verzagtheit werden wir unserer geschichtlichen Verant­
wortung nicht gerecht. 
Keine der wegweisenden Entscheidungen in der Geschichte unserer Republik -
denken Sie nur an die Währungsreform vor 40 Jahren - wäre möglich gewesen, wenn 
die jeweils maßgeblichen Männer und Frauen nicht Mut und Standfestigkeit aufge­
bracht hätten. 

(Beifall) 
Wir machen Politik für alle. Unser Gemeinwesen ist mehr als die Summe von 
Einzelinteressen. 
Wir brauchen die Kraft zur Zukunftsgestaltung. Wir brauchen die Kraft zu Visionen, die 
gegen Widerstände im politischen Alltag durchgesetzt werden müssen. Dabei haben 
wir einen Kompaß, der uns Orientierung gibt: das christliche Menschenbild. Ich 
verwende bewußt den Ausdruck Kompaß. Das christliche Menschenbild liefert uns 
keine Patentrezepte für den politischen Alltag. In erster Linie ist es eine Aussage über 
das Wesen des Menschen, über seine unveräußerliche Würde, seine Möglichkeiten 
und Grenzen, seine Stärken und Schwächen, über seine Fähigkeit, Verantwortung für 
den Mitmenschen, für die uns anvertraute Schöpfung wahrzunehmen. 
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Im christlichen Menschenbild wurzelt die Idee der Freiheit, die auch in Zukunft unser 
Handeln in der Innen- wie in der Deutschland- und Außenpolitik bestimmen muß. Zum 
christlichen Verständnis vom iVlenschen gehört ebenso, daß sich sein Handeln stets 
im sozialen Raum, d. h. in Verantwortung gegenüber der Gemeinschaft seiner 
iVlitmenschen vollzieht. Deshalb gehören Freiheit und Verantwortung, Rechte und 
Pflichten für uns untrennbar zusammen. 

(Beifall) 

Nur Scharlatane verheißen eine Welt, In der es keine Verantwortung füreinander mehr 
gibt und in der Frieden und Freiheit - im Innern wie nach außen - zum Nulltarif zu 
haben sind. Das müssen wir immer wieder sagen; dafür müssen wir einstehen. 

Niemand darf sein Leben ohne Rücksicht auf das Leben anderer gestalten. Eine 
Gesellschaft, die nicht verantwortungsvoll mit dem menschlichen Leben umgeht, 
verwirkt einen Teil ihrer Zukunft. Das gilt auch für das ungeborene menschliche Leben. 

Im Mittelpunkt unserer Politik der Zukunftsgestaltung steht daher die Familie. Kinder 
sind Leben, sind Zukunft. Die Familie ist der erste und der wichtigste Ort individueller 
Geborgenheit. Sie vermittelt grundlegende Werte menschlichen Zusammenlebens. 
Partnerschaft zwischen Mann und Frau, Liebe zu den Kindern, Solidarität zwischen 
den Generationen - das alles kann unsere Gesellschaft nur prägen, wenn es sich zu 
Hause in der Familie bewährt. 

Wir haben deshalb sofort nach der Regierungsübernahme 1982 damit begonnen, die 
Familie wieder in den Mittelpunkt der Politik zu rücken. Unser Ziel steht fest: Wir 
wollen wieder ein familien- und kinderfreundliches Land werden. 

(Beifall) 

Durch die Einführung des Erziehungsgeldes für alle Eltern und die erstmalige 
Berücksichtigung von Erziehungszeiten im Rentenrecht haben wir mit der Ausgren­
zung der nicht erwerbstätigen Frauen Schluß gemacht. Wir haben neue Wege 
beschritten, ganz im Sinne unseres Ludwigshafener Grundsatzprogramms. Unsere 
Politik hat dafür gesorgt, daß Kinder nicht mehr sozialen Abstieg bedeuten. Warum, 
liebe Freunde, reden wir nicht häufiger über diese wegweisenden Reformen, die 
überall im Land auf große Zustimmung stoßen? 

Geld allein löst die Probleme nicht. Wir brauchen einen Bewußtseinswandel. Wie nötig 
er ist, zeigt die anhaltend hohe Zahl von Abtreibungen, von Kindern also, denen ihr 
Recht auf Leben verweigert wird. Hier geht es um ein Thema, das natürlich für das 
Selbstverständnis von uns Christlichen Demokraten eine besonders wichtige Rolle 
spielt. 

Wir haben dafür gesorgt, daß schwangeren Frauen in Not hinsichtlich ihrer materiellen 
Probleme Erleichterung geschaffen wurde. Das genügt nicht: Beratung und Aufklä­
rung müssen noch weiter verbessert werden; ihnen kommen zentrale Bedeutung zu. 

Hier liegt ein wesentlicher Teil eines erfolgversprechenden Bemühens um den Schutz 
des ungeborenen Lebens. Deshalb wollen wir ein Beratungsgesetz. 

(Beifall) 

Meine lieben Freunde, unter der Leitidee der verantworteten Freiheit sind die großen 
Herausforderungen an der Schwelle zum 21. Jahrhundert zu bestehen. Unser Ziel 
muß es sein, die wirtschaftliche und humane Qualität des Standortes Bundesrepublik 
Deutschland zu sichern - für die nächsten Jahre und über die Schwelle des 
Jahrhunderts hinaus. 
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Im Kern handelt es sich dabei vor allem um eine geistige Herausforderung: Gefordert 
ist unsere Bereitschaft umzudenken. Das gilt insbesondere für jene beiden großen 
Aufgabenfelder, die ich von mir aus heute hier ansprechen will: die wirtschaftlichen 
Herausforderungen - vor allem auch im Blick auf die Vollendung des europäischen 
Binnenmarktes bis 1992 - sowie die demographischen Herausforderungen, bei 
denen es um so unterschiedliche Fragen wie Alterssicherung, Bildungswesen, 
Wohnungsmarkt oder Personalstärke der Bundeswehr geht - um nur einige Aspekte 
dieses Themas deutlich zu machen. 

Eine nüchterne Bestandsaufnahme - und auch das sollten wir unseren Mitbürgern 
sagen - macht deutlich, daß unsere wirtschaftliche Ausgangsposition durchaus 
ermutigend ist. Im sechsten Jahr unserer Regierungsverantwortung stehen wir 
zugleich im sechsten Jahr einer stetigen und stabilen wirtschaftlichen Entwicklung 
nach oben. Es geht kontinuierlich aufwärts, und das müssen wir den Bürgern sagen, 
weil sie es sonst vergessen und glauben, dies alles geschehe von allein. 

(Beifall) 
Liebe Freunde, das ist eine großartige Leistung, die ringsum in der Welt auch 
anerkannt wird. Wir müssen es immer wieder deutlich machen, und wir müssen 
dankbar dafür sein, daß uns hier so viele geholfen haben: viele Menschen guten 
Willens in Betriebsräten, in Unternehmungsleitungen, bei Gewerkschaften, überall im 
Mittelstand, auch bei den Bauern, mögen viele von diesen auch wegen neuer 
Entwicklungen schimpfen. Die Mehrheit der Bürger dieses Landes ist guten Willens 
und Ist hilfreich auf diesem Weg in die Zukunft. 

(Beifall) 
Daß sich eine solche dauerhafte Aufwärtsentwicklung nicht von selbst versteht, 
haben die Turbulenzen an den Finanz- und Devisenmärkten im letzten Herbst deutlich 
gezeigt. Aber auch und gerade in dieser schwierigen Zeit hat sich doch gezeigt, daß 
sich die Wachstumskräfte in der Bundesrepublik Deutschland durchsetzen können -
allen Katastrophengemälden zum Trotz. Jetzt werden die wirtschaftlichen Prognosen 
nach oben korrigiert. Im ersten Quartal dieses Jahres lag die Wachstumsrate bei 
4,2%. Ich finde, diese Zahl sollte uns zur Gelassenheit gegenüber manchen 
aufgeregten Unheilspropheten raten. 
Ein wichtiger Aktivposten unserer Anstrengungen ist der Zugewinn von über 780 000 
neuen, zusätzlichen Arbeitsplätzen. Wahr ist auch, daß die Arbeitslosigkeit trotz der 
erheblichen Ausweitung der Beschäftigung eben nicht entsprechend zurückgeführt 
werden konnte; denn etwa in dem Umfang, in dem neue Arbeitsplätze entstanden 
sind, ist auch die Zahl derer gewachsen, die sich als Arbeitssuchende melden, was im 
übrigen in vielen Fällen ein Vertrauensbeweis in die Zukunftsentwicklung unserer 
Wirtschaft und damit in unsere Politik ist. 
Vor allem junge Leute - das sind jetzt die letzten aus den geburtenstarken Jahrgängen 
- und Frauen drängen zusätzlich auf den Arbeitsmarkt. Gerade ihre Chancen haben 
sich durch unsere Politik verbessert. So liegt die Zahl der arbeitslosen Jugendlichen 
unter 20 Jahren zum erstenmal seit sieben Jahren bei weniger als 100 000. Zu keinem 
Zeitpunkt, liebe Freunde, hat es In der Bundesrepublik Deutschland mehr Arbeits­
plätze für Frauen gegeben als heute. 

(Beifall) 
Das heißt: unsere Politik hat für den Arbeitsmarkt greifbare Fortschritte gebracht. 
Aber dies kann uns alle nicht davon ablenken, daß wir noch wichtige strukturelle 
Aufgaben zu lösen haben - Aufgaben, die in diesen Tagen für meinen Geschmack 
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etwas zu schroff diskutiert wurden - und was die Dimensionen der Probleme in den 
Regionen der Bundesrepublik angeht, vielleicht auch etwas zu einseitig. Aber es ist 
doch einfach wahr, daß wir Verwerfungen haben. Sie sind unübersehbar- nicht nur im 
Norden und im Westen. Ich denke auch an das Saarland und an andere Bereiche. 
Dabei weiß Ich, daß das nicht einfach eine Frage der Geographie ist - strukturelle 
Probleme gibt es auch innerhalb einzelner Bundesländer. Wenn dieser Bundesstaat 
Zukunft haben soll - und wir wollen dies als überzeugte Föderalisten - , müssen wir 
Lösungen finden, bei denen die fortgeschrittenen Gebiete auch bereit sind, denen zu 
helfen, die zurückgeblieben sind. Solche Zahlen, in denen Strukturentwicklung zum 
Ausdruck kommt, können sich ja auch sehr rasch ändern, wie wir in den letzten 
Jahrzehnten erlebt haben. 

(Beifall) 
Wir kennen auch die strukturellen Probleme in bestimmten Branchen. Wir alle wissen, 
daß wir uns auf diesem Feld mancherlei Torheit leisten. Sie werden bei unseren 
Arbeitsämtern ziemlich wenig Aussicht auf Erfolg mit dem Versuch haben, einen 
zwei-, drei- oder vierundfünfzigjährigen kaufmännischen Angestellten unterzubrin­
gen. Ein törichter Jugendkult hat dazu geführt, daß jemand mit zwei-, drei- oder 
vierundfünfzig Jahren zu alt ist, obwohl die Lebenserwartung eines solchen Mannes in 
der Bundesrepublik jetzt bei 76 Jahren liegt. Wir müssen hier umdenken und 
vernünftige Lösungen für die Zukunft finden. 

(Beifall) 
Ein wichtiger Aktivposten unserer Wirtschaftspolitik darf gerade heute, 40 Jahre nach 
der Währungsreform, nicht unerwähnt bleiben: die Rückgewinnung der Preisstabilität. 
Meine Damen und Herren, es ist schon erstaunlich, daß wir jetzt gelegentlich auch im 
Ausland fast in die Lage kommen, uns wegen dieser Politik der Preisstabilität 
verteidigen zu müssen. Ich sage meinen ausländischen Gesprächspartnern immer 
wieder: Inflation ist für die Deutschen nicht irgendein Thema. Zwei Generationen 
- nach dem ersten und nach dem zweiten Weltkrieg - haben erlebt, was es bedeutet, 
wenn über Nacht die Ersparnisse verschwunden waren, oft Lohn für Lebensleistung 
und das, was sozialen Halt gab. Wir wissen: das Aufkommen der Nazis hat viele 
Gründe. Aber einer der Gründe war sicherlich die Vernichtung einer ganzen Mittel­
schicht zu Beginn der 20er Jahre. 

Wenn wir für dieses Thema sensibel sind, dann zeigt das ja nur, daß wir geschichtsbe-
wußt geworden sind. Deswegen setzen wir auf eine Politik der Preisstabilität. Das ist 
im übrigen auch die größte soziale Tat, die wir gegenüber den breiten Schichten 
unseres Volkes erbringen können. 

(Beifall) 
Liebe Freunde, wir haben einen ganz ungewöhnlich starken Anstieg der Realeinkom­
men erreicht, und zwar in den letzten beiden Jahren um nicht weniger als 100 
Milliarden DM. Das hat es in dieser Dimension noch nicht gegeben. Diese Tatsachen 
stehen in einem krassen Gegensatz zu dem öffentlichen Lamento, das manche Leute 
anstellen; auch in einem krassen Gegensatz zu jener Stimmungslage, in der viele sich 
zu wenig bewußt sind, was wir erreichen konnten, was auf dem Spiele steht und was 
wir sichern müssen, wenn wir Zukunft gewinnen wollen. 

(Beifall) 
Die Politik der SPD hat in den 70er Jahren Inflation herbeigeführt und damit 
Einkommen und Ersparnisse der Bürger wieder entwertet. Wir haben mit Stabilität für 
wachsende Einkommen und Ersparnisse gesorgt. Dies kommt - und das ist Politik 
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und Tradition Ludwig Erhards - den breiten Schichten unserer Bevölkerung zugute. 
Es ist ein Stück neuer Wohlstand im Lande entstanden. Sie können es unschwer 
überall selbst erfahren. - Warum, liebe Freunde, reden wir nicht mehr darüber, daß 
dies unsere gemeinsame Leistung ist? 
Für uns ist und bleibt die Soziale Marktwirtschaft Leitbild und Gütesiegel unserer 
Politik. Wir nehmen großartige gesellschaftspolitische Entwicklungen und Ideen auf. 
Wir wissen, worauf es ankommt: Es geht um die Wettbewerbsposition der Bundes­
republik Deutschland. Es geht jetzt im Blick auf die zukünftige Entwicklung im neuen 
Kräftedreieck: Vereinigte Staaten und Kanada, Ostasien - insbesondere Japan - und 
EG, um die Wettbewerbsposition Europas gegenüber den anderen großen Wirt­
schaftsregionen. Es geht um zusätzliche Chancen für Wachstum und Beschäftigung 
in den 90er Jahren. Es geht um das Zusammenwachsen der europäischen Volkswirt­
schaften im Bereich der EG. Es geht natürlich vor allem und letztlich um einen weiteren 
entscheidenden Schritt in den 90er Jahren zur politischen Einigung Europas. 

(Beifall) 
Für uns geht es bei alledem zugleich um den Kampf gegen die Arbeitslosigkeit. 
Gerade wir in der Bundesrepublik Deutschland werden von all diesen Änderungen in 
besonderer Weise betroffen. Als führende Handelsnation der Welt verkaufen wir mehr 
Waren jenseits unserer Grenzen als jedes andere Land dieser Erde. 
Mit dieser ungewöhnlichen Einbindung in die Weltwirtschaft eröffnen sich natürlich 
große Chancen, aber eben auch besondere Aufgaben. 

Was wir zu allererst brauchen, liebe Freunde, sind der Leistungswille und die 
Einsatzbereitschaft unserer Menschen. Das ist der eigentliche Reichtum unseres 
Landes. 

(Beifall) 
Das ist letztlich auch der entscheidende Ansatzpunkt für die Steuerreform 1990. Sie 
ist ein Kernstück unserer Politik. Wenn zusätzliche Anstrengungen im wesentlichen 
durch zusätzliche Steuern bestraft statt durch eine verbesserte Einkommenslage 
honoriert werden, dann ist schwer zu erkennen, woher wir in Zukunft die Initiativen 
und das Engagement für die Lösung schwieriger Zukunftsaufgaben erwarten sollen; 
ich sage das mit Bedacht. Auch die notwendig gewordene Erhöhung der Verbrauchs­
steuern ändert nichts an dieser Feststellung. Wir investieren dieses Geld in die 
Zukunft - in die Europäische Gemeinschaft und für die Stärkung strukturschwacher 
Regionen bei uns. 

Ich will in diesem Zusammenhang auch gleich ein anderes, heftig umstrittenes Thema 
nennen: die Gesundheitsreform. Liebe Freunde, daß hier gehandelt werden muß, sagt 
eigentlich jeder. Die Zahlen sind so katastrophal, daß man sie nicht mehr zu 
kommentieren braucht: 1960 gab die Krankenversicherung 9 Milliarden DM aus, 1970 
waren es 24 Milliarden DM, 1980 86 Milliarden DM, und heute, 1988, sind es 
125 Milliarden DM. 
Angesichts dieser Zahlen, liebe Freunde, kann ich über manche Kampagne und 
manchen Versuch, Stimmung gegen uns zu machen, wirklich nur den Kopf schütteln. 
Daß es mit der Kostenentwicklung so nicht weitergehen kann, muß doch jeder 
erkennen, der bei klaren Sinnen ist. 

(Beifall) 
Diejenigen unserer politischen Gegner, die glauben, sie könnten in dieser Sache ein 
Geschäft machen, werden 1990 sehen, daß sie sich getäuscht haben: Die überwälti­
gende Mehrheit unserer Mitbürger hat längst erkannt, daß es so nicht weitergehen 
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kann. Wer Besitzstandsdenken und Gruppeninteressen liöher stellt als alles andere 
und dabei noch mit blanker Diffamierung und mit Unwahrheiten arbeitet, der hat eben 
nicht begriffen, was die Voraussetzung unseres Wohlstandes - und damit auch 
unserer sozialen Sicherheit - ausmacht. Wer meint, er könne die Solidargemeinschaft 
als Selbstbedienungsladen mißbrauchen, der wird auf unseren entschlossenen 
Widerstand treffen. Wir müssen es ertragen, daß wir uns so nicht bei jedem beliebt 
machen; denn uns muß es darauf ankommen, daß die Richtung stimmt. 

(Beifall) 
Wir können den Standort Bundesrepublik Deutschland für die 90er Jahre nur sichern, 
wenn wir nicht über unsere Verhältnisse leben weder in unserer Wirtschaft noch im 
Bereich der sozialen Sicherung. Auch das ist ein Schlüsselsatz aus dem politischen 
Vermächtnis Ludwig Erhards. 
Liebe Freunde! Die Bilanz ist doch eindeutig: Wir haben die höchsten Löhne, die 
kürzeste Arbeitszeit und den längsten Urlaub. Wenn das so bleiben soll, wenn wir 
diesen Wohlstand sichem wollen, dann müssen wir bereit sein, Strukturen an die 
veränderten weltwirtschaftlichen Bedingungen anzupassen. Wir haben 40 Jahre 
lange hart für den Spitzenplatz gearbeitet, den wir jetzt innehaben. Im europäischen 
Binnenmarkt der 90er Jahre werden wir diesen Platz nur halten können, wenn wi r - ich 
sage es noch einmal - fähig sind auch umzudenken. 
Das heißt, wir brauchen mehr Offenheit für neue technische und wirtschaftliche 
Lösungen. Wir dürfen nicht immer nur nach dem Staat rufen. Wir haben viele 
Bereiche, wo Privatinitiative sehr viel mehr bewirken kann als jede staatliche 
Bürokratie. Wenn ich mir die Diskussion im Zusammenhang mit der Postreform 
betrachte, dann meine ich, daß ein Teil der Kritiker die Post nicht in die Zukunft, 
sondern in die Vergangenheit führen will und damit die Arbeitsplätze in den 90er 
Jahren vernichten würde. 

(Beifall) 
Wir brauchen mehr Offenheit für individuelle Wünsche zur Gestaltung der Berufstätig­
keit. Deshalb müssen die Tarifpartner für ein wesentlich größeres Angebot an 
Teilzeitarbeitsplätzen sorgen. 
Die neu auf den Arbeitsmarkt kommenden Arbeitskräfte - vor allem Frauen - suchen 
gerade in diesem Bereich neue Chancen. Wenn Sie die Prozentzahlen im Vergleich zu 
anderen Industrienationen sehen, wissen Sie, daß wir hier noch weit zurückliegen. 
Hier ist in der Tat viel zu tun. Das ist nicht primär eine Sache des Staates, diese Frage 
richtet sich vielmehr an die Innovationsbereitschaft der Tarifparnter, die ich dazu 
herzlich einladen möchte. 
Wir brauchen mehr Chancen für eigenverantwortliche Initiative, für Markt und für 
Wettbewerb. Das ist auch der Grundgedanke der Steuerreform. Nicht immer mehr 
staatliche Regelungen sind das Ziel. Alle, Unternehmer wie Gewerkschaften, müssen 
hier ihren Beitrag leisten. 
Dazu gehört auch - wenn wir über den Standort Bundesrepublik Deutschland reden -
ein klares Wort zu dem wichtigen Thema Lohnnebenkosten. Liebe Freunde, sagen Sie 
das auch zu Hause in den Podiumsdiskussionen: 60 % der Lohnnebenkosten 
beruhen auf tariflichen oder betrieblichen Vereinbarungen. Diese tragen immer zwei 
Unterschriften: die der Arbeitgeber und die der Gewerkschaften. Viele, die in diesen 
Tagen in großen öffentlichen Veranstaltungen die Verbesserung des Standorts 
Bundesrepublik Deutschland anmahnen finden hier ein breites Feld für eigenverant­
wortliches Handeln. 
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Wenn die Tarifpartner ihrer Verantwortung bei den Lohn- und Lohnnebenl<osten nicht 
gerecht werden, wenn die Arbeltsplätze auf diesem Weg Immer teurer werden, dann 
werden wir - trotz aller Anstrengungen in der Politik - nicht mehr, sondern weniger 
Arbeitsplätze haben. 

(Beifall) 

Liebe Freunde! Diese Art von Arbeltstellung akzeptieren wir nicht: daß In der Sozialen 
Marktwirtschaft dort, wo es schwierig wird, der Staat und natürlich wir als Regierungs­
partei gefordert sind und dort, wo es angenehm ist, die Tarifpartner. 

Niemand will die Tarifautonomie antasten: Sie ist eine große Errungenschaft. Was wir 
jedoch verlangen, Ist die Bereitschaft der Tarifpartner, ihre Verantwortung für das 
Ganze wahrzunehmen. Wir haben hier notwendige Erfahrungen gemacht - Erfahrun­
gen, die selbst mich gelegentlich verblüfften. Ich habe erlebt, daß wir in Bonn in einer 
großen Konferenz über die Zukunft des Ruhrgebiets miteinander diskutierten. Alle 
waren am Tisch: Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Es kam auch etwas Vernünftiges 
heraus. Wir waren uns einig, daß eines der Probleme an Rhein und Ruhr die Frage der 
Lohnnebenkosten, die Frage der zu hohen Kosten ist. Das änderte nichts an der 
Tatsache, daß genau einen Tag später eben jene Tarifpartner, die an der Konferenz 
teilgenommen hatten, einen Tarifvertrag abschlossen, der in gar keiner Weise mehr 
dem entsprach, was wir am Tag vorher besprochen hatten. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, es geht hier nicht um Gewerkschaftsschelte oder Arbeitgeberschelte. 
Das bringt uns nicht weiter. Es geht mir darum, daß jeder den Satz auf sich bezieht: 
Wer Rechte hat, der hat auch Pflichten. Daraus erwächst auch Verantwortung etwa im 
Bereich der Lohnnebenkosten. Wir sind verpflichtet - auch wenn es manchem nicht 
gefällt - , diese Wahrheiten auszusprechen. 

Ich denke hier an die zweite große Herausforderung, nämlich an die Frage der 
demographischen Entwicklung. Liebe Freunde, hier ist eine ganz ungeschminkte 
Bestandsaufnahme notwendig. Das Ergebnis muß uns zutiefst betroffen machen. 
Alfred Grosser, ein Mann, der Deutschland kennt wie wenige, hat vor einiger Zeit in 
Paris erklärt - ich zitiere es mit meinen Worten - , er verstünde die Deutschen nicht 
ganz: Sie beschäftigten sich überwiegend mit Fragen des Umweltschutzes. Das sei 
zwar verständlich, aber über das Wichtigste würden sie nicht reden, nämlich über die 
Tatsache, daß in der Bundesrepublik Deutschland so wenig Kinder geboren werden -
mit all den negativen Folgen, die das für uns haben wird. Der Mann hat recht, meine 
Damen und Herren..Der Mann hat recht. 

(Beifall) 
Ein paar Zahlen zeigen das: Die Zahl der Geburten pro Jahr hat sich von über einer 
Million Mitte der 60er Jahre bis heute fast halbiert. Von 1980 bis 1987 ist die Zahl der 
Schüler um fast ein Viertel zurückgegangen. Allein im laufenden Schuljahr sind es gut 
270 000 weniger als im Schuljahr davor. Die Zahl der deutschen Bevölkerung hat sich 
in den letzten 20 Jahren um fast zwei Millionen verringert. 

Jeder weiß, daß diese Entwicklung überhaupt nicht kurzfristig zu verändern ist. Die 
Dramatik liegt ja vor allem darin - und das begreifen nur sehr wenige - , daß sich diese 
Entwicklung noch beschleunigt. Das muß doch Besorgnis erregen. Das ist doch ein 
Thema, das uns aufrütteln muß und das wichtiger ist als die Diskussion darüber ist, ob 
wir 40,39 oder 38'/i Stunden in der Woche arbeiten. 

(Beifall) 
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Wir müssen doch sehen, was für Umschichtungen hier vonstatten gehen. Die Zahl der 
über 60jährigen wächst l<ontinuierlich an. 1950 gab es noch zweieinhalbmal soviel 
Personen unter 15 Jahren wie solche über 65. Heute sind beide Gruppen ungefähr 
gleich groß. Die Zahl der über 80jährigen ist im gleichen Zeitraum von 500000 auf 
mehr als 2 Millionen gewachsen. 

Wer dies betrachtet und dieses Zahlenmaterial in sich aufnimmt, der weiß: Hier stehen 
wir vor schweren Herausforderungen bei der Entwicklung unseres Landes. Hier steht 
letztlich die Frage - das muß man aussprechen - des sozialen Friedens mit auf dem 
Prüfstand. Denn unser soziales Sicherungssystem kann doch bei diesen Zahlen -
etwa im Blick auf die Rentenformel des Jahres 1957 - überhaupt nicht mehr 
funktionieren. 
Deshalb setzen wir jetzt eine Reform des Rentensystems durch. Das ist auch eine 
Frage der gerechten Lastenverteilung. Wir müssen hier miteinander reden und zu 
richtigen Ergebnissen kommen, und wir dürfen nicht aufschreien, wenn beispiels­
weise Norbert Blüm mit meiner Unterstützung im Herbst sagen wird: Wir müssen die 
Lebensarbeitszeit flexibler gestalten. Wer länger arbeitet, muß einen Bonus, und wer 
kürzer arbeitet, einen Malus bekommen. Das ist die einzige Möglichkeit, auf diesem 
Feld voranzukommen. 

(Beifall) 
Wir müssen unser Verhältnis gegenüber den Älteren insgesamt einmal bedenken. Für 
die Partei haben wir es ja mit der Gründung der Seniorenunion getan. Viele unserer 
älteren Mitbürger können auch weiterhin etwas in der Gesellschaft leisten. Geben wir 
ihnen doch die Chance, verantwortliche Aufgaben zu übernehmen. Wir brauchen in 
der Tat nicht nur im Rentenrecht, sondern auch im Alltag unserer Republik den 
Drei-Generationen-Vertrag: die Älteren, die im Berufsleben stehende, aktive Genera­
tion und die Generation unserer Kinder können nur im Miteinander die Probleme lösen. 

(Beifall) 
Es kann doch kein Zweifel darüber bestehen, liebe Freunde, daß die absehbaren 
Belastungen in der gesetzlichen Rentenversicherung nicht einseitig von den Beitrags­
und Steuerzahlern oder von den Rentnern aufgebracht werden können. Alle Beteilig­
ten müssen einen Beitrag zur Strukturreform leisten. Auch hier gilt: Wir werden es 
nicht schaffen, wenn wir nicht fähig sind, umzudenken und die notwendige Generatio­
nensolidarität aufzubringen. Ich bin überzeugt, daß dies gelingt und daß wir den 
Konflikt, der zwischen den Generationen droht, vermeiden können. Deshalb muß jetzt 
die Kraft der gesamten Partei dafür eingesetzt werden, daß wir in diesem Sinne 
gemeinschaftliche Lösungen finden. 

In bezug auf das, was der Oberbürgermeister von Wiesbaden vorhin hier ausführte, 
kann ich nur sagen: Wir laden alle anderen herzlich ein, mitzutun. Es war 1956/1957 
eine großartige Sache, daß damals das große Rentenreformwerk, eine der größten 
sozialen Taten der deutschen Geschichte, gemeinsam möglich war. Allerdings werde 
ich mich allem widersetzen, was dazu führt, daß wir nur um der Gemeinsamkeit willen 
nicht das Richtige tun. Wir müssen jetzt das Richtige tun, auch wenn es im Moment 
nicht sofort populär ist. 

(Beifall) 
Liebe Freunde, es entspricht einer guten Tradition, daß die Deutschland- und die 
Außenpolitik auf unseren Parteitagen und damit auch im Bericht des Bundesvorsit­
zenden einen wichtigen Platz einnimmt. Ich will damit zugleich auch den Leitantrag 
des Bundesvorstandes einführen, über den wir beraten werden. 
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Wie Sie wissen, hat der erste Diskussionsentwurf eine Debatte ausgelöst, und zwar 
innerhalb wie außerhalb der Partei. Ich hätte es sehr begrüßt, wenn alle, die diskutiert 
haben, zunächst einmal die Diskussionspapiere gelesen hätten. Das wäre ein ganz 
wesentlicher Fortschritt gewesen. 

(Beifall) 
Die Entwicklung in unserer Gesellschaft schreitet immer weiter fort. Aber bei manchen 
hat man den Eindruck, daß gleichzeitig die eigene Anstrengung, auch im intellektuel­
len Bereich, immer geringer wird. Ich rate für die Zukunft, erst Papiere zu lesen und 
dann darüber zu diskutieren. Übrigens glaube auch ich nicht, daß jeder, der schon 
morgens um 6.00 Uhr ein Interview gibt, schon wirklich dazu in der Lage ist. 

(Beifall) 
Ich hätte es beispielsweise sehr begrüßt, wenn in diesen Papieren von möglichst 
vielen die klaren Aussagen zur Europa-, zur Sicherheits- und zur Entwicklungshilfepo­
litik stärker beachtet worden wären. Hier zeigt sich doch die klare konzeptionelle Kraft 
unserer Partei. 
Wir als CDU müssen uns immer wieder klar machen, daß der Zusammenhang 
zwischen Außen- und Sicherheitspolitik unseres Landes unlösbar ist. Wir müssen -
ich sage es als Verantwortlicher der deutschen Politik mit einem großen Bedauern -
eine zunehmende Provinzlalisierung der deutschen Politik verzeichnen. 

(Beifall) 
Es ist zwar eine erfreuliche Tatsache, daß in diesem Jahr 26, vielleicht sogar 
27 Millionen Bundesbürger ihren Urlaub im Ausland verbringen. Aber gleichzeitig 
beobachten wir ein unübersehbares Nachlassen des Interesses an internationaler 
Politik. Während unser Gewicht in der Welt wächst, wenden wir uns im eigenen Land 
nicht selten Fragen zu, die bei dieser oder jener Entscheidung nach acht Tagen längst 
vergessen sind. 

Alle innen- und gesellschaftspolitischen Reformen der von mir geführten Bundes­
regierung haben unmittelbar oder mittelbar Bezüge zu unserer Außenpolitik. Ich will 
das Ganze auf einen einfachen Nenner bringen: Je stabiler unser demokratisches 
Staatswesen, je gefestigter der innere Friede und je dynamischer Wirtschaft und 
Gesellschaft sind, desto höher ist unser Ansehen in der Welt, desto größer ist unser 
Gewicht in der internationalen Politik und desto mehr haben wir eine Chance, unsere 
außenpolitischen Interessen wirksam wahrzunehmen. 
Konkret heißt das: Wir müssen unser eigenes Haus in Ordnung halten, wenn wir 
Ansehen und Einfluß draußen gewinnen wollen. Das ist eine alte Bauernregel, die in 
jedem Dorf bekannt ist und die man gut in die Politik übernehmen kann. 

(Beifall) 
Wir haben in den letzten Jahren eine weitere Erfahrung machen müssen. Immer 
häufiger sind wichtige innenpolitische Aufgaben und Herausforderungen unseres 
Landes eben nicht mehr von uns allein, d. h. national, zu bewältigen, sondern wir sind 
in die internationale Zusammenarbeit eingebunden. Wirtschaftliches Wachstum und 
die Überwindung der Arbeitslosigkeit setzen die Exportfähigkeit der deutschen 
Industrie und - beispielsweise - die weltweite Überwindung des Protektionismus 
voraus. Wir können noch so viel arbeiten - wenn wir draußen auf protektionistische 
Mauern stoßen, ist alles umsonst gewesen. Auch das ist eine der klassischen Lehren 
Ludwig Erhards, die wir jetzt etwa in der EG gegen alle Widerstände durchsetzen 
müssen. 

(Beifall) 
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Wir wissen gerade auch nach den Erfahrungen von Tschernobyl, daß Umweltschutz 
nur in einer grenzüberschreitenden Kooperation denkbar ist. Wir wissen aus vielen 
bitteren Erfahrungen, daß sich beispielsweise die Geißel des Terrorismus nur 
international wirksam bekämpfen läßt. 

Liebe Freunde, im nächsten Jahr, 1989, wird unsere Bundesrepublik Deutschland 
40 Jahre alt. Wir sind heute ein Land von großem internationalen Gewicht. Wir haben 
politisch, wirtschaftlich und militärisch eine entscheidende Funktion im westlichen 
Bündnis und in Europa. Ohne daß wir viel darüber reden: Wir sind Exportland Nr. 1. Wir 
zählen mit den USA und Japan zu den führenden Industrienationen der Welt. Aber 
wenn ich dies sage, muß ich hinzufügen, was dies wirklich bedeutet: Wir haben diesen 
Stand erreicht, obwohl wir nur die Hälfte der Einwohner Japans und ein Viertel der 
Einwohner Amerikas haben. Das heißt, wenn wir Spitze bleiben wollen, müssen wir 
fähig und bereit sein, notfalls auch etwas früher aufzustehen und zu arbeiten, um 
diesen Platz für die Zukunft behaupten zu können. 

(Beifall) 

Wir sind ein gesuchter Partner für viele Staaten in der Dritten Welt. Das ist ein wichtiger 
Punkt, gerade für Christliche Demokraten. In Lateinamerika, in Asien und in Afrika gibt 
es viele, deren Hoffnungen auf Europa und nicht zuletzt auf den Deutschen ruhen. Wir 
dürfen diese Hoffnungen nicht enttäuschen! 

Liebe Freunde, die Erwartung wächst, daß die Bundesrepublik Deutschland mehr 
internationale Verantwortung übernimmt. Das wollen nicht nur unsere westlichen 
Freunde, die es ja immer deutlicher fordern; das meinen auch viele unserer Nachbarn, 
übrigens auch im Osten, und nicht zuletzt - vielleicht sogar vor allem - unsere Partner 
in der Dritten Welt. 

Wir werden im Ausland im gleichen Atemzug mit den Vereinigten Staaten und Japan 
genannt, wenn es um wirtschaftliche Stabilität, wenn es um die Sicherung von 
Wechselkursen, wenn es um internationale Hilfs- und Unterstützungsaktionen geht. 
Ich weiß, manche dieser Erwartungen gehen zu weit und übersteigen unsere Kraft, 
aber wir müssen genau bedenken, was auf dem Spiel steht. Verpflichtungen, denen 
wir gerecht werden können, dürfen wir uns nicht entziehen. 

Als freiheitliches, als rechtsstaatliches und als sozial verpflichtetes Gemeinwesen ist 
die Bundesrepublik Deutschland unlösbar mit der Wertegemeinschaft des westlichen 
Bündnisses und mit der Europäischen Gemeinschaft verbunden. 

Liebe Freunde, gerade in den letzten zwei Jahren, angesichts der gewachsenen Zahl 
menschlicher Begegnungen mitten in Deutschland, ist uns noch mehr bewußt 
geworden: Wir sind ein geteiltes Volk an der Trennlinie sich gegenseitig ausschließen­
der Staats- und Gesellschaftssysteme: freiheitliche Demokratie auf der einen, 
kommunistische Einparteiherrschaft auf der anderen Seite. Deshalb müssen unsere 
Sinne für die geistigen und für die moralischen Herausforderungen, die hier in 
besonderer Weise entstehen, geschärft sein. Wir wissen aus unserer eigenen 
Geschichte, daß eine Außenpolitik ohne moralische Grundlagen nicht nur zum 
Verderben des eigenen Volkes führt, sondern auch zum Verderben anderer Völker. Als 
Christliche Demokraten bleiben wir der Freiheit, den IVienschenrechten, dem Recht 
eines jeden Volkes auf Selbstbestimmung verpflichtet. Das ist für uns Orientierung 
und Handlungsanweisungl 

(Beifall) 
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Liebe Freunde, für uns gilt überall in der Welt: Wer zu Menschenrechtsverletzungen 
schweigt, ermutigt die Diktatur. Ich weiß - und weiß es gerade als Regierungschef-, 
daß es Zeiten und Umstände gibt, in denen die Klugheit es gebietet, sich im Interesse 
betroffener Menschen öffentlich zunächst zurückzuhalten. Aber dennoch gilt für uns 
der Satz: Eine Politik der Leisetreterei gegenüber Diktaturen, wie auch immer sie 
gefärbt sein mögen, gibt es für uns als CDU Deutschlands nicht! 

(Beifall) 
Freiheit, Menschenrechte und das Recht auf Selbstbestimmung, das sind die Ziele 
unserer Deutschlandpolitik. Wir können diese Rechte weltweit nur dann überzeugend 
vertreten und einfordern, wenn wir auch in Deutschland dafür eintreten. Wir müssen 
es doch zunächst für unsere Landsleute, für Deutsche tun, denen sie verwehrt sind. 

Von Konrad Adenauer stammt der Satz, der auch für uns gültig ist, ja, derzeitlos gültig 
ist: Freiheit ist Bedingung der Einheit, nicht ihr Preis. Dies sage ich auch im Blick auf 
manche Diskussionen der letzten Monate. 

(Beifall) 
Wir tragen Verantwortung dafür, die Folgen der Teilung für die Menschen weniger 
beschwerlich zu machen. Wir wollen, daß möglichst viele Deutsche zueinander 
kommen können. In den letzten sechs Jahren hat sich durch unsere Politik für 
Deutschland viel bewegt. Im letzten Jahr konnten in Deutschland mehr als fünf 
Millionen Menschen in beide Richtungen reisen. Damit haben wir mehr für den 
Zusammenhalt der Deutschen bewirkt, als jemals nach dem Bau der Mauer möglich 
war. Es kommt darauf an, daß Menschen in Deutschland zueinander kommen, daß wir 
uns in dieser Zeit der Teilung nicht auseinanderleben. Bei all diesen Reisen erfahren 
die Menschen millionenfach, wie widernatürlich die Teilung Deutschlands ist und wie 
widerrechtlich Mauer und Stacheldraht sind. Wir werden uns mit diesem Unrecht 
niemals abfinden! 

(Lebhafter Beifall) 
Liebe Freunde, es hat uns sehr bewegt, daß Präsident Reagan im vergangenen Jahr 
vor dem Brandenburger Tor Generalsekretär Gorbatschow aufforderte, er solle die 
Mauer niederreißen. Ronald Reagan hat diese Aufforderung bei der Gipfelbegegnung 
in Moskau vor zwei Wochen wiederholt. Er bestand auf der Achtung der Menschen­
rechte, und er setzte sich für die Deutschstämmigen in der Sowjetunion ein. Wir 
sollten ihm auch hier auf diesem Parteitag herzlich für diesen Akt der Freundschaft 
und der Menschlichkeit danken! 

(Beifall) 
Diese Appelle des amerikanischen Präsidenten sind Ausdruck einer engen - und dies 
kann ich bezeugen - freundschaftlich-herzlichen Beziehung zu unserem Volk. Sie 
sind zugleich die Einforderung von Rechten, die weltweit gelten, also auch und 
selbstverständlich für alle Deutschen. 

Liebe Freunde, mit besonderem Nachdruck setzen wir uns dafür ein, daß sich die 
Lage der in Mittel-, Ost- und Südosteuropa lebenden Deutschen verbessert. Sie 
müssen auch, wenn sie wollen, zu uns ausreisen können. Weil dies unser Wunsch ist, 
lassen Sie mich hier auch ein ganz offenes Wort zur Diskussion in der deutschen 
Öffentlichkeit über die Aussiedler sagen: Mein Wunsch ist, daß wir diese Landsleute 
mit offenen Armen empfangen. 

(Beifall) 

Niemand von uns sollte vergessen, daß es den meisten von uns gut, ja, sehr gut geht, 
daß aber diese Landsleute in der Regel aus Bedrückung und Not zu uns kommen. Wir 
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sollten dabei nicht nur über Solidarität reden, sondern sie ganz einfach praktizieren. 

(Zustinnmung) 

Wir sollten das Menschenmögliche dafür tun, daß diese Menschen hier eine neue 
Heimat finden, und wir werden das tun. Vergessen wir auch nicht, welches 
Zukunftskapital diese Menschen für unser Land bedeuten. 

(Beifall) 

75 % von ihnen sind zwischen 20 und 45 Jahre alt. Sie haben viele Kinder. Diese 
Aussiedler sind für uns keine Last. Sie sind ein Stück Zukunft dieser Bundesrepublik 
Deutschland! 

(Beifall) 
Wer mit Recht - und ich bin dafür - immer wieder für Verständnis für unsere 
ausländischen Mitbürger fordert, die bei uns leben, der soll auch ebenso klar und 
deutlich für die deutschstämmigen Aussiedler eintreten, die zu uns gekommen sind 
und noch kommen werden. 

(Beifall) 
Ich bin fest entschlossen, noch vor der Sommerpause gemeinsam mit unseren 
Freunden in den Bundesländern Regelungen - auch im finanziellen Bereich - zu 
finden, die das Notwendige sicherstellen. Auch Im Blick auf Steuererhöhungen, die 
jetzt diskutiert werden, sage ich: Wenn die Kosten steigen, weil Sprachunterricht nun 
plötzlich nicht mehr für 15 000 oder 20 000, sondern möglicherweise für 50 000 junge 
Leute gegeben wird, dann sollte diese Hilfe selbstverständlich sein unter Deutschen, 
selbstverständlich für uns, die wir sozusagen auf der „Sonnenseite" leben. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, wenn heute unsere nationalen Anliegen im Ausland wieder mehr 
Unterstützung finden, so ist dies eine Bestätigung unserer Politik. Wir haben das 
Thema „Freiheit und Menschenrechte" für alle Deutschen immer wieder auf die 
Tagesordnung gesetzt und auch wieder in das Bewußtsein unserer Partner gebracht. 

Wir wissen natürlich auch, daß der Schlüssel zur Lösung der deutschen Frage letztlich 
In Moskau liegt. Wir haben auch dort an unserem Standpunkt nie einen Zweifel 
aufkommen lassen. Unsere Gesprächspartner haben - ich selbst habe es erlebt -
lange Zeit einfach nur auf die bestehende Lage verwiesen, von der man ausgehen 
müsse. 
Wenn neuerdings Generalsekretär Gorbatschow hinzufügt: „Was in hundert Jahren 
sein wird, das soll die Geschichte entscheiden", dann wird dort zum erstenmal -
zumindest von ihm persönlich - eingeräumt, daß Geschichte nicht determiniert ist 
und daß es einfach stimmt, was ich allen unseren Bürgern zurufe: Die deutsche Frage 
Ist offen, und sie bleibt offen. 

(Beifall) 
Heute sind in der Sowjetunion und in den meisten Warschauer Pakt-Staaten 
Entwicklungen in Gang gekommen, deren Endpunkte niemand absehen kann. Die 
West-Ost-Beziehungen haben eine Dynamik erhalten, die noch vor zwei Jahren die 
wenigsten für möglich hielten. Deutschland, liebe Freunde, kann davon nicht 
unberührt bleiben. Es gibt nicht den geringsten Grund zu der Annahme, die 
gegenwärtige Lage Deutschlands für eine dauerhafte Entscheidung des Schicksals 
zu halten. Für mich gilt, was ich Generalsekretär Honecker bei meiner Tischrede, die 
Sie fast alle mitverfolgt haben, gesagt habe: „Das Bewußtsein für die Einheit der 
Nation Ist wach wie eh, und ungebrochen ist der Wille, sie zu bewahren". Dies habe Ich 
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auch vor ein paar Tagen hundertfach aus dem Mund vieler mir völlig unbekannter 
Landsleute in der DDR bestätigt bel<ommen. 

(Beifall) 
Für die CDU bleibt deshalb der Verfassungsauftrag maßgebend, die nationale und 
staatliche Einheit zu wahren und in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit 
Deutschlands zu vollenden. Ohne die Unterstützung unserer europäischen und 
amerikanischen Partner können wir dieses Ziel nicht erreichen. Alles andere ist blanke 
Illusion. Auch, wenn es um die Einheit Deutschlands geht, sind wir auf ihr Vertrauen und 
ihre Freundschaft angewiesen. Die Westintegration der Bundesrepublik Deutschland 
und die Vollendung der Einheit Deutschlands sind keine Gegensätze. Wer meint, wir 
müßten zwischen beiden wählen, der wird am Ende alles verlieren, nach der Einheit 
auch die Freiheit. Diese Erkenntnis ist 40 Jahre alt. Es hat sich nichts daran geändert. 

(Beifall) 
Die Erfolge in der Abrüstung und Rüstungskontrolle und die konstruktive Entwicklung 
der West-Ost-Beziehungen beruhen auch darauf, daß das Atlantische Bündnis 1983 
seine entscheidende Bewährungsprobe bestand. Es erwies sich als fähig, den 
NATO-Doppelbeschluß durchzusetzen. Das war ganz maßgeblich ein Verdienst von 
uns, der Union in Deutschland. Wir können deshalb heute mit Genugtuung feststellen, 
daß auch die Abrüstungserfolge vor allem auch unsere Erfolge sind. 

Meine Damen und Herren, ich habe nie geleugnet - und dies gehört zu den bitteren 
Stunden, von denen ich sprach - , wie schwer es war, eine Entscheidung durchzuste­
hen, wenn gleichzeitig über 300 000 Menschen dagegen demonstrieren. Ich spreche 
jetzt nicht von jenen, die „nützliche Idioten" waren oder die eine andere Republik 
wollten, sondern von jenen, die in Sorge um den Frieden, nicht zuletzt oft geprägt 
durch ihre religiöse Überzeugung, demonstrierten. Wir haben in dieser schwierigen 
Zeit Kurs gehalten. Ich habe aber doch nur Kurs halten können, weil Sie mir geholfen 
haben, überall, draußen in den Orts- und Kreisverbänden. Dies ist doch ein 
hervorragender Hinweis darauf, daß wir auch andere schwierige Probleme lösen 
können, wenn wir in der gleichen Weise zueinanderstehen. 

(Beifall) 
Erst durch die Festigkeit des Bündnisses bekam der amerikanische Präsident den 
Rückhalt und den Bewegungsspielraum zu einer offensiven Politik gegenüber der 
Sowjetunion, die uns jetzt allen zugute kommt. Liebe Freunde, wir müssen auch in 
Zukunft dafür sorgen, daß wir nicht durch nationale Egoismen, durch Eifersüchteleien 
und ein nutzloses Hin- und Herschieben von Lasten und Verpflichtungen innerhalb 
der NATO dieses gemeinsame Kapital gefährden. Die Erfahrung der letzten Jahre hat 
doch gelehrt, daß Verteidigungsfähigkeit und -bereitschaft, daß Abrüstung und 
Entspannung in einer unmittelbaren Beziehung zueinander stehen. Wer Sicherheit 
und Abrüstung voneinander trennt, gefährdet am Ende beides und damit letztlich den 
Frieden. Wir müssen beides, Abrüstung und Sicherheit, im Auge behalten. Abrüstung, 
liebe Freunde, ist kein Wert an sich, am Ende von Abrüstung muß die Sicherheit 
größer sein. Das muß das Ziel unserer Politik sein. 

(Beifall) 
Unter diesem Gesichtspunkt betrachten wir auch die Frage der Modernisierung von 
Waffensystemen. Sie ist eben nicht ausschließlich aus dem Gesichtswinkel der 
Abrüstung zu entscheiden. Vielmehr müssen wir auch die Notwendigkeit der 
Verteidigung im Blick behalten. Wir werden auch in Zukunft alles tun, was zur 
Verteidigung unseres Landes und des Bündnisses notwendig ist. 
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Liebe Freunde, das schulden wir nicht zuletzt unserer Bundeswehr. Es sind junge 
Leute, unsere Söhne, die dort ihren Dienst tun. Von ihnen verlangen wir, daß sie ihren 
Dienst für Frieden und Freiheit zur Verteidigung der Gemeinschaft leisten. Sie müssen 
wissen, daß dieser Dienst für den Frieden und für die Freiheit notwendig ist. Das 
bedeutet, daß wir ihnen die bestmögliche Ausbildung und die bestmögliche Aus­
rüstung geben. Frieden und Freiheit gibt es nicht zum Nulltarif. 

(Beifall) 
Ich sage das auch in die eigene Partei hinein, weil ja manches vom Zeitgeist auch bei 
uns zu spüren ist. Wenn ich gelegentlich höre, man müsse Verteidigungspolitik und 
Sozialpolitik in einen Gegensatz oder in eine entsprechende Relation setzen, so kann 
Ich nur sagen: Uns nützt die beste Sozialpolitik überhaupt nichts, wenn wir den 
Frieden und die Freiheit des Landes nicht erhalten. Und dies kostet Opfer, es kostet 
das Opfer junger Leute und es kostet Geld. Dieses Geld muß zur Verfügung gestellt 
werden, wenn Frieden und Freiheit erhalten bleiben sollen. 

(Beifall) 
Ich sage das so eindringlich, weil bei vielen hierzulande und draußen in der Welt die 
Sorge wächst, ob angesichts der neuen Politik von Generalsekretär Gorbatschow 
und angesichts der ersten Abrüstungserfolge das jetzt zur Verteidigung Notwendige 
noch politisch durchsetzbar ist. Liebe Freunde, warum eigentlich dieser Kleinmut? 
Das ist doch im Prinzip das gleiche Argument wie 1982/83. Damals wurde uns auch 
gesagt, erst müßt ihr die Stationierung verweigern, und dann bekommt ihr die 
Abrüstung. Genau umgekehrt ist ein Schuh daraus geworden. Wir müssen der 
anderen Seite sagen: Bis hierher und nicht weiter. Dann werden wir bei den C-Waffen, 
im konventionellen Bereich, im START-Bereich die Verträge erhalten, die wir 
brauchen. Das muß das Ziel unserer Politik sein. 
Wären wir den Sozialdemokraten gefolgt, hätten wir heute kein INF-Abkommen, das 
weiß doch jeder. 

(Beifall) 
Wir hätten niemals die Abschaffung einer ganzen Waffenkategorie erreicht. Die 
Sozialdemokraten haben nichts dazugelernt. Wir werden sie in den Landtagswahlen 
und in der Bundestagswahl 1990 stellen. Wenn Herr Vogel sich jetzt in IVIoskau hinter 
die sowjetischen Vorschläge einer Denuklearisierung Europas stellt, ist es die gleiche 
Spiel- und Machart wie 1982/83. Ich kann uns nur warnen: Bleiben wir standhaft, so 
werden wir nicht nur die Wahl gewinnen, sondern uns auch in der Sache selbst 
durchsetzen. 

(Beifall) 
Wir haben im Bündnis mit Erfolg auf Abrüstung und Sicherheit gedrängt. Ich bin 
sicher, wir werden weiter erfolgreich sein, auch deswegen, weil jetzt mit iVlanfred 
Wörner zum erstenmal ein Deutscher als NATO-Generalsekretär in das Amt einzieht. 
Ich möchte ihm bei der Gelegenheit auch für seine Arbeit bei uns herzlich danken. 

(Beifall) 
Ich bin sicher, daß ein umfassendes Konzept für Abrüstung und Entspannung 
gefunden wird und daß Entscheidungen wie die uns besonders berührende über die 
Modernisierung neuer Systeme nicht vereinzelt und nicht isoliert, sondern in einem 
Gesamtkonzept, getroffen werden. Wir wollen mit Vernunft und mit Augenmaß beiden 
Aufgaben dienen. Dazu gehört, daß wir den Prozeß von Abrüstung und Rüstungskon­
trolle konstruktiv vorantreiben, dazu gehört, daß auch der Westen offensiv Vorschläge 
macht, dazu gehört, daß wir jede Chance nutzen. Unser Ziel ist ein System stabiler 
Sicherheit auf einem möglichst niedrigen Niveau von Rüstungen. 
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Wir sind weder Raketen- noch Rüstungsfanatil<er. Wir müssen das tun, was 
notwendig ist, was unsere Pflicht ist. Die Bündnispartner müssen die zukünftige 
Struktur nuklearer Verteidigung in Europa auch auf der Grundlage eines ausgewoge­
nen Verhältnisses nuklearer und konventioneller Systeme - das ist für die Deutschen 
entscheidend - gemeinsam festlegen. Wir wollen - ich sage es nochmals - Frieden 
mit weniger Waffen schaffen. Aber wir wollen vor allem unsere Freiheit sichern, denn 
die Sicherung des Friedens in Freiheit ist und bleibt unser entscheidendes Ziel. 

Liebe Freunde, wir werden dies alles um so leichter tun können, je enger wir mit 
unseren Freunden und Partnern draußen zusammenarbeiten. Es ist uns im Februar 
dieses Jahres in Brüssel während unserer EG-Präsidentschaft gelungen, einen 
Durchbruch in der Entwicklung der Gemeinschaft zu erreichen. Wir haben jetzt gute 
Chancen, 1992 das Ziel des europäischen Binnenmarktes zu erreichen. Ich sage es 
noch einmal und möchte es Ihnen beinahe beschwörend zurufen: Helfen Sie mit, daß 
das Interesse an diesem Feld der Politik wächst. Dieser Raum ohne Binnengrenzen 
wird von seiner wirtschaftlichen Leistungsstärke her mit einer Bevölkerungszahl von 
über 320 N/iillionen Menschen der wichtigste Markt der Welt sein. Er wird den Prozeß 
der europäischen Einigung unumkehrbar machen. Das ist doch genau jener histori­
sche Schritt, der nach der Gründung vor 40 Jahren logischerweise in unserem 
Interesse folgen muß. 

(Beifall) 

Viele sehen nicht, welche Wirkungen bereits heute die Vereinbarung, diesen Binnen­
markt zu schaffen, über die Grenzen der Gemeinschaft hinaus ausgelöst hat. Man 
muß doch einmal schauen, was draußen in der Welt vonstatten geht. Längst 
diskutieren die EFTA-Staaten von Österreich bis Finnland, wie sie ihre zukünftigen 
Beziehungen zur Europäischen Gemeinschaft ordnen. Aber auch unsere osteuropä­
ischen Nachbarn bedrängen uns - ich erinnere nur an manche Gespräche aus den 
letzten Wochen, etwa mit Ungarn - mit Fragen, worauf sie sich einzustellen haben und 
welche Perspektiven und Chancen sich ergeben. Es sind Entwicklungen in Gang 
gekommen, die sich heute schon auf Gesamteuropa auswirken, ohne daß wir bis jetzt 
fertige Antworten für zukünftige Strukturen besitzen. 

Die Anziehungskraft eines Teils eines einigen Europas ist ungeheuer groß. Nicht ohne 
Grund spricht Herr Gorbatschow vom „Haus Europa". Das ist ein Begriff, der mir 
gefällt, wenn er richtig interpretiert wird. Unser Haus Europa hat viele Fenster, hat viele 
Türen, und jeder kann aus- und eingehen, denn unten sitzt kein Blockwart, der 
darüber bestimmt, wer im Haus einen Mietvertrag bekommen könnte. Das ist unser 
Bild vom Haus Europa. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, bei aller Verzagtheit - auch im europäischen Denken - : Wir sind doch 
die klassische Europapartei. Ein entscheidender Antrieb für diese Entwicklung hat 
sich aus der deutsch-französischen Zusammenarbeit ergeben. Wie sagte de Gaulle? 
Er sagte: zwei Nachbarländer, „dazu geschaffen, einander zu ergänzen". Er sagte es 
an den Gräbern von Verdun. Ich habe ähnliches gemeinsam mit Francois Mitterrand 
am gleichen Platz gesagt. Wir haben - das ist eine der großartigsten geschichtlichen 
Leistungen der Neuzeit überhaupt - 12 Jahre vor Ende dieses Jahrhunderts, das so 
entsetzliche Bruderkriege brachte, die Konsequenzen aus der Geschichte gezogen. 
Wir sind mit unseren französischen Freunden einig, daß wir in Europa weiter 
vorangehen. Wir werden unsere verteidigungspolitische Zusammenarbeit weiter 
ausbauen. Wir werden unsere Politik der Abrüstung und Entspannung mehr noch 
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aufeinander abstimmen. Wir werden unsere Außenpolitil<, Insbesondere gegenüber 
dem Osten, nocli stärker koordinieren. Wir werden unsere Zusammenarbeit in 
Wirtscliafts-, in Währungs-, in Wissenscliafts- und Teclinologiefragen weiter vertiefen. 

Diese Zusammenarbeit wendet sich gegen gar niemanden in Europa. Sie ist für die 
Einigung Europas aber unerläßlich. Das Ziel der Gründungsväter war doch nicht die 
Wirtschaftsgemeinschaft oder eine Art Freihandelszone, sondern, wie es im Elysee-
Vertrag vom 22. Januar 1963 heißt, „ein immer engerer Zusammenschluß der 
europäischen Völker", ein politisch geeintes, freies Europa. Das muß das Ziel unserer 
Politik bleiben. 

(Beifall) 

Auf dieser Grundlage können wir wirklich eine aktive Ostpolitik betreiben, weil wir 
außer Zweifel stehen, weil unsere Freunde in Paris, in London, In Washington und 
sonstwo in der Welt wissen: Die Deutschen in der Bundesrepublik Deutschland sind 
nicht käuflich. Sie sind nicht mit irgendwelchen Angeboten zu verlocken. Sie wissen, 
daß die Westbindung unseres Landes Teil unserer Staatsräson ist. 

Von dieser Basis aus führen wir auch die notwendigen Gespräche. Die sowjetische 
Führung hat unter Generalsekretär Gorbatschow weitreichende Reformen in Staat, 
Wirtschaft und Gesellschaft eingeleitet. Dieser Prozeß Ist heute in seinen Zielen, in 
seinen Instrumenten und Ergebnissen noch nicht zuverlässig einzuschätzen. Es gibt 
viele Hoffnungen im In- und Ausland. Gorbatschow gibt heute nach seinen eigenen 
Worten - ich zitiere ihn - den Anspruch seiner Partei auf „den Besitz der Wahrheit in 
letzter Instanz" auf. Er nimmt Abschied - ich zitiere Ihn wieder - vom „geschichtlich 
determinierten Sieg des Sozialismus". Liebe Freunde, er kann jetzt beweisen, wie 
ernst es ihm damit ist, und wir sollten auf die Beweise achten - : auf die Achtung von 
Menschenrechten wie beispielsweise diejenigen der Freiheit des Gewissens, der 
Religionsfreiheit - ich finde überhaupt, wir sollten mehr über die Religionsfreiheit 
sprechen; das ist ein entscheidendes Menschenrecht -

(Beifall) 

und der freien Meinungsäußerung. Er kann es beweisen durch mehr Pluralität und 
nicht zuletzt durch die Anerkennung des Rechtes eines jeden Volkes auf Selbst­
bestimmung. Es gibt Anzeichen - ich sage: Anzeichen - , die in diese Richtung deuten. 
Wir wollen diese Bestrebungen aufmerksam verfolgen. Letztlich zählen aber immer 
nur die Taten und nicht die Worte. 

In der Außen- und Sicherheitspolitik sind wichtige Fortschritte erzielt worden. Ich 
erinnere an den INF-Vertrag in diesen Tagen. Liebe Freunde, ich sage es noch einmal: 
Wenn jetzt über zweieinhalbtausend Mittelstreckenflugkörper verschrottet werden, 
dann ist dies das Verdienst auch unserer Politik. Wir wollen nicht, daß es bei diesem 
ersten Schritt bleibt. Wir wollen neues Vertrauen schaffen. Wir wollen weitere 
Fortschritte. Wir hören aufmerksam - dies ist im deutschen Blätterwald fast 
untergegangen - eine Stimme aus Moskau, die darauf hinweist, daß die massive 
Aufrüstung der Sowjetunion in den 70er Jahren das Mißtrauen des Westens 
hervorrufen mußte. Als wir Christlichen Demokraten das damals hier bei uns sagten, 
wurden wir von der SPD angegriffen. Wir wurden immer wieder als Leute bezeichnet, 
die entspannungsfeindlich seien - erinnern Sie sich an die Landtagswahlen - , 
angegriffen als Leute, die friedensunfähig seien. Das war doch ein Teil der Diffamie­
rungskampagne. 

(Zustimmung) 

40 



Heute erfahren wir aus Moskau selbst Bestätigung für unsere Überzeugungen und 
Vorbehalte. 
Wir werden jeden Fortschritt unterstützen, der dazu führt, wirkliche Spannung 
abzubauen und Gräben zu überwinden. Ich habe seit meinem Regierungsantritt 
immer wieder darauf hingewiesen, daß ich es für nützlich halte, wenn gut vorbereitete 
Gipfelbegegnungen stattfinden. Die Ergebnisse gerade der letzten Wochen zeigen, 
wie wichtig dies ist. Die Entwicklung belegt, daß die beiden Weltmächte sich ein Stück 
nähergekommen sind. Damit wurden Tore auch für eine bessere Zusammenarbeit 
zwischen den Europäern in West und Ost geöffnet. Wir sollten diese Chance nutzen. 

Ich werde mit Generalsekretär Gorbatschow bald zweimal zusammenkommen, in der 
zweiten Hälfte Oktober in iVIoskau und im ersten Halbjahr 1989 in Bonn. Wenn 
Generalsekretär Gorbatschow sein Land wirklich öffnet, wenn er mehr Zusammen­
arbeit anstrebt, wie er mir mitgeteilt hat, wird er in uns faire und berechenbare Partner 
finden. Wir messen - schon allein auf Grund- der geographischen Lage - der 
Beziehung zur Sowjetunion eine zentrale Bedeutung bei. Wir wollen eine neue Qualität 
dieser Beziehung. Wir werden in diese Gespräche selbstverständlich unsere ureigen­
sten Interessen einbringen. 

Darüber hinaus verdient die Entwicklung in einzelnen Warschauer-Pakt-Staaten 
großes Interesse. Ich will hier ganz einfach sagen: Wir wollen jede ausgestreckte Hand 
ergreifen, wenn damit Zusammenarbeit gesucht wird und wenn Vereinbarungen in 
gegenseitigem Interesse möglich sind. Die Vereinbarungen mit Ungarn, mit Bulgarien 
und der Tschechoslowakei sind ebenso wie jene mit der DDR nach Zahl und Inhalt 
durchaus eindrucksvoll. Wir wollen, wie es im Leitantrag des Bundesvorstandes, über 
den jetzt diskutiert wird, heißt, „unsere Politik der guten Nachbarschaft fortsetzen" 
und „das Verhältnis zu den östlichen und südöstlichen Nachbarn in allen Bereichen 
verbessern". 

Liebe Freunde, die Zusammenarbeit zwischen West und Ost hat in den letzten Jahren 
einen wichtigen Anstoß durch die Entwicklung in der Dritten Welt erhalten. Wir 
verfolgten das mit Aufmerksamkeit bei den Verhandlungen der Weltmächte über das 
Krisenmanagement in einigen Regionen. 
Es ist einfach an der Zeit, daß dort Frieden geschaffen wird. 
Was leider immer noch fehlt - und das ist eine unserer Aufgaben - , sind tatkräftige 
Beiträge der Europäer als Gemeinschaft. Mit bloßen Erklärungen überzeugen wir 
niemanden. Wir müssen uns schon ernsthaft fragen, ob dieser alte Kontinent seiner 
Verantwortung gerecht wird. Angesichts der internationalen Entwicklungen können 
wir es nicht bei einzelnen Bemühungen einzelner EG-Staaten belassen. 
Zu diesen Entwicklungen gehört auch, daß sich Japan, China, Indien wie der 
pazifische Raum insgesamt in einer beinahe atemberaubenden Weise entwickeln. 
Auch außerhalb dieses Kontinents bilden sich neue Machtzentren heraus. Ich habe in 
diesen Jahren alles versucht, um unsere Beziehungen dorthin zu aktivieren. Ich bin 
stolz darauf, hier heute sagen zu können, daß beispielsweise unsere Beziehungen zur 
Volksrepublik China eine große Erfolgsgeschichte geworden sind. Wir haben jetzt 
auch einen neuen Anlauf in den Beziehungen mit Indien genommen. 

Unser Erfolg, liebe Freunde, beruht darauf, daß wir diesen Staaten nicht bloß als 
Handelspartner - so wichtig das ist - entgegentreten und viele von ihnen eben In 
erster Linie nicht nur als Empfänger von Entwicklungshilfe sehen, sondern sie als 
gleichwertige Partner ansprechen. 

(Beifall) 
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Es hat sich in der Welt jetzt auch langsam herumgesprochen - es könnte sich auch noch 
bei uns im Land herumsprechen - , daß die Bundesrepublik Deutschland mehr 
Entwicklungshilfe leistet als alle Staaten des Warschauer Paktes zusammen. Der Kampf 
gegen Hunger und Armut in der Dritten Welt ist eine moralische Herausforderung 
gerade für uns als Christliche Demokraten. Das Schicksal der Menschen in der Dritten 
Welt kann uns niemals gleichgültig lassen. Wir haben 1946,1947,1948 erlebt, was Hilfe 
in der Stunde der Not bedeutet, und wir ziehen daraus unsere Konsequenzen. 

(Beifall) 
Diese Länder setzen mehr und mehr auf uns: auf die Europäer und auf die Deutschen. 
Deswegen brauchen wir mehr Koordination, etwa auch in der Frage, die jetzt in 
Toronto auf dem Weltwirtschaftsgipfel eine Rolle spielt, nämlich beim Schuldenerlaß 
für besonders arme Länder. 
Wir haben hier ein Beispiel gesetzt. Von der Bundesrepublik wurden besonders armen 
Ländern bereits 4 Milliarden DM Schulden erlassen. Ein weiterer Schuldenerlaß für 
eine Reihe von Entwicklungsländern wird jetzt konkret vorbereitet. 
Bei all diesen finanziellen Bemühungen werden wir nicht aus den Augen verlieren: Zu 
einer stabilen politischen Ordnung, die wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
ermöglicht, gehört immer, auch in der Dritten Welt, die Garantie von Grund- und 
Menschenrechten sowie von Mitwirkungsrechten für alle Bürger. So heißt es im 
Leitantrag zu diesem Parteitag, und das ist Teil unserer Politik. 

(Zustimmung) 
Liebe Freunde, in Gesprächen mit ausländischen Besuchern erfahre ich immer 
wieder, wie sehr das Ansehen unseres Landes gewachsen Ist. Wir haben dazu 
unseren Beitrag geleistet. 
Nicht nur draußen in der Welt setzt man auf uns Christliche Demokraten. Vor zwei 
Wochen erst habe ich bei einem privaten Besuch in der DDR erlebt, wieviel Zuspruch 
und Sympathie unsere Politik findet, wieviel Hoffnungen gerade auf die CDU gesetzt 
werden. Das war nicht zuletzt deswegen ein bewegendes Erlebnis, weil - wie Sie 
wissen - um die Jahreswende 1982/83 nicht wenige drüben im anderen Teil 
Deutschlands Befürchtungen hatten. 
Die Menschen, die ich auf dem Marktplatz von Gotha traf, vor dem Dom von Erfurt, in 
Weimar oder im Fußballstadion in Dresden - sie sind für uns keine Fremden. Wir 
gehören gemeinsam der gleichen Nation an. Das ist ganz unmittelbar zu spüren. 
Deswegen rate ich uns allen, nicht nur bei offizieller Gelegenheit, sondern auch privat 
hinüberzufahren, zu möglichst ungezwungenen Begegnungen mit Menschen. Wir 
müssen menschliche Begegnungen pflegen und mit den Menschen sprechen. 

(Beifall) 
Unsere Erfolge sind uns nicht einfach zugefallen. Sie mußten mit Grundsatztreue, mit 
Mut und mit Standfestigkeit erarbeitet werden. 
Noch vor wenigen Jahren - und das möchte ich Ihnen nochmals zurufen - war unser 
klarer außenpolitischer Kurs auch in der Öffentlichkeit unseres Landes heftig 
umstritten. Heute - nachdem die Entwicklung uns eindrucksvoll bestätigt hat - finden 
wir breite Zustimmung, und selbst die Opposition tut sich schwer, an diesem Punkt 
Kritik zu üben. Wir sollten die Erfahrung, die wir gemacht haben, um zu diesem 
positiven Ergebnis zu kommen, nicht so schnell wieder vergessen. Denn, liebe 
Freunde, wir stehen auch jetzt und in den nächsten Monaten in einer schwierigen 
Phase, der schwierigsten Phase in dieser Legislaturperiode: Wir müssen ungewöhn­
lich komplizierte und sehr weitreichende Entscheidungen treffen. Und manche haben 
die Notwendigkeit noch nicht einmal erkannt. 
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Es ist meine feste Überzeugung: So wie wir unsere Außenpolitik durchgesetzt haben 
und zu unbestreitbaren Erfolgen gekommen sind, so werden wir auch im innenpoliti­
schen Bereich das Reformwerk durchsetzen können: wenn wir auch diesmal 
standhaft bleiben; wenn wir an den notwendigen Entscheidungen festhalten; wenn 
wir vor der Macht und vor den Drohungen einzelner Gruppen nicht zurückweichen; 
wenn wir dem Wohl des Landes und aller Bürger dienen; wenn wir zusammenstehen 
- mit unseren Partnern in der Koalition und vor allem in der Gemeinschaft, in der 
politischen Heimat unserer Partei. 

Diese großen Reformprojekte sind Weichenstellungen für die Zukunft; sie können 
nicht verschoben werden. Auch dieser Parteitag muß und wird deutlich machen: Wir 
werden niemandem nach dem Munde reden, wir wollen unsere Pflicht tun. 

Gehen wir, liebe Freunde, selbstbewußt an die Arbeit. So gewinnen wir auch bei 
Wahlen ganz selbstverständlich erneut das Vertrauen unserer Mitbürger. Und wir 
gewinnen mit ihnen zusammen eine gute Zukunft für unser Land. 

Ich bitte Sie: Helfen Sie uns und helfen Sie mir auf diesem Weg! 

(Die Delegierten erheben sich -
Lang anhaltender, lebhafter Beifall) 

Dr. Walter Wallmann, Tagungspräsidium: Lieber Helmut Kohl, wir alle, die Delegierten 
dieses 36. Bundesparteitages, danken Ihnen für diese Rede, für Ihren Bericht und für 
Ihre Einführung in den Leitantrag: „Unsere Verantwortung für die Welt". Wir danken 
Ihnen dafür, daß Sie auch unbequeme Fragen und Themen nicht ausgespart haben, 
daß Sie zu uns zu Aktuellem wie zu Grundsätzlichem gesprochen haben. Ich denke, 
ich dart das hier, auch für Sie, Herr Bundesparteivorsitzender, mit aller Deutlichkeit 
sagen: Ich glaube, es ist nicht selbstverständlich, daß unsere Delegierten Ihnen mit 
einer solchen Disziplin und mit gespannter Aufmerksamkeit zugehört haben. Ich 
möchte mich dafür bei allen Delegierten herzlich bedanken. 

(Beifall) 

Meine Freunde, ich muß ganz kurz noch folgendes sagen: Bitte, haben Sie 
Verständnis dafür, daß wir unsere 2. Plenarsitzung um 14 Uhr aufrufen werden. Wir 
werden dann unseren Fraktionsvorsitzenden Alfred Dregger hören. Ich möchte 
gleichzeitig auch sehr herzlich um Ihr Verständnis bitten, daß wir mit dem Hessen-
Abend heute erst um 21 Uhr beginnen. Wir möchten möglichst viel Zelt für die 
Diskussion heute am Nachmittag bis in den Abend hinein haben. Ich darf schließlich 
noch darauf aufmerksam machen, daß die Mitglieder der Antragskommission um 
14 Uhr zu einer Sitzung zusammenkommen. Die Sitzung findet statt im Sitzungszim­
mer der Antragskommission. Gehen Sie bitte, hier vom Präsidium aus gesehen, 
rechter Hand aus dem Saal. Im übrigen ist der Weg ausgeschildert. Die Mitglieder der 
Mandatsprüfungskommission treffen sich um 14 Uhr Im Büro des Organisations­
leiters. Die In dieser Plenarsitzung gewählten Mitglieder der Stimmzählkommission 
werden gebeten, sich zu einer ersten Sitzung während der 2. Plenarsitzung, also ab 14 
Uhr, bereitzuhalten. Den genauen Termin werden wir noch bekanntgeben. Und 
schließlich darf ich noch einmal darauf aufmerksam machen, daß die Frist für die 
Einreichung der Initiativanträge zum Antrag „Unsere Verantwortung für die Welt" um 
12.30 Uhr abgelaufen ist. 
Freunde, ich darf die 1. Plenarsitzung damit schließen und bitte Sie herzlich, um 
14 Uhr wieder pünktlich hier im Plenarsaal zu sein. 

(Unterbrechung von 13.11 Uhr bis 14.20 Uhr) 
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Montag, 13. Januar 1988 

2. Plenarsitzung 

Beginn: 14.20 Uhr 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Die 2. Plenarsitzung ist eröffnet. 

Ich rufe nunmehr Tagesordnungspunkt 10 auf: 

Bericht des Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion 
im Deutschen Bundestag 

Das Wort hat Alfred Dregger. 

Dr. Alfred Dregger (mit Beifall begrüßt): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Liebe Freunde! Die Bewährung der Union als Reformpartei und die Union als Partei 
des Friedens, der Freiheit und der Einheit Deutschlands und Europas, das sind die 
beiden Themen, um die der Bericht der Fraktion Ihnen gegenüber kreisen wird. 
Regierung und Fraktion benötigen bei der Bewältigung dieser Aufgabenfelder Ihre 
Unterstützung, die Unterstützung der Partei. Das ist auch eine Frage der Information, 
und ich benutze die Gelegenheit, Ihnen einige Sachzusammenhänge und Argumente 
vorzutragen, die Sie benötigen, wenn wir die Entwicklung nicht nur als Zuschauer 
eines Dramas beobachten, sondern tätig auf sie Einfluß nehmen wollen. 

Die Bewährung der Union als Reformpartei: Noch niemals haben Regierung und 
Fraktion so viele, so schwierige und so bedeutsame Reformaufgaben gleichzeitig 
anpacken müssen, wie es jetzt der Fall ist. Es sind Reformen, die im Grunde schon vor 
Jahren hätten durchgeführt werden müssen und die liegengeblieben sind, weil die 
Sozialdemokraten nicht in der Lage waren, sie zu verwirklichen. Das müssen nun wir 
tun; unter Zeitdruck, trotzdem nicht weniger sorgfältig und mit einer nicht immer 
freundlichen Presse. Darauf will ich nicht eingehen, das Thema ist zu wichtig. Ich 
meine, wenn Sie diese Informationen schon nicht auf anderen Wegen erhalten, ist es 
meine Aufgabe - wie all derer, die in Bonn für die Union und für Deutschland arbeiten 
- sie Ihnen zu übermitteln. 

(Beifall) 

Große Steuerreform: Sie entlastet die Steuerzahler um netto 50 Milliarden DM jährlich. 
Selbst wenn wir die Verbrauchsteuererhöhungen, die schon zu Beginn der Legislatur­
periode im Koalitionspapier fest vereinbart wurden und jetzt mit rund 8 Milliarden DM 
in Aussicht genommen sind, von diesen 50 Milliarden DM abziehen, verbleibt eine 
Nettoentlastung von ca. 42 Milliarden DM jährlich. Das ist die größte Steuerentlastung 
der Nachkriegszeit. 

Die Verbrauchsteuererhöhungen dienen nicht der Finanzierung des Bundeshaushalts. 
Sie werden der Europäischen Gemeinschaft und den strukturschwachen Bundeslän­
dern zugeführt; das letztere in einer Form, die noch vereinbart werden muß. Sie sind 
zugleich der erste Schritt einer Steuerharmonisierung in den Ländern der Europä-
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ischen Gemeinschaft, die realisiert werden muß, wenn der europäische Binnenmarl<t 
verwirl<licht werden soll, der größte Marl<t der Erde, den die Staats- und Regierungs­
chefs unter deutscher Präsidentschaft, d. h. unter dem Vorsitz unseres Parteivorsit­
zenden, des Bundeskanzlers Helmut Kohl, vereinbart haben. 

Wir, meine Damen und Herren, die CDU/CSU-Bundestagsfraktion, sind fest ent­
schlossen, zusammen mit der FDP die Steuerreform Ende Juni zu verabschieden. Wir 
verwirklichen damit ein großes, kühnes und sozial ausgewogenes Werk. 

Die Steuerentlastung ist möglich, weil wir von 1983 bis heute den jährlichen 
Ausgabenzuwachs des Bundes unter 2 %, mindestens unter 3 % gehalten haben, 
und zwar über sechs Jahre hinweg. Das ist die größte Konsolidierungsleistung der 
Finanzgeschichte. 

(Beifall) 

Sie wird nicht dadurch geschmälert, daß die Nettoneuverschuldung dieses Jahres auf 
zirka 40 Milliarden DM steigt; deshalb nicht geschmälert, weil das nicht die Folge 
überhöhter Ausgaben ist. Der überdurchschnittliche Schuldenanstieg dieses Jahres 
ist ausschließlich einnahmebedingt und deshalb leichter korrigierbar. Und wir werden 
ihn im nächsten Bundeshaushalt korrigieren. 

Daß die Steuerentlastung, meine Damen und Herren, die Steuergläubiger, also Bund, 
Länder, Gemeinden und Kirchen, drückt, ist zwar bedauerlich, aber unvermeidlich. 
Wir dienen unserem Land und seinen Menschen in gar keiner Weise, wenn wir den 
Staatsanteil am Bruttosozialprodukt und die Steuer- und Abgabenlast immer weiter in 
schwindelnde Höhen steigen lassen, wie es in der Ära der sozialliberalen Koalition der 
Fall gewesen ist. 

(Beifall) 

Trotz der beiden ersten, schon in Kraft getretenen Steuerentlastungen haben sich die 
Steuereinnahmen in den ersten vier Monaten dieses Jahres um zirka 5 % erhöht, und 
das bei nahezu voller Preisstabilität. Ich meine, mit solchen Erhöhungen müssen die 
öffentlichen Hände auskommen, auch wenn es schwerfällt, meine Damen und Herren. 

(Beifall) 

Die Steuerentlastung Ist nicht nur möglich, sie Ist auch notwendig. Sie dient vor allem 
den breiten Schichten der kleinen und mittleren Steuerzahler. Daß wir die Grund- und 
Kinderfreibeträge erhöhen und dadurch 500000 Mitbürger aus der Steuerpflicht 
- Lohn- und Einkommensteuer - entlassen, daß wir den Eingangssteuersatz für die 
kleinen Steuerzahler erheblich absenken und daß wir den Progressionsverlauf vom 
Eingangssteuersatz zum Spitzensteuersatz begradigen, ist sozial, gerecht und 
leistungsfördernd zu gleich. 

(Beifall) 

Die Begradigung des Progressionsverlaufs kostet die Steuergläubiger am meisten, 
nämlich 23 Milliarden DM. Sie entlastet unsere Leistungselite im mittleren Bereich 
vom gut verdienenden Facharbeiter über den Industriemeister, den Handwerks­
meister bis zum mittleren Unternehmer. 

Geringfügig ist demgegenüber die Entlastung bei den Unternehmensteuern. Der 
Spitzensatz bei der Einkommensteuer wird nur von 56 % auf 53 % und die 
Körperschaftsteuer auf den nicht entnommenen Gewinn nur von 56 % auf 50 % 

45 



abgesenkt. Die Gesamtsteuerbelastung der deutschen Unternehmen, zu der dann 
noch die Gewerbesteuer gehört, die es in keinem anderen l_and der Erde gibt - was 
nicht bedeutet, daß ich sie abschaffen möchte; aber man muß das hinzurechnen - , 
wird nur vermindert von zirka 70 % auf 66 %. In verschiedenen unserer Konkurrenz­
länder ist sie nur noch halb so hoch, so nach drastischen Steuersenkungen in den 
USA und Großbritannien. In der Schweiz lag der Gesamtsteuersatz immer auf dieser 
Höhe. 

Es war daher von Anfang an eine üble Lügenpropaganda unserer Gegner - der leider 
viele aufgesessen sind, sogar im eigenen Lager - zu behaupten, die von uns 
konzipierte Steuerreform sei etwas für die Reichen. Eher das Gegenteil ist richtig. 
Deshalb bleibt die Unternehmensteuerentlastung, jedenfalls oberhalb des mittelstän­
dischen Bereichs, als unerledigte Aufgabe zurück. 

Wir müssen sie in der nächsten Legbislaturperiode nachholen. Dabei geht es um die 
Wettbewerbsfähigkeit des Steuerstandorts und damit auch des Industriestandorts 
Bundesrepublik Deutschland. 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie alle, als Parteitagsdelegierte die von mir 
vorgetragenen Tatsachen und Argumente aufzunehmen und in die öffentliche 
Diskussion einzubringen. Zur Zeit überwiegen nicht Information, sondern Desinfor­
mation, nicht die objektive Darstellung der Tatsachen und Zusammenhänge, sondern 
wahrheitswidrige Kampagnen und die - allerdings über Parteigrenzen hinweg, auch 
bei uns, weit verbreitete - Neigung, zu jammern, schwarzzusehen und die Zukunft in 
dürsteren negativen Farben zu sehen. IVieine Damen und Herren, das liegt nicht im 
deutschen Interesse, und es liegt auch nicht im Unionsinteresse. Deswegen müssen 
wir dem widerstehen, und dazu rufe ich Sie auf. 

(Beifall) 

Was für die Steuerreform gilt, gilt auch für das Gesundheitsreformgesetz. Wir können 
unser soziales und freiheitliches Gesundheitswesen nur erhalten, wenn wir die 
Beitragserhöhungen der sozialen Krankenversicherung stoppen. Der Ausgaben­
zuwachs der sozialen Krankenversicherung - der Bundeskanzler hat heute morgen 
die Zahlen genannt - von 9 Milliarden DM im Jahre 1960 auf 125 Milliarden DM im 
vergangenen Jahr ist so nicht durchzuhalten. Die Alternative lautet nicht: Sozialreform 
- j a oder nein, sondern nach einem geflügelten Wort von Norbert Blüm: Reform oder 
Ruin, das heißt Zusammenbruch des Systems der sozialen Krankenversicherung, und 
daran kann niemand interessiert sein. 

(Beifall) 

Wir haben in dieser Reform neue Wege beschritten, zum Beispiel die Einführung eines 
Festbetrages anstelle einer prozentualen Selbstbeteiligung dort, wo es geht. Wichtig 
ist die Philosophie, die dahintersteckt. Sie lautet wie folgt: Das medizinisch Notwen­
dige soll voll erstattet werden - voll! Niemandem, unabhängig von seinen Einkom­
mensverhältnissen, soll das medizinisch Notwendige vorenthalten werden. Aber 
alles, was über das medizinisch Notwendige hinausgeht, soll gar nicht erstattet 
werden. Das Festbetragssystem macht Überforderungs- und Härteklauseln überflüs­
sig, führt aber, wie wir hoffen, zu erheblichen Einsparungen. 
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Wir wollen aber nicht nur sparen, um die Explosion der Kosten und der Beitragssätze 
zu beenden. Wir wollen und wir müssen auch etwas für die ambulante Hilfe von 
Schwerstpflegebedürftigen tun. Es wäre verantwortungslos, meine Freunde, die 
Augen vor der Entwicklung zu verschließen: Auf Grund der gestiegenen Lebenserwar­
tung werden immer mehr Menschen pflegebedürftig. 90 % von ihnen werden zur Zeit 
in den Familien gepflegt, nur 10 % in Krankenhäusern und Heimen. Würde sich dieses 
Verhältnis umkehren, dann wäre das nicht nur inhuman - die in den Familien geleistete 
Pflege könnte von Dritten überhaupt nicht übernommen werden - , es wäre auch 
unbezahlbar. Wir müssen denen helfen, die diese Pflegeleistung zu Hause erbringen. 

Wir gehen dabei, weil ja alle Zahlen nicht genau abzuschätzen sind, sehr vorsichtig 
vor. In der erstem Stufe wird nur jährlich für vier Wochen eine Ersatzkraft gestellt, 
damit der - in der Regel: die - Pflegeleistende für diesen Zeitraum von dieser Aufgabe 
befreit werden kann; eine gute Sache, finde ich. 

(Beifall) 

Heinrich Krone hat einmal gesagt: ihr müßt den Menschen auch etwas Gutes tun, und 
ich finde, das ist etwas Gutes. Weitere Schritte müssen zu einem späteren Zeitpunkt 
folgen, natürlich im Rahmen des Möglichen. 

Die dritte dringend notwendige große Reformaufgabe stellt uns die Deutsche 
Bundespost, auf die wir stolz sind und deren Zukunft wir sichern wollen. Sie ist das 
größte Unternehmen Europas. Sie gibt zur Zeit etwa ein Viertel der Investitionen im 
Industrie- und Handwerksbereich unseres Landes in Auftrag. Sie erbringt die 
unterschiedlichsten Leistungen in Organisationsformen, die im 19. Jahrhundert 
angemessen waren, den heutigen Erfordernissen aber nicht mehr entsprechen. 

Wir haben die Absicht, dieses Großunternehmen in drei öffentliche Unternehmen zu 
gliedern, die im Verbund bleiben, mit drei Vorständen, von denen jeder in seinem 
Verantwortungsbereich voll ausgelastet sein wird. 

Das gilt insbesondere für den künftigen Bereich der TELECOM, der die Informations­
und Kommunikationstechniken umfaßt. Das ist die größte Wachstumsbranche der 
Gegenwart, deren internationale Verflechtung nicht aufzuhalten ist, am allerwenigsten 
von der Bundesrepublik Deutschland, dem größten Exportland der Erde. In den 90er 
Jahren wird diese Branche in Japan die Bedeutung der Automobilbranche übertreffen; 
was diese Automobilbranche in Japan bedeutet, sehen wir auf unseren Straßen. 

Was wir jetzt machen, kommt spät, hoffentlich nicht zu spät, und es geht gewiß nicht 
zu weit. 

Ich sage das nicht nur der Postgewerkschaft, die von der „Umwandlung der 
Bürgerpost in einer Unternehmerpost" daherredet; ich sage es allen: Wir laufen 
Gefahr, im Wohlstand schläfrig, egoistisch und völlig unbeweglich zu werden. 

(Beifall) 

Die Immobilität, die Unbeweglichkeit des Denkens und des Handelns hat bei nicht 
wenigen in unserem Land ein erschreckendes Ausmaß angenommen. Gerade auf der 
Linken gibt es geradezu reaktionäres Beharrungsvermögen. So, meine Freunde, 
können wir den Wettbewerb nicht bestehen, weder mit den wieder leistungsfähiger 
werdenden alten Industrienationen - ich nenne Großbritannien - noch mit den äußerst 
leistungsfähigen neuen Industrienationen, insbesondere in Südostasien. 
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Machen wir uns klar: Wir sind ein kleines und an Rohstoffen armes Land. Das einzige, 
was wir haben, haben wir in unseren Köpfen und in unseren Händen. Wir müssen 
machen, was die anderen noch nicht machen. Wir müssen ständig Neues erfinden 
und ständig auf neue Aufgaben umschulen. Das heißt, wir müssen unsere Arbeit und 
teilweise auch unsere Lebensumstände ständig verändern. Wir, die Union, haben das 
begriffen, die Linken offenbar nicht. Deshalb ist es auch heute - wie in der 
Vergangenheit - unsere Aufgabe, unser Land für die Zukunft fitzumachen. Dabei 
können wir uns nicht nach Gruppeninteressen richten. Wir müssen und wir werden 
uns - ich sage das jetzt als Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion - nach 
dem Allgemeininteresse richten, das mehr ist als die Summe der Gruppeninteressen. 
Und wir werden dieses Allgemeininteresse durchsetzen. 

(Beifall) 

Das gilt nicht nur für die von mir genannten drei Reformbereiche. Das gilt genauso für 
die Rentenreform - auf die der Bundeskanzler heute morgen eingegangen ist - , die 
wir vorbereiten, für die Reform der Agrarpolitik in der EG und bei uns selbst, für die 
innere Sicherheit, für den Umweltschutz, für die Ausländer- und Asylverfahrensge­
setzgebung, für den öffentlichen Dienst, für die Gesetzgebung im Bereich der 
Mitbestimmung und für vieles andere mehr. 

Besonderer Rang hat das Beratungsgesetz, besonderen Rang deshalb, weil es dabei 
um das Kostbarste geht, was es auf dieser Erde gibt: menschliches Leben. 

(Beifall) 

Wir können alles ersetzen, Menschen nicht. Das Kostbarste sind immer die Men­
schen. Das wird einer der Gegenstände unserer morgigen Beratungen sein. Die 
Bundestagsfraktion unterstützt in dieser Aufgabe die federführende Ministerin, Frau 
Professor Süssmuth, mit Nachdruck. 

(Beifall) 

Ich füge hinzu: Weder Strafe noch Beratung allein können das größte Unglück 
abwenden, das sich unser Volk nach dem Kriege selbst zugefügt hat und auch jetzt 
immer noch zufügt. Wenn irgendwo eine geistige und moralische Wende notwendig 
ist, dann auf diesem Feld. Sie ist keine Angelegenheit der Frauen allein, sondern in 
gleicher Weise auch eine Angelegenheit der Männer, meine Damen und Herren. 

(Beifall) 

Was ich auf unserem Bundesparteitag im Oktober 1986 in Mainz gesagt habe, 
möchte ich heute wiederholen: Wenn die Männer ihren Frauen oder Freundinnen 
beistünden, gäbe es keine Massenabtreibungen in Deutschland. 

(Beifall) 

Was wir stärken müssen, ist unser aller sittliche Verantwortung für das Leben und 
unsere Freude an Kindern, die wieder in den Mittelpunkt der Gesellschaft gerückt 
werden müssen. Ohne diese geistige und moralische Wende wird unser Volk 
zugrundegehen. Und das darf nicht sein. 

(Beifall) 

Das Tempo und die Vielfalt unserer Arbeit erschwert die Akzeptanz unserer Vor­
schläge und Entscheidungen. Hinzu kommen Auseinandersetzungen zwischen 
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Unionspolitikern, die von unseren iVlitglledern und Anhängern als schlimmer Streit 
empfunden werden, übrigens häufig zu Unrecht. Das hängt mit der Gewohnheit der 
Medien zusammen, jede Diskussion zur Klärung von Sachverhalten, die ja ein 
Grundgesetz der Demokratie ist, als Streit zu bezeichnen. Aber es gibt In Union und 
Koalition auch Auseinandersetzungen, die - zumindest in der Form - verletzend, 
überflüssig und daher schädlich sind. 

(Beifall) 

Um so wichtiger ist die Haltung der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Sie ist bis heute 
geblieben, was sie seit der Regierungsübernahme durch Helmut Kohl am 1. Oktober 
1982 ist: ein Hort der Stabilität, der Kollegialität und der Solidarität. 

(Vereinzelt Beifall) 

Alle Versuche, unsere Bundestagsfraktion auseinanderzudividieren, sind von uns 
abgeprallt. Wir lassen uns weder in Parteiflügel noch in Landesgruppen aufteilen, 

(Beifall) 
auch in aktuellen Auseinandersetzungen nicht. CDU und CSU sind in ihrer gemeinsa­
men Bundestagsfraktion eine Einheit, die ihre Entscheidungen in aller Regel einstim­
mig trifft, natürlich nach eingehenden Diskussionen und Auseinandersetzungen. Aber 
wir entscheiden, und dann gemeinsam. 

Ich danke allen meinen Kolleginnen und Kollegen, Ihren Bundestagsabgeordneten, 
meine Damen und Herren Parteitagsdelegierte. Ich danke Theo Waigel, meinem 
ersten Stellvertreter und Vorsitzenden der CSU-Landesgruppe. Ich danke auch dem 
Fraktionsvorsitzenden Mischnick, dem Kollegen aus der FDP-Fraktion, mit dem wir 
konstruktiv zusammenarbeiten, auch dann, wenn es Streitfragen gibt, die wir leider 
von ganz unterschiedlichen Ansätzen her nicht so überbrücken können, daß es 
unseren Vorstellungen voll entspricht. 

Das zur CDU In ihrer Bewährung als Reformpartei. 
So wichtig diese innenpolitischen Reformen sind, noch wichtiger Ist die Außen- und 
Sicherheitspolitik. 

Für ein Volk in der Mitte Europas und an der Teilungsgrenze zwischen Ost und West 
ist die Außen- und Sicherheitspolitik die Existenzfrage. 
Der europäische Staatsmann, der die Lage Deutschlands und Europas am Ende des 
Zweiten Weltkrieges als einer der ersten klarsichtig erkannte und daraus die einzig 
möglichen Folgerungen zog, war Konrad Adenauer. Es war die Erkenntnis, daß sich 
der Teil Deutschlands, der nicht von sowjetischen Truppen besetzt war, nach seiner 
staatlichen Neuordnung nicht allein zwischen den Fronten, sondern nur im europä­
ischen Verbund und im Bündnis mit den USA würde behaupten können. Das galt 
politisch, ökonomisch und militärisch in gleicher Weise. 

Politisch wurden wir, die Bundesrepublik Deutschland, auf der Grundlage der 
Adenauerschen Konzeption zu einem geachteten Mitglied der freien Welt. Ökono­
misch wurden wir, was damals niemand erwartet hat, zu einer der größten Industriena­
tionen der Erde, die zur Zeit Exportweltmeister ist. 

Militärisch wurden wir in einen uneingeschränkten Risiko- und Abschreckungsver­
bund einbezogen, der das Allianzgebiet beiderseits des Atlantik zu einer strategischen 
Einheit machte. Nur durch diesen Verbund konnte im freien Resteuropa - sehen Sie 
sich die Landkarte an - für einen potentiellen Angreifer ein Risiko aufgebaut werden, 
das für ihn untragbar war. So ist es noch heute. 
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Die strategische Einheit von Nordameril<a und Westeuropa auch inn Zuge der 
Abrüstung zu erhalten, ist jetzt eine der wichtigsten Aufgaben der deutschen Außen-
und Sicherheitspolitik. Diese Aufgabe ist unter Rahmenbedingungen zu erfüllen, die 
sich zur Zeit dramatisch verändern. 

In der Sowjetunion läuft das „Experiment Gorbatschow" mit noch ungewissem 
Ausgang. Sollte es scheitern, könnten die damit verbundenen Turbulenzen für uns 
gefährliche Folgen haben. Sollte Gorbatschow Erfolg haben, dann würde die 
Sowjetunion dadurch noch mächtiger werden, als sie jetzt schon ist. Auch das würde 
unsere volle Aufmerksamkeit, unseren Zusammenhalt und unsere Handlungsfähigkeit 
im europäischen und atlantischen Verbund erfordern. 

Die Ära Gorbatschow bietet natürlich nicht nur Risiken,sondern vor allem auch 
Chancen; diese müssen genutzt werden. Abrüstung, Friedenssicherung und Zusam­
menarbeit zum gegenseitigen Nutzen müssen im Vordergrund stehen, auch um den 
Boden zu bereiten, um die erstarrte Kriegsordnung mit ihren unsinnigen Grenzen in 
Deutschland, mit ihren IVlauern und ihrem Stacheldraht zu überwinden und in eine 
Friedensordnung umzuwandeln, die die Freiheitsrechte der Menschen und die Würde 
der Nationen Europas wiederherstellt. 

(Beifall) 

Auch in den Vereinigten Staaten vollziehen sich Veränderungen. Wir müssen dazu 
beitragen, daß die Allianz dadurch nicht beschädigt wird. Dazu gehört auch, daß wir 
unsere deutschen Sicherheitsinteressen in die strategische Debatte der Vereinigten 
Staaten einbringen. Als verläßliche Verbündete können und müssen wir offen 
miteinander reden. Ich habe es am 5. und 6. IVlai 1988 in Washington in Gesprächen 
mit Präsident Reagan und seiner Administration, in Gesprächen mit den amerikani­
schen Medien und in zwei öffentlichen Vorträgen vor einem fachkundigen Publikum 
getan. 

Meine Damen und Herren, die mit dem INF-Abkommen begonnene Abrüstung wird 
unsere Sicherheit in Deutschland nur dann nicht beeinträchtigen, sondern verbessern, 
wenn sie weitergeht auf der Grundlage eines Gesamtabrüstungs- und Sicherheitskon­
zepts, das keine Zonen unterschiedlicher Sicherheit in Europa entstehen läßt. 

Es war eine deutsche Forderung an die Allianz, dieses Konzept zu erarbeiten. Die 
Allianz wird diese Forderung erfüllen. Das Ist ein Erfolg gemeinsamer Anstrengungen 
des Bundeskanzlers und seiner Fraktion. 

Es war eine deutsche Forderung an die Allianz, in dieses Konzept auch die atomaren 
Waffen mit Reichwelten unter 500 km einzubeziehen. Die Allianz wird diese deutsche 
Forderung erfüllen. Auch das Ist ein gemeinsamer Erfolg von Regierung und Fraktion. 

Warum das so wichtig ist? Die Sowjetunion hat in diesem Bereich unter 500 km 
Reichweite, der vom INF-Abkommen nicht erfaßt wird, eine haushohe Überlegenheit 
von 1365 zu 88 westlichen Systemen. Ferner: Diese Kurzstreckenraketen reichen in 
Zentraleuropa nahezu ausschließlich von Deutschland nach Deutschland, gleichgültig 
auf welcher Seite sie stehen. Schließlich: Diese Kurzstreckensysteme können das 
Gebiet des potentiellen Angreifers nicht erreichen, was ihre abschreckende, d. h. 
kriegsverhindernde Wirkung begrenzt. 

Deshalb können die Kurzstreckensysteme kein Ersatz für die wegfallenden Mittel­
streckensysteme sein. Wir Deutsche wollen Abrüstung bei allen Reichweiten, auch 
bei den kürzeren Reichweiten, 

(Beifall) 
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aber nicht auf Null, weil das die sowjetische Überlegenheit an konventionellen und 
chemischen Waffen, die sich weiter erhöht - Gorbatschow rüstet weiter auf mit 
Ausnahme dieses Abkommensbereiches - , voll zum Tragen bringen würde. 

Meine Damen und Herren, deshalb können die Kurzstreckensysteme kein Ersatz für 
die wegfallenden Mittelstreckensysteme sein; ich sagte es schon. Wir wollen die 
Abrüstung auch bei den kürzeren Reichweiten, aber bei allen Reichweiten auf einen 
Mindestbestand, der ausreicht, um den Frieden auch durch Abschreckung eines 
potentiellen Angreifers sicherzustellen. 

Das gilt insbesondere für den Mittelstreckenbereich, dem Gelenkstück zwischen den 
atomaren Systemen der Vereinigten Staaten in Europa und ihren strategischen 
Systemen zu Hause und auf den Weltmeeren. Bevor über Kurzstreckensysteme in 
Europa entschieden werden kann, muß die Allianz klären, was bei den luft- und 
seegestützten Systemen im Mittelstreckenbereich geschieht. 

Zwei Erkenntnisse sollten wir in den letzten Jahren gewonnen haben: 

Erstens. Abrüstung ist nicht in jedem Falle gut; der Bundeskanzler hat es heute 
morgen gesagt. Abrüstung ist gut, wenn sie das Gleichgewicht der Kräfte herstellt 
oder zumindest bewahrt. Maßstab können nicht einzelne Waffenkategorien sein; 
entscheidend ist der Zusammenhang aller Angriffs- und Abwehroptionen auf dem 
Hintergrund der geostrategischen Unterschiede von Ost und West in Europa. 

Die zweite Erkenntnis: Es gibt nicht nur Allianzinteressen, es gibt auch spezifisch 
deutsche Sicherheitsinteressen, die wir in die Allianz einbringen müssen. Wir tun es, 
und mit Erfolg, wie die Entwicklung zeigt. 

(Vereinzelt Zustimmung) 

Meine Damen und Herren, so wichtig politische, ökonomische und militärische 
Zusammenarbeit in den jetzigen europäischen und atlantischen Strukturen ist, wir 
brauchen mehr. Wir brauchen im Rahmen der Allianz die politische Union der freien 
Staaten Europas; wir brauchen sie endlich, brauchen sie jetzt. 

(Beifall) 

Wir brauchen die europäische Wirtschafts- und Währungsunion. Unter der Präsident­
schaft des Bundeskanzlers sind in der Europäischen Gemeinschaft große Fortschritte 
erzielt worden. Bis 1992 soll und muß der europäische Binnenmarkt entstehen. Der 
Bundeskanzler hat das heute morgen in seiner Bedeutung mit der Einführung der 
D-Mark vor 40 Jahren verglichen. Würdigen möchte ich auch den Beitrag des jetzigen 
Präsidenten der EG-Kommission, Jacques Delors, und nicht zuletzt den Beitrag 
unserer CDU-Abgeordneten im Europäischen Parlament, deren Arbeit genauso 
wichtig ist wie die Arbeit der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. 

(Beifall) 

Parallel zur Wirtschafts- und Währungsunion muß sich die europäische Sicherheits­
union entwickeln. Anknüpfungspunkt dafür ist die Westeuropäische Union, die WEU, 
deren Mitglieder sich über den NATO-Vertrag hinaus gegenseitige Hilfe - wie es dort 
heißt - „mit allen Mitteln" versprochen haben. Ich habe die Hoffnung, daß Mitterrand 
und Kohl mit ihren Regierungen - die neue französische Regierung wird bald gebildet 
sein - in der Lage sein werden, Initiativen zu ergreifen, die Europa auch sicherheitspo­
litisch voranbringen. 

(Zustimmung) 
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Die Zeit war dafür seit dem Ausscheiden Frankreichs aus der integrierten Kommando­
struktur der NATO im Jahre 1966 niemals so günstig wie jetzt. Die Franzosen haben 
parteiübergreifend begriffen, daß sie ihre Unabhängigkeit nicht mehr allein verteidigen 
können, daß ihr Schicksal mit unserem untrennbar verknüpft Ist. Sie sind bereit, 
daraus Konsequenzen zu ziehen. 

Mit dem deutsch-französischen Verteidigungsrat wurde ein Organ geschaffen, in dem 
Frankreich und Deutschland sicherheitspolitische Initiativen für Europa erarbeiten 
können. Darin sehe ich den eigentlichen Zweck dieser Institution. Es kann nicht um ein 
exklusives, die anderen europäischen Partner ausschließendes Konzept von 
Deutschland und Frankreich gehen. Frankreich und Deutschland müssen die Entwick­
lung vorantreiben, sie müssen Motoren für die Einigung Europas auch im sicherheits­
politischen Bereich sein. 

(Beifall) 
Sie werden fragen: warum jetzt? Nun, Ich glaube, Europa braucht jetzt eine politische 
Identität, auch eine sicherheitspolitische. Die freien Europäer müssen aus der Rolle 
derer herauskommen, die bei Entscheidungen über ihre Sicherheit bestenfalls 
konsultiert werden, die aber nicht mitentscheiden können. 

(Zustimmung) 
Unsere Perspektive ist: Bei künftigen Verhandlungen zwischen Ost und West z. B. 
über Abrüstungsfragen sollte mit Reagan und Gorbatschow bzw. ihren Nachfolgern 
auch ein Vertreter der europäischen Sicherheitsunion mit am Verhandlungstisch 
sitzen. Alles andere ist Europas unwürdig und gefährlich zugleich. 

Und was wird aus Deutschland? Meine Damen und Herren, die Überwindung der 
Teilung Deutschlands bleibt unser großes nationales Ziel. 

(Beifall) 
Unsere westlichen Verbündeten haben sich im Deutschland-Vertrag verpflichtet, uns 
bei der Erreichung dieses Ziels zu unterstützen. 

(Zustimmung) 
Sie haben ihre Pflichten bisher erfüllt; wir können Ihnen keinen einzigen Verstoß 
ankreiden. 
Zu entscheiden ist nicht über das Ziel, sondern über den Weg. Man kann nicht zum 
selben Ziel gleichzeitig verschiedene Wege gehen, den europäischen Weg und den 
Weg des Neutralismus. Wer zwei Wege gleichzeitig gehen will, kommt nie ans Ziel. Wir 
müssen uns schon entscheiden! 

Wir können nicht gleichzeitig militärischen Schutz Im Bündnis, offene und gesicherte 
Märkte In Europa und Rücksichtnahme auf unsere nationalen Interessen von selten 
unserer Verbündeten erwarten, wenn diese damit rechnen müssen, daß wir bereit sein 
könnten, das alles bei der nächsten Gelegenheit gegen ein neutralisiertes Gesamt­
deutschland einzutauschen. Das geht nicht! 

(Beifall) 
Wir müssen uns entscheiden. 
Wir haben uns für den europäischen Weg entschieden, und zwar aus guten Gründen. 
Es ist der einzige Weg, der unsere freiheitliche Existenz hier In Westdeutschland nicht 
aufs Spiel setzt, und auch der einzige Weg, der eine Erfolgschance für Deutschland 
als Ganzes bietet. Selbst wenn wir von der Systemgrenze, die Deutschland und 
Europa teilt und die unseren Handlungssplelraum zusätzlich einengt, einmal absehen: 
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Was wäre ein wiedervereinigtes Deutschland heute? Keine Großmacht nnehr, sondern 
eine atomar unbewaffnete Mittelmacht. 

Eine Mittelmacht aber kann sich in der Mitte Europas, wo sich alle Kraftlinien kreuzen, 
allein nicht behaupten. Schon für das Bismarck-Reich, eine Großmacht im europä­
ischen Mächtesystem, war das schwer und nur so lange erfolgreich, wie ein Realist 
und dazu ein genialer Staatsmann an der Spitze stand. Für eine atomar unbewaffnete 
Mittelmacht in einem nicht mehr europäischen Mächtesystem, sondern in einem 
Weltmächtesystem, wo außereuropäische Mächte, die USA und die Sowjetunion, die 
Dominanz haben, wäre das unmöglich. 

Meine Damen und Herren, das ist eine wichtige Frage. Ich sage: Wer sich auf 
Bismarck beruft, sollte nicht weniger realistisch denken, als Bismarck es immer getan 
hat und auch heute tun würde. 

(Zustimmung) 

Politische friedenserhaltende Mitte zwischen den Weltmächten kann heute nicht 
mehr Deutschland allein, sondern nur ein vereinigtes Europa sein. Dieses vereinigte 
Europa wäre ein ernstzunehmender Gesprächspartner für Ost und West. Das 
europäische Stimmengewirr, das jetzt in den Kreml und nach Washington dringt, 
würde durch eine hörbare europäische Stimmme abgelöst. Dieses vereinigte Europa 
könnte die Weltmächte von der Konfrontation im Herzen Deutschlands befreien. Die 
damit verbundenen Lasten könnten den Weltmächten abgenommen werden. Ein 
solches Europa könnte mit beiden Weltmächten intensiv zusammenarbeiten. Ein 
solches Europa läge auch im Interesse einer Sowjetunion, die auf Weltrevolution und 
Weltherrschaft verzichtet, die das Selbstbestimmungsrecht ihrer Nachbarvölker 
respektiert und ihre Poltik auf Verständigung und gute Nachbarschaft gründen 
möchte. Ob die Sowjetunion einmal so sein wird, das ist die offene Frage. Nichts ist 
unmöglich. Eine andere Sowjetunion aber wird ihre Macht im Herzen Deutschlands 
weder zugunsten eines vereinigten Europas noch zugunsten eines wiedervereinigten 
Deutschlands aufgeben. Mit einer Sowjetunion, wie wir sie kennen, wäre ein 
nationaler Alleingang der Deutschen nicht nur aussichtslos, er wäre von tödlicher 
Gefahr für die Deutschen selbst und für ganz Europa. 

Deshalb, meine Damen und Herren, „Incertitudes Allemandes" darf es nicht geben. 
Ziel und Weg müssen klar sein. Das Ziel ist die staatliche Einheit Deutschlands in 
einem vereinigten Europa der Menschenrechte und des Selbstbestimmungsrechts. 
Aus diesem Ziel können sich deutsche Ungewißheiten nicht ergeben. Dieses Ziel ist in 
unserer Verfassung und im Deutschlandvertrag festgeschrieben. 

Auf die Frage unserer Verbündeten nach dem Weg muß die Antwort ebenso klar sein: 
Wir wollen dieses Ziel mit ihnen, nicht ohne sie und schon gar nicht gegen sie 
erreichen. 

(Beifall) 

An unserer Verläßlichkeit darf es keinen Zweifel geben. 

Im übrigen, unser Weg des europäischen und atlantischen Verbundes ist so 
erfolgreich, daß es geradezu töricht wäre, ihn aufzugeben, selbst wenn der neutralisti­
sche Weg überhaupt eine Alternative sein könnte, was ich nicht glaube. Das derzeitige 
„Experiment Gorbatschow" und die Veränderungen im Ostblock sprechen doch für 
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unsere Politik. Sie zeigen docii, daß die Zukunft nicht dem Sozialismus, sondem der 
Freiheit gehören wird. 

(Beifall) 

Die Grundelemente der Freiheit - das sind die IVIenschenrechte und das Selbstbe­
stimmungsrecht der Völker- sind die stärksten Kräfte der Gegenwart. Niemand kann 
sich ihnen entziehen, auch Gorbatschow und Honecker nicht. Auch Honecker bewegt 
sich, weil er sich bewegen muß. Bevor er in Bonn erschien, mußte er den Zaun für die 
DDR-Bürger auch unterhalb des Rentenalters wesentlich durchlässiger machen. Am 
27. Mai hat Herr Honecker mir bei einem Gespräch in Ost-Berlin gesagt, er bereite 
einen Verordnungsentwurf vor, der klarstelle, wann die Bürger einen Anspruch auf 
Besuchsreisen In den Westen hätten. Das wäre doch ein Fortschritt zu mehr 
Freizügigkeit und auch Rechtssicherheit. 

Ein zweites. Die DDR versucht, sich die preußische und die deutsche Geschichte zu 
eigen zu machen, sichtbar vor allem in Ost-Berlin. Sie tut es, weil sie Legitimität 
braucht, die es ohne Anknüpfung an die nationale Geschichte nicht gibt. Wir haben 
keinen Anlaß, das zu bedauern oder das gar zu fürchten. Die DDR bleibt ein 
künstliches Gebilde, solange sie sich dem Votum ihrer Bürger nicht unterwirft und 
solange sie versucht, sich von Deutschland abzukapseln. Das geht nicht. 

(Beifall) 

Wir haben die DDR als Staat anerkannt, aber nicht als einen von Deutschland 
getrennten Staat. Das ist ein wesentlicher Unterschied. Wir koppeln uns nicht ab. Wir 
stehen für das Ganze ein. Unsere Identiät ist keine bundesdeutsche, sie ist eine 
deutsche. Sie schließt die Deutschen in der DDR und in Ostdeutschland selbstver­
ständlich ein. Wir sind nicht nur deutsche Kulturnation, wir sind deutsche Staatsnation 
geblieben, wie es das Staatsangehörigkeitsrecht zeigt. 

(Beifall) 

Wer sich das alles vergegenwärtigt, wird mir zustimmen, wenn ich sage, zur 
Resignation besteht nicht der geringste Anlaß, auch nicht in der Deutschlandpolitik. 

(Beifall) 

Unsere Perspektive, die demokratische, die freiheitliche, die auf ganz Deutschland 
und auf ganz Europa bezogene, ist offensichtlich die bessere, die zukunftsgerechtere, 
auch die realistischere. Unsere Konzeption stützt sich auf die Sehnsucht der 
Menschen, frei zu sein, und auf die Sehnsucht der Völker, über sich selbst zu 
bestimmen, aber auch auf die nicht geringere Sehnsucht aller vernunftbegabten 
Wesen, wie ich einmal sagen möchte, in guter Nachbarschaft in Frieden miteinander 
zu leben. 

Das waren und sind die Zielpunkte der Union von Konrad Adenauer bis zu Helmut 
Kohl. Ich glaube in Ihrer aller Namen zu sprechen, wenn ich sage: An diesen 
Zielpunkten wird sich nichts ändern. Wir, die Union, bleiben die Partei des Friedens, 
die Partei der Freiheit und die Partei der Einheit, der Einheit Deutschlands und 
Europas. 

Ich danke Ihnen. 

(Anhaltender Beifall) 
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Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Lieber Alfred Dregger, der Parteitag dankt 
Ihnen für Ihr Referat, für beide Teile, für das, was Sie zum Schluß gesagt haben, und 
für das, was Sie über die Bundestagsfraktion gesagt haben. Wir möchten den Dank an 
Sie erweitern um den Dank an alle Mitglieder der CDU/CSU-Bundestagsfraktion für 
Ihre Arbeit. 

(Beifall) 
Ich beziehe unsere Freunde aus der CSU und den stellvertretenden Fraktionsvorsit­
zenden Theo Waigel in diesen Dank ein. 

(Beifall) 

Lieber Herr Dregger, Sie sind zu Recht stolz auf die Geschlossenheit der Bundestags­
fraktion. Wir möchten Sie ermutigen: Weiter so, Alfred Dregger! 

(Beifall) 

Meine Freunde, meine Damen und Herren, wir haben jetzt die Freude, den Vorsitzen­
den der Europäischen Volkspartei und Ministerpräsidenten von Luxemburg, Jacques 
Sanier, bei uns zu begrüßen. 

(Beifall) 

Vierzehn christlich-demokratische Parteien aus den Ländern der Europäischen 
Gemeinschaft sind in der Europäischen Volkspartei zusammengeschlossen. Der 
Vorsitzende ist zugleich Ministerpräsident des uns besonders freundschaftlich 
verbundenen Luxemburg. 

Lieber Jacques Santer, Sie haben das Wort. 

Jacques Santer, Präsident der Europäischen Volkspartei (mit Beifall begrüßt): Sehr 
geehrter Herr ParteitagspräsidentI Meine Damen und Herren Delegierte und Gäste! 
Liebe Freunde! Im Namen der Europäischen Volkspartei möchte ich mich an Sie 
wenden, lieber Helmut Kohl, um Ihnen den Dank der Christlichen Demokraten für 
Ihren außerordentlichen Beitrag zur Einigung Europas zu überbringen. 

(Beifall) 

Dieser Dank gebührt Ihnen als Staatsmann und Bundeskanzler ebenso wie als 
Parteiführer und Vorsitzendem der CDU. 

Als Parteichef hatten Sie großen Anteil an der Entstehung und Entwicklung der EVP, 
der Sie nach wie vor Ihre Unterstützung und Förderung zukommen lassen. Heute vor 
14 Tagen haben Sie dies wieder einmal unter Beweis gestellt während eines Treffens 
der EVP-Parteiführer und Regierungschefs, das in Bonn stattfand. Auch bei dieser 
Gelegenheit haben Sie wieder einmal darauf gedrängt, daß sich die Christlichen 
Demokraten aus den Ländern der Europäischen Gemeinschaft besser abstimmen, 
mehr Verständnis füreinander aufbringen und praktische Solidarität üben. Sie selbst -
und mit Ihnen die CDU -gehen mit gutem Beispiel voran. 

Als Regierungschef der Bundesrepublik Deutschland führen Sie zur Zeit, seit Januar 
bis Ende Juni, als Vorsitzender des Rates die Europäische Gemeinschaft. Es ist Ihr 
besonderes Verdienst, daß heute in der Diskussion über die Entwicklung der 
Europäischen Gemeinschaft wieder von der Zukunft und von den Chancen gespro­
chen wird. Die lähmende Fixierung auf die vielfältigen Probleme, insbesondere auf die 
Probleme im Bereich der Finanzierung und der Agrarpolitik, nimmt zugunsten einer 
Bereitschaft ab, Perspektiven aufzuzeigen und auszumalen. Europa ist wieder zu 
einem positiv besetzten politischen Thema geworden. 

(Beifall) 
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Der Umschwung ist durch einen Erfolg ausgelöst worden, der nach den vielen Fehl-
und Rückschlägen, denen die Bemühungen um den Durchbruch zur Reform der 
Gemeinschaft in den letzten Jahren ausgesetzt waren, ansteckend wirkt. 

Am 12. Februar hat der Europäische Rat unter Ihrer Leitung in Brüssel eine Reihe von 
Beschlüssen gefaßt, die Lösungen für die meisten und seit langem umstrittenen 
Fragen beinhalten. Vor allem einigten wir uns auf die Eindämmung der Kosten für die 
Agrarpolitik, auf die Erhöhung der Mittel für die Entwicklung der ärmeren Regionen 
Europas und auf die l\/lodalitäten für die Reform der Gemeinschaftsfinanzierung. 

Mit Überzeugungskraft und Unermüdlichkeit haben Sie die Verhandlungen in einer 
Weise konzipiert und geführt, daß sich letztlich keiner der Partner der konstruktiven 
Mitwirkung am Gelingen versagen konnte. Das Tor zur Verwirklichung eines großen 
einheitlichen Binnenmarktes 1992 Ist nun geöffnet. 

(Beifall) 

Dem Ziel und Zweck des Integrationsprozesses, der Begründung eines europäischen 
Bundesstaates, sind wir damit ein gutes Stück nähergekommen. 

Damit habe Ich nur ein aktuelles Beispiel für Ihren kontinuierlichen und überzeugenden 
Einsatz für die Weiterentwicklung der Gemeinschaft genannt, die Sie - entsprechend 
den Vorstellungen, die uns In der Europäischen Volkspartei geläufig sind und die von 
den Christlichen Demokraten in allen Ländern Europas geteilt werden -als Kernstück 
der Vereinigten Staaten von Europa betrachten. 

Wir wollen die Vereinigten Staaten von Europa gemeinsam realisieren, um die Freiheit 
unserer Völker und die Demokratie unserer Staaten dauerhaft zu sichern, um den 
Frieden und die dafür notwendige Sicherheit gewährleisten zu können, um soziale 
Gerechtigkeit und wirtschaftlichen Wohlstand zu ermöglichen, um die reiche und 
vielfältige Kultur in den Ländern, Regionen und Gemeinden Europas zu neuer Blüte zu 
bringen. 

Es gibt, liebe Freunde, tausend weitere Gründe. Die Christlichen Demokraten kennen 
und nennen sie seit jeher. „Europa ist" - wie es in einer Kapitelüberschrift des 
Leitantrags für diesen Bundesparteitag heißt - „unsere politische Zukunft." Das ist in 
jeder Hinsicht zutreffend. 

Es ist ein außerordentlich glücklicher Umstand, daß die große Regierungspartei der 
Bundesrepublik Deutschland, die Christlich Demokratische Union, ihre europapoliti­
schen Grundsätze und Ziele und im Zusammenhang damit auch ihre Grundsätze und 
Ziele In der Deutschlandpolitik wie in der Außen- und Sicherheitspolitik gerade jetzt 
neu durchdenkt und neu formuliert. Es ist gewiß kein Zufall, daß dieses In einem 
Moment des Aufbruches geschieht, vor dem Hintergrund der Erwartungen, die mit der 
Perspektive 1992 verbunden sind. In Übereinstimmung mit ihrer europäisch-föderali­
stischen Tradition und mit der Programmatik der anderen christlich-demokratischen 
Parteien der EG-Länder, mit denen die CDU In der Europäischen Volkspartei 
verbunden ist, skizziert der Leitantrag eine klare Linie von der Gemeinschaft über die 
Union zur Konstituierung der Vereinigten Staaten von Europa. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, ob wir auf diesem Weg weiterkommen, wird sich in den nächsten 
Monaten und Jahren vor allem an unserer Fähigkeit erweisen, den Binnenmarkt zu 
vollenden. 1992 soll alles unter Dach und Fach sein. Von den notwendigen 
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Anpassungen und von den Anstrengungen all derer, die in Zukunft vom großen, freien, 
einheitlichen Binnenmarkt profitieren wollen, wird ein erheblicher Impuls auf das 
Wachstum der Wirtschaft, aber auch auf die Kreativität und Leistungsfähigkeit 
ausgehen. Mehr als in der Vergangenheit werden die Regierungen der Mitgliedstaaten 
der Notwendigkeit ausgesetzt sein, ihr Handeln abzustimmen und sich der Gemein­
schaftsdisziplin zu unterwerfen. 

Es ist deshalb vernünftig und richtig, die Frage der Errichtung einer Europäischen 
Zentralbank, die autonom über die Stabilität und den Wert einer europäischen 
Währung wachen soll, jetzt auf die Tagesordnung zu setzen. Es handelt sich um einen 
der entscheidenden strategischen Punkte für die zukünftige Gestaltung der Gemein­
schaft. 

Von gleichem Rang ist die Frage der Sicherheitsunion. Das Nachdenken und die 
Diskussion über mögliche Arrangements braucht nicht bei Null zu beginnen. Die 
Westeuropäische Union und die Eurogroup, aber auch die deutsch-französischen 
Kooperationsverfahren, stellen brauchbare Strukturen zur Verfügung. Sie sind ent­
wicklungsfähig und können zu einer Sicherheitsunion zusammengefaßt werden. In 
ihnen erfolgt bereits heute eine sicherheitspolitische Meinungsbildung der Europäer. 
Das geschieht selbstverständlich im Rahmen der Atlantischen Allianz und im Hinblick 
auf die Verpflichtungen, die Europa als Partner der Vereinigten Staaten von Amerika 
übernommen hat. 

Die weltpolitische Lage, aber auch der fortschreitende Integrationsprozeß drängen 
auch in die Richtung einer einheitlichen Organisation der internationalen Beziehungen 
der Gemeinschaft. 

Wie sollte es auf Dauer möglich sein, die Wirtschafts- und Währungspolitik mit ihren 
starken Wirkungen auf die Außenbeziehungen zu vergemeinschaften, ohne schließ­
lich die Außenpolitik als Sache der Union zu behandeln? Auch hier ist der Anfang 
gemacht: Mit dem bereits vielfach bewährten Verfahren der Europäischen Politischen 
Zusammenarbeit ist der Einstieg gelungen. 

Es liegt auf der Hand, daß die Gemeinschaft in der realistischen, heute schon 
überschaubaren Perspektive ihrer Entwicklung zur Europäischen Union nicht ohne 
wirkliche Regierung auskommt. Das kann die in Zukunft mit echten exekutiven 
Befugnissen ausgestattete und gegenüber dem Parlament verantwortliche Kommis­
sion sein. Der Ministerrat, in dem die Vertreter der Regierungen heute noch sowohl 
exekutive als auch legislative Befugnisse wahrnehmen, wird von seinen Funktionen 
einen Teil an diese Kommission bzw. an diese Regierung, einen Teil ans Parlament 
abgeben müssen. Er könnte sich in einen Europäischen Bundesrat verwandeln, der 
gemeinsam mit dem Europäischen Parlament für die Gesetzgebung zuständig wäre. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Freunde, ich möchte Sie mit diesen 
Hinweisen und verschiedenen Überlegungen ermutigen, dem couragieiten und 
kohärenten Zukunftsentwurf des Leitantrags, den der Bundesvorstand der CDU 
Ihnen unterbreitet hat, zu folgen. Dieser Leitantrag, so wie wir ihn sehen, 

- entspricht der Programmatik, die wir innerhalb der EVP im Konsens mit den 
Freunden aus den anderen christlich-demokratischen Parteien entwickelt haben; 

- ist realistisch, indem er zeigt, wie das Wünschenswerte möglich gemacht und 
schließlich verwirklicht werden kann; 
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- stellt die vielen komplexen Fragen der Deutschland-, Außen-, SIcherheits-, Europa-
und Entwicklungspolitik in ihrem unauflöslichen Zusammenhang dar und leistet 
damit einen wichtigen Beitrag zur Glaubwürdigkeit Ihrer Partei und Überzeugungs­
kraft der deutschen Politik. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, wenn ich mir hier, vor dem Parteitag der Christlich Demokratischen 
Union Deutschlands, erlaube, als Luxemburger und Europäer freimütig und ohne 
diplomatische Verrenkungen zu einem Antrag zu sprechen, der Ihnen zur Diskussion 
vorliegt, so tue ich das nicht, um mich in Ihre Angelegenheiten einzumischen, sondern 
um Ihnen zu zeigen, wie sehr Ihre Angelegenheiten auch die meinen und unsrigen sind. 

(Beifall) 

Und tatsächlich sind es ja die Interessen und Perspektiven aller Europäer, über die Sie 
verhandeln, indem Sie sich mit den Perspektiven und Interessen der Deutschen 
befassen. 

Deshalb gehört auch die Frage nach der deutschen Einheit in den Zusammenhang 
des europäischen Einigungsprozesses. Eine Überwindung der Teilung Deutschlands 
wird es nur im Zuge einer Überwindung der Teilung Europas geben können. Deren 
Ursache liegt aber in der Spannung zwischen Freiheit und Unfreiheit. Bei der 
deutschen Frage handelt es sich demnach nicht nur um ein nationales Problem, 
sondern auch - und vor allem auch - um ein europäisches, eigentlich, so möchte ich 
sagen, um ein universelles Problem. Es geht um Selbstbestimmung, um Menschen­
rechte, um Demokratie. Und das betrifft ebenso wie die Deutschen die Polen, die 
Tschechen, die Slowaken, die Ungarn und alle anderen Mittel- und Osteuropäer, aber 
nicht weniger natürlich als die Westeuropäer. 

Die Sorge, die in Deutschland gelegentlich zum Ausdruck gebracht wird, daß man von 
den Nachbarn mit der Last der Teilung alleingelassen werden könnte, scheint mir, so 
betrachtet, nicht begründet zu sein. Und noch viel weniger begründet ist vor diesem 
Hintergrund die Befürchtung, daß die europäische Integration die Wiedervereinigung 
Deutschlands behindere oder gar verhindere. Ich bin vielmehr - in Übereinstimmung 
mit den Positionen der Christlichen Demokraten Europas - fest davon überzeugt, daß 
die Einigungspolitik und die Gemeinschaftsentwicklung die notwendigen Vorausset­
zungen für eine Wiedervereinigung Deutschlands und Europas erst schaffen. 

(Beifall) 

Zum Schluß, meine Damen und Herren, liebe Freunde, komme ich noch einmal auf die 
Europäische Volkspartei zu sprechen. Als Aktionseinheit der Christlichen Demokraten 
in der Europäischen Gemeinschaft ist sie im Bewußtsein der Öffentlichkeit noch nicht 
ausreichend gegenwärtig. Zwar gibt es eine inzwischen weitverbreitete Kenntnis 
davon, daß es in Europa einen Verbund der christlich-demokratischen Parteien gibt, 
in dem die Zusammenarbeit organisiert wird. Welche Aufgabe dieser Verbund hat, 
welche Rolle er spielt, was die EVP also soll, was sie will, was sie kann und was sie tut 
- davon ist allzuwenig bekannt. 

Das hat viele Gründe: Die EVP beackert ein neues, fremdes Gelände. Sie befindet sich 
erst im Aufbau, in der Entwicklung. Sie verfügt nicht über Macht, und sie sitzt 
zwischen allen nationalen Stühlen. Vorläufig ist sie politisch ebenso schwach wie das 
Europäische Parlament, mit dem sie auch gemeinsam hat, in ihrer faktischen 
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Bedeutung und Zukunftsfähigkeit verkannt zu werden. Denn die EVP ist ein 
Unternehnnen der Avantgarde, in dem eingeübt, vorbereitet, ja sogar vorweggenom­
men wird, was demnächst selbstverständlich sein muß: Parteiorganisationen auf 
europäischer Ebene, die um Macht und Einfluß in Parlament und Regierung der 
zukünftigen Europäischen Union miteinander streiten. Je früher sich die CDU und die 
anderen Mitgliedsparteien der EVP auf diese Situation einstellen, die sich heute 
entwickelt und morgen die Politik bestimmt, desto besser für die Christliche 
Demokratie in Europa, desto besser aber auch für die einzelnen Parteien und ihre 
Stellung im eigenen Land. 

Die EVP ist schon heute einflußreich. Es kommt in der Europapolitik wesentlich auf 
den Beitrag und die Entscheidung der EVP an. Sie stellt in fünf Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft, in Italien, der Bundesrepublik Deutschland, Belgien, den Niederlanden 
und Luxemburg, die jeweils stärkste Regierungspartei und damit den Regierungschef. 
In zwei weiteren Ländern, Irland und Griechenland, stellen die EVP-Parteien in der 
Opposition die große Alternative dar, jederzeit in der Lage, die Regierung zu 
übernehmen. Die der EVP angehörenden regionalen Parteien sind in ihren jeweiligen 
Regionen - Bayern, Baskenland, Katalonien, Flandern, Wallonien - alle Regierungs­
parteien, in den meisten Fällen als die führenden Kräfte. 

Im Europäischen Parlament ist die von Egon Klepsch souverän geführte EVP-Fraktion 

(Beifall) 

zahlenmäßig zwar nicht die stärkste, sondern die zweitstärkste Gruppe, verfügt aber 
über einen größeren Einfluß als die sozialistische Fraktion, der gegenüber sie vor allem 
zwei Vorteile hat: ihre Geschlossenheit und ihre positive Einstellung zur Einigung 
Europas 

(Beifall) 

Die Sonderstellung der EVP im politischen Leben Europas hat ihr eine zentrale Rolle 
zugewiesen, der gerecht zu werden immer wieder neue Anstrengungen erfordert. 
Einer solchen Anstrengung unterzieht sich die EVP soeben, indem sie ein neues 
Aktionsprogramm erarbeitet. Damit befaßt sich eine Kommission unter dem Vorsitz 
von Staatsminister Lutz Stavenhagen. Der VII. EVP-Kongreß, der am 7. und 
8. November in Luxemburg stattfindet, wird die Aufgabe haben, über den Entwurf 
dieser Kommission zu diskutieren und das Programm zu verabschieden. Dies 
geschieht natürlich im Hinblick auf die Europawahl, die im Juni 1989 stattfindet. 

Meine Damen und Herren, liebe Freunde, ich habe eben den EVP-Fraktionsvorsitzen-
den Egon Klepsch und den Vorsitzenden der EVP-Programm-Kommission Lutz 
Stavenhagen natürlich mit der Absicht erwähnt, diesen Freunden vor dem Parteitag 
der CDU für ihren besonderen Einsatz danken zu können. Einige andere deutsche 
Freunde aus den Reihen der CDU sind an dieser Stelle zu nennen, vor allem Kai-Uwe 
von Hassel, Vorsitzender der Kommission „Sicherheit und Verteidigung", Fhedrich 
Vogel, Vorsitzender der Kommission „Rechtspolitik", Marlene Lenz, Vorsitzende der 
EVP-Frauen-Sektion, und schließlich mein Generalsekretär der EVP, Thomas Jansen. 

(Vereinzelter Beifall) 

Liebe Freunde, wir stehen vor einer Europawahl. In zwölf Monaten ist es wieder so 
weit. Der Luxemburger Kongreß wird Auftakt zur Informations- und Motivations-
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Kampagne sein, mit der die EVP und ihre Mitgliedsparteien diese Prüfung vorbereiten. 
Es geht darum, die Bürger in den Ländern der Gemeinschaft dafür zu gewinnen, das 
Projel<t Europa 1992, die Herstellung des großen Binnenmarktes, mitzutragen. Der 
Binnenmarkt Ist das materielle Herzstück der Europäischen Union. 

(Vereinzelter Beifall) 

Ich fordere Sie, meine Damen und Herren, liebe Freunde, die Vertreter der Landes­
und Kreisverbände der CDU, dazu auf, der Europäischen Volkspartei bei der 
Europawahl 1989 zum Sieg zu verhelfen. 

(Beifall) 

Dr. Walter Wallmann, Tagungspräsidium: Wir danken unserem Freund Jacques 
Sanier sehr herzlich für dieses Grußwort, das mehr als ein Grußwort war. Wir haben 
von Ihnen eben erfahren, wie freundschaftlich und mit wieviel Anerkennung Sie sich, 
lieber Freund Santer, unserem Parteivorsitzenden zugewandt haben. Besonders aber 
wollen wir heute Ihnen danken. Sie haben sich als der Vorsitzende von vierzehn 
christlich-demokratischen Parteien aus den Ländern der Europäischen Gemeinschaft 
in einer vorbildlichen Weise immer wieder für die Europäische Volkspartei engagiert. 
Herr Santer, wir bedanken uns besonders dafür, daß Sie sich als Freund der 
Bundesrepublik Deutschland auch unseren besonderen deutschen Themen in dieser 
Weise zugewandt haben. Noch einmal herzlichen Dank. 

(Beifall) 

Meine lieben Freunde, wir nehmen jetzt den Bericht unseres Freundes Rudolf Luster 
entgegen. Ich darf Ihnen das Wort erteilen, Freund Luster. 

Rudolf Luster (mit Beifall begrüßt): Herr Präsident! Meine lieben Freunde! Seit 
meinem letzten Bericht vor dem Bundesparteitag in Bonn sind erst sechs Monate 
vergangen, und doch hat sich in der Europastimmung Entscheidendes geändert. 
Europa ist wieder im Aufschwung! 

(Beifall) 

Unser Freund Santer hat es gesagt, ich darf mich seinen Worten anschließen und sie 
unterstreichen. Was ist geschehen? Zu Jahresbeginn hat die Bundesrepublik 
Deutschland den Vorsitz in der Europäischen Gemeinschaft übernommen. Schon 
sechs Wochen später hat Bundeskanzler Helmut Kohl in Brüssel den Europäischen 
Rat zu Beschlüssen von historischer Bedeutung geführt. Freilich, der Brüsseler Gipfel 
hatte seine Preise, so insbesondere die allmähliche Verdoppelung der Strukturfonds. 
Es trifft zu, daß wir Deutschen in diesen Strukturtopf relativ am meisten zahlen. Unsere 
Zahlungen sind aber keine Almosen; es sind die Kraftspritzen, die uns - wenn wir es 
rein wirtschaftlich sehen, uns am meisten - zahlungskräftige Käufer schaffen. Anders 
ausgedrückt, es ist unser Solidarbeitrag für ein entspanntes, soziales Klima in 
Westeuropa. 

Der große Binnenmarkt, der Wirtschaftsraum ohne Grenzen, ist die Herausforderung, 
von dem jetzt die größte Faszination ausgeht. Er bedeutet für uns mehr Freiheit für 
Verbraucher und Erzeuger, Sicherung und Mehrung unseres Wohlstandes, Wegfall 
von bürokratischen Schikanen und frustierenden Formalitäten und letztlich die 
überzeugendste Maßnahme zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Der wirtschaftliche 
Nutzen für die gesamte Gemeinschaft wird auf insgesamt jährlich etwa 410 Milliarden 
DM oder mehr geschätzt. Dies wären rund 5 % des Bruttosozialprodukts der 
Gemeinschaft von 1986. Die Verfasser des Gecchini-Berichts nehmen an, daß die 
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Wirtschaft 1,8 Millionen neue Arbeitsplätze schaffen kann, die auf 5 Millionen erhöht 
werden könnten, wenn der freie Binnenmarkt von einer aktiveren Wirtschaftspolitik 
begleitet wird. Das alles klingt fast zu schön, um wahr zu sein. Eine gewaltige Chance 
für unsere Gemeinschaft tut sich auf. Es wird von einem qualitativen Sprung und von 
der stillen Revolution gesprochen. Die deutsche Wirtschaft müssen wir ermuntern, 
sich mit Mut und Vorstellungskraft auf die neuen Chancen einzustellen. 

(Vereinzelter Beifall) 

Niemand soll allerdings verkennen, daß eine derart revolutionäre Umwälzung auch 
ihre Nebenwirkungen zeitigen wird, neben den erwünschten leider auch uner­
wünschte. Wir sollten uns in seriösen Szenarien auf das Neue vorbereiten, denn der 
Binnenmarktein soll und muß ein Erfolg werden, das sind wir unseren Bürgern in der 
EG schuldig. 

(Beifall) 

„Die Europäische Gemeinschaft zur Europäischen Union auszubauen" ist eine 
vorrangige Forderung des Leitantrages für diesen Parteitag. Es wird in diesem 
Zusammenhang gefordert, das Europäische Parlament müsse mehr Rechte, mehr 
Befugnisse haben. Lassen Sie mich dazu anmerken: Wenn es richtig ist zu sagen, 
jedes Parlament müsse sich seine Rechte selbst erstreiten, so kann das Europäische 
Parlament eine gute Bilanz des bisher gegen manchen Widerstand Errungenen 
vorweisen. Gemeinsam mit dem Rat ist inzwischen das Parlament die Haushaltsbe­
hörde der Gemeinschaft. Durch mündliches und schriftliches Fragerecht gegenüber 
Rat und Kommission übt das Parlament seine Kontrollrechte aus. Den Mitgliedern der 
Kommission kann es in diesem Zusammenhang das Mißtrauen aussprechen. Einen 
wichtigen Schub gab es durch die Einheitliche Europäische Akte. Hier wurde durch 
das Verfahren der Zusammenarbeit und durch das Mitwirkungsrecht des Präsidenten 
beim Abschluß von Beitritts- und Assoziierungsverträgen die Stellung des Parlaments 
in Teilbereichen der Gesetzgebung nicht unerheblich gestärkt. So schön, so gut. 

Aber ein anderes müssen wir sagen: Der Europäischen Gemeinschaft kommt für viele 
in der Welt zu Recht Modellcharakter zu. Um so schwerer wiegt die zentrale 
Beanstandung, die Europäische Gemeinschaft sei eine Gemeinschaft in erster Linie 
der Regierungen, nicht der Völker, darüber dürfe das Feigenblatt Europäisches 
Parlament nicht hinwegtäuschen. Die Europäische Gemeinschaft werde nicht demo­
kratisch, sondern im Zusammenspiel von EG-Kommission und Ministerrat bürokra­
tisch gelenkt. - Was müssen wir antvi/orten? Das Europäische Parlament wird seit 
1971 direkt gewählt; es hat aber bis heute nicht echte Gesetzgebungsbefugnis. Die 
EG-Gesetze werden nach wie vor allein vom Ministerrat, in Wirklichkeit vielfach von 
den Ministerialbürokratien, also von den Beamten, gemacht, also hinter verschlosse­
nen Türen. In allen der Gemeinschaft übertragenen und der nationalen Souveränität 
entzogenen Zuständigkeiten weitet sich ein parlamentsfreier Gesetzgebungsraum 
aus. Nein, die schon langfristige Hinnahme des Demokratiedefizits ist nicht ein 
politisches Kavaliersdelikt, sondern eine Todsünde wider unsere staatliche Existenz. 

(Beifall) 

Wir müssen auf parlamentarischer Mitentscheidung aus Gründen der Demokratie 
bestehen. Sie ist das Bollwerk unserer Freiheit. 

(Beifall) 

Sie ist zugleich das Erfolgsrezept freiheitlicher Staatsführung. Sie ist darüber hinaus 
der Hebel zur Erleichterung europäischer Einigungsbemühungen. 
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Die öffentliche parlamentarische Debatte würde zudem die Europapolitik den Bürgern 
nahebringen und ihr Interesse sowie ihr Verständnis wecken. Transparenz wäre eine 
wichtige Voraussetzung für die Bereitschaft der Bürger, z. B. demnächst wählen zu 
gehen. 

So bleibt nur übrig, das demokratische Gewissen der Verantwortlichen bei Parlament 
und Regierungen der zwölf Mitgliedstaaten wachzurütteln. Wer hier kneift oder 
mauert, muß sich den Vorwurf gefallen lassen, daß er aus Bequemlichkeit oder 
Gleichgültigkeit in Sachen Demokratie faule Kompromisse schließt. 

Vor dem Europäischen Parlament hat unser Bundespräsident dazu gesagt: „Wir 
müssen aufpassen, daß wir nicht auf die Dauer in der Gemeinschaft ganz andere 
Prinzipien demokratischer Gewaltenteilung schaffen, als wir sie in den Mitgliedslän­
dern selbstverständlich befolgen." Der einschlägige Satz im Leitantrag heißt deshalb 
prägnant und zutreffend: Das Europäische Parlament muß gemeinsam mit dem 
bisher allein beschließenden Ministerrat bei der Gesetzgebung mitentscheiden. 

Liebe Freunde, es geht nicht um das Prestigebedürfnis des Parlaments. In Wirklichkeit 
geht es doch um die Gemeinschaft als Ganzes. Die Gemeinschaft benötigt eine ihrer 
Aufgabe gemäße Entscheidungsstruktur und Entscheidungskapazität. 

Ich habe eingangs dieses Berichts das historische Verdienst unseres Bundeskanzlers 
hervorgehoben, wie er die Partner des Europäischen Rates auf die Brüsseler 
Beschlüsse festlegen konnte. Das Außergewöhnliche seines Verhandlungserfolges 
hervorhebend - die Kombination von Beichtvater und Dompteur, wie gesagt wurde-
heißt doch zugleich die Entscheidungsschwierigkeiten des Rates im Normalfall zu 
beklagen. Unsere Gemeinschaft nur auf den Glücksfall von persönlicher Entschei­
dungskraft hin organisiert sein lassen, kommt einem Hasardspiel gleich. 

Liebe Freunde, die europäische Integration - das ist der große Markt, das ist 
Solidarität mit den Schwachen hier und in der Dritten Welt. Aber das ist vieles mehr. Es 
ist vor allem Friedenswerk. Fast ein halbes Jahrhundert geht von dieser Gemeinschaft 
in unserem einst so kriegsgeplagten Westeuropa und in einer leider unruhigen Zeit in 
anderen Teilen der Welt friedensstiftende Kraft aus. 

(Beifall) 

Die Westeuropäer haben gelernt, die Gleichartigkeit ihrer Interessen in immer mehr 
Feldern ihres Zusammenlebens aufzuspüren. Bei gegenläufigen Interessen haben sie 
sich in einem obligatorischen Gesprächsgeflecht wirksame friedliche Methoden des 
Ausgleichs geschaffen. 

In solche Gesprächskontakte die Staaten Ost- und Mitteleuropas einzuführen, 
geduldig, aber stetig, in Wachsamkeit, aber auch in Offenheit, könnte nützlich sein. 
Die beispielhaften Erfolge der Europäischen Gemeinschaft machen auch jenen 
solche Kontakte interessant. So könnten wir Schritt für Schritt den machtpolitischen 
und den ideologischen Gegensatz zu überwinden suchen, der unseren Kontinent 
spaltet. 

Hier liegt der Lösungsansatz auch für die deutsche Wiedervereinigung. Es gibt 
vorsichtige Zeichen der Hoffnung. Mit Genugtuung merken wir an, daß in wenigen 
Tagen die diplomatische Anerkennung der Europäischen Gemeinschaft durch die 
Staaten des COMECON bevorsteht. Sie haben den Widerstand gegen die Einbindung 
meiner Vaterstadt Berlin endlich aufgegeben. Gerade dieser Tage hat Gorbatschows 
Berater Daschitschew die Berliner Mauer ein „Relikt des Kalten Krieges" genannt. Er 
fügte an: „Diese Mauer belastet das Dasein und die Psychologie des Menschen." 
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Zeichen der Hoffnung? Mancherorts, liebe Freunde, ninnmt der Irrglaube zu, die 
Wiedervereinigung sei erreichbar auf Kosten unserer Nachbarn oder gerade durch 
Verzicht auf unsere Westbindung. Nein, nicht anders als Konrad Adenauer sagen wir: 
Selbstbestimmung und Wiedervereinigung in Freiheit werden wir nur erreichen im 
Rahmen einer gesamteuropäischen Friedensordnung und in enger Verbindung mit 
den Vereinigten Staaten von Amerika. 

(Beifall) 

Also: Europäische Integration und deutsche Wiedervereinigung schließen einander 
nicht aus. Sie bedingen einander. Ganz bewußt hat das Grundgesetz beide Postulate 
in seiner Präambel als Staatsziele nebeneinander gestellt. 

Lassen Sie mich, liebe Freunde, auch ein Wort sagen zum Thema Bund und Länder in 
der Europäischen Gemeinschaft. Es kommt auf die bestmögliche Organisation des 
Zusammenwirkens aller Ebenen -Gemeinde, Land, Bund und Europäische Gemein­
schaft - an. Ordnungsprinzip muß die Subsidiarität sein. Wir wollen keinen großen 
europäischen Wasserkopf. Die Proportionen müssen stimmen, und die Kompetenz 
und die Mittel müssen dort zur Verfügung stehen, wo die Arbeit am besten getan 
werden kann. 

Föderalismus und Regionalismus sind gleichzeitig auch der Garant für Erhaltung des 
Reichtums unserer europäischen Kultur. Die kulturelle Zusammengehörigkeit in der 
Vielfalt der Überlieferung der Völker - so wird gesagt - stellt die Identität Europas dar. 
Das war es vielleicht, was Jean Monnet meinte, als er im Rückblick auf die ersten 
Jahrzehnte der Gemeinschaft fast wehmütig sagte: „Wenn ich es noch einmal 
beginnen könnte, dann begänne ich mit der Kultur." 

Liebe Freunde, die Schaffung eines vereinigten Europa wird das größte politische 
Ereignis dieses Jahrhunderts, wurde gesagt. Dieser große Erfolg wird uns nicht in den 
Schoß fallen. Manche - auch in unserer Partei - sagen: Wir haben genug anderes zu 
tun, für Europa haben wir doch euch, unsere Europaabgeordneten. Das hört sich 
recht schmeichelhaft an. Niemand sollte jedoch seine politischen Einflußmöglich­
keiten selbst beschneiden. 

Also: Seit dem Brüsseler Gipfel ist Europa wieder im Aufwind. Unser Bundesvorsitzen­
der hat diesen Aufschwung entscheidend herbeigeführt. Helmut Kohl geht auf dem 
Weg in den Bundesstaat Europäische Union in der Gemeinschaft und in der CDU mit 
anhaltend gutem Beispiel voran. Aber er allein kann diese einmalige geschichtliche 
Aufgabe der europäischen Einigung nicht schaffen. Er braucht uns. Europa braucht 
uns. Europa braucht nicht Mitläufer, sondern Bekenner. 

(Beifall) 

Ganzer Einsatz ist gefordert. Die Europawahlen 1989 werden unsere große Kraftprobe 
sein. Wir müssen, wir wollen und wir werden sie erfolgreich bestehen. 

Vielen Dank, liebe Freunde. 
(Beifall) 

Dr. Walter Wallmann, Tagungspräsidium: Unser Dank gilt auch Ihnen, lieber Freund 
Rudolf Luster. Wir wissen, daß Sie in den zurückliegenden Monaten, die seit dem 
vergangenen Bundesparteitag vergangen sind, mit unseren Freunden der CDU/CSU-
Gruppe in der EVP-Fraktion des Europäischen Parlaments eine hervorragende Arbeit 
geleistet haben. Wir wünschen Ihnen bei dieser Arbeit für die Zukunft alles Gute. 
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Ich begrüße nun ganz herzlich im Namen des Bundesparteitages der CDU Deutsch­
lands den Vorsitzenden der CSU und bayerischen Ministerpräsidenten, unseren 
Freund Dr. Franz Josef Strauß in unserer Mitte. 

(Beifall) 

Wir danken Ihnen, daß Sie zu uns gekommen sind und jetzt zu uns sprechen werden. 
Franz Josef Strauß, Sie haben das Wort. 

(Beifall) 

Ministerpräsident Dr. h.c. Franz Josef Strauß, Landesvorsitzender der Christlich 
Sozialen Union: Sehr geehrter Herr Vorsitzender, lieber Freund Helmut Kohl! Meine 
sehr verehrten Ehren- und Festgästel Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zu allererst ein 
herzliches Wort des Grußes aus München, das ich soeben verlassen habe, um die 
Einladung Helmut Kohls, ein Grußwort an Sie zu richten, auch gebührend verwirk­
lichen zu können. 

Sie begehen Ihren Parteitag in einer bemerkenswerten politischen Situation. Im Jahre 
1988 werden die Weichen für eine Reihe von Landtagswahlen und für die Bundestags­
wahlen im Jahre 1990 gestellt. Wir haben vorher schon die Kommunalwahlen. 
Deshalb ist für uns gemeinsam eine Analyse der Situation - das Ist hier nicht meine 
Aufgabe - und die Entwicklung eines Programms für die Zukunft mit dem Blick auf das 
Jahr 2000 von besonderer Bedeutung. 

Lassen Sie mich aus den vielen Problemen, über die man bei einem solchen Parteitag 
sicherlich redet, über die der Grußredner aber nur teilweise reden kann, einzelne 
Schwerpunkte auswählen und dazu einige Bemerkungen machen. 

Der Parteitag steht unter besonderer Aufmerksamkeit, weil viele Wähler genau 
beobachten werden, ob er eine Vorentscheidung oder eine Entscheidung tiifft, an 
Hand deren man erkennen kann, ob die Unionsparteien zu ihren fundamentalen 
Werten stehen. Das heißt, wir müssen nicht nur aus wahlpolitischer Opportunität, 
sondern auch auf Grund unserer Wertvorstellungen ein ganz klares Bekenntnis zum 
Schutz des ungeborenen Lebens ablegen. 

(Beifall) 

Auch hier muß man unterscheiden zwischen dem, was gefällig ist, was ankommt, und 
dem, worauf es ankommt. 

Dieses Thema ist uns allen und mir durch viele, viele Jahre Zugehörigkeit zum 
Deutschen Bundestag und später auch in meiner Amtsführung als bayerischer 
Ministerpräsident sehr nahegekommen. Ich glaube, wir müssen hier den Blick für das 
Mögliche verbinden mit der zähen Energie, das Notwendige durchzusetzen. Ich bin 
kein Träumer oder Visionär. Politik ist sicher die Kunst des Möglichen; das soll 
Bismarck gesagt haben. Jemand anders sagte, es sei die Kunst, das Notwendige 
möglich zu machen. Ich habe das von Carlo Schmid gehört; es kann auch jemand 
anders gewesen sein, der das gesagt hat. Von Carlo Schmid habe ich das jedenfalls 
im Deutschen Bundestag gehört. 

Dazu gehört dann noch die Gabe, den Begriff „notwendig" nicht nach Maßstäben 
eigener Wunschvorstellungen, sondern nach Maßgabe der Realitäten auszulegen. 
Denn allzuviel wird oft als notwendig bezeichnet, was bei näherer Prüfung nicht 
unbedingt notwendig ist. 

Aber hier sind wir ohne Zweifel einerseits in der Situation, einem gewissen Zeitgeist 
-w ie weit er dann wirklich „Geist" ist oder nur „Zeit", ist eine andere Frage -
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widerstehen zu müssen. Wir wissen, daß wir den § 218 alter Art nicht mehr 
wiederherstellen können, weil wir dafür keine IVIehrheit haben. Aber es geht jetzt bei 
dem Beratungsgesetz darum, daß wir die Trennung von Personen und Raum 
durchsetzen können. 

(Beifall) 

Ich meine also bei der Beratung und bei der Indikation die Trennung des Raumes. Wir 
dürfen denjenigen unserer Wähler, die auf uns setzen, daß das, was christliche 
Fundamentallehre ist, für uns auch Aufgabe und Verpflichtung im politischen Raum 
ist, keine Enttäuschung - aus weiß Gott welchem Grunde auch immer - zumuten. 

(Beifall) 

Wir sind das auch uns selber und unserem Gewissen gegenüber schuldig. Wir sind 
das natürlich auch denen schuldig, die uns über Jahrzehnte hinweg als Wähler die 
Treue gehalten haben. 

Es gibt viele Wählerkreise, die in der Vergangenheit auf uns gesetzt haben und die, wie 
wir hoffen, auch heute noch auf uns setzen. Dazu gehört zum Beispiel auch der weite 
Bereich des Mittelstandes. Wir dürfen den Mittelstand nicht merkantilistischen 
Erwägungen opfern. Dazu gehört auch eine mittelstandsgerechte Steuerpolitik, für 
die diese Regierung einiges geleistet hat, für die aber noch mehr zu tun ist. 

(Beifall) 

Dazu gehören auch die möglichen und mit moderner Wirtschaftsverfassung zu 
vereinbarenden Maßnahmen gegen die Aussaugung des Mittelstandes durch die 
Großmacht der Nachfrage im Handelsbereich unter den sich daraus ergebenden 
Wettbewerbsverzerrungen. 

(Beifall) 

Wir müssen da, wo Vertrauen verlorengegangen ist, dieses Vertrauen wiederherstel­
len. Das ist im Bereich der Landwirtschaft der Fall. Hier haben wir es sicherlich 
besonders schwer. Denn die heutige Regierung hat eine Vorgeschichte übernommen, 
in der lange Jahre entweder die Weichen falsch gestellt worden oder schwerwiegende 
Versäumnisse zu verzeichnen waren. Die Überproduktion zeichnete sich ja schon seit 
Mitte der 70er Jahre ab. Sie hat ihre Schatten schon Jahre vorher geworfen. Es blieb 
dieser Regierung vorbehalten, den Schutt aufräumen zu müssen. 

Die Bauern waren über Jahrzehnte hinweg unsere treuesten Wähler; sie sind es zum 
Teil auch heute noch. Auch hier geht es nicht nur um wahloportunistische Erwägun­
gen. Ich betrachte den Bauernstand als ein Wesenselement einer freien und 
modernen Gesellschaft. 

(Beifall) 
Der Bauernstand muß auch in Zukunft - auch wenn nicht alle Strukturen gepflegt und 
erhalten werden können - ein unentbehrliches Element unserer Gesellschaft sein. 

(Beifall) 

Es geht nicht nur darum, daß wir sagen, der Bauer hat die Aufgabe, die Lebensmittel 
zu beschaffen, und dann, wenn wir sie anderswo besser und billiger beziehen können, 
entsprechende Konsequenzen ziehen. 

Wir in der CSU - und dasselbe setze ich von der CDU voraus - sind entschlossen, 
einen gesunden, lebensfähigen Bauernstand zu erhalten und ihn über die Turbulenzen 
dieser Jahre hinwegzubringen. 

(Beifall) 
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Ich nenne einen weiteren Wählerbereich, der auch nicht nur mit wahloportunistischen 
oder wahltaktischen Überlegungen in Verbindung zu bringen ist. Ich meine die große 
Zahl derer, die in uns eine liberale und konservative Partei sehen, die in uns auch eine 
nationale Partei sehen. Dazu gehört die überwältigende IVlehrheit der Vertriebenen. 
Auch dieser Wählerbereich darf durch uns nicht enttäuscht werden. 

(Beifall) 

Darum brauchen wir die Klarheit der Projektion bis zum Jahre 2000 und darüber 
hinaus. Wir brauchen aber auch die Klarheit und Unzweideutigkeit der Aussage. 

Lassen Sie mich deshalb zwei Bereiche herausgreifen. Wir leben in einem Zeitalter, in 
dem wir freudig - wie lange, weiß kein Mensch, aber wir hoffen, für sehr lange, ja für 
immer - einen allgemeinen Zug in Richtung Abrüstung, in Richtung Abbau der 
militärischen Spannungen, Abbau des Kriegsrisikos, Abbau der Hochrüstung erwar­
ten können. 

Sie wissen, womit das zusammenhängt. Ich brauche darüber keinen Vortrag zu halten. 

Wir begrüßen diese Entwicklung. Aber wir müssen uns über eines im klaren sein. 
Meine vielfältigen Gespräche und auch dementsprechenden Informationen führen zu 
der Schlußfolgerung, zu der Erkenntnis, daß mit dem Abbau der Glaubwürdigkeit der 
sowjetischen Gefahr auch ein Abbau der moralischen Verteidigungsbereitschaft 
verbunden ist. Hier gilt es den Anschluß an das Notwendige zu finden. 

Wir haben schon damals, im Sommer 1950, was kein Mensch für möglich gehalten 
hätte, unter dem Druck der sowjetischen Gefahr - es war für Adenauer der Alptraum 
schlechthin, daß es uns so gehen könnte wie Südkorea oder daß ganz Europa der 
sowjetischen Expansion zum Opfer fallen könnte - den Alliierten angeboten, 
militärische Streitkräfte aufzustellen. Damals, fünf Jahre nach dem Krieg, dem 
größten und schrecklichsten Krieg aller Zeiten, der von Deutschland begonnen wurde 
und mit dem totalen Zusammenbruch endete, war die moralische Stimmung so, daß 
das Wort „militärisch" nicht mehr vorkommen durfte. Das war wie eine Psychose in 
den Jahren von 1945 bis in die 50er Jahre hinein. Nun stand drohend die sowjetische 
Gefahr vor der Tür. Das hat damals Konrad Adenauer und der damaligen Generation 
der Union - wider alle Meinungsumfragen, wider die Zeitgeister, wider alle angebliche 
öffentliche und veröffentlichte Meinung - sozusagen die Pflicht auferlegt, für die 
Verteidigung einen eigenen Beitrag zu bringen, damit die Alliierten auch uns 
gegenüber ihre Pflicht erfüllen. 

In dem Augenblick, meine Damen und Herren, in dem die sowjetische Kriegsgefahr, 
die sowjetische Drohung zu verblassen begann - das war beim Übergang von 
Breschnew zu Gorbatschow-, tauchte bei uns die Frage auf: Brauchen wir eigentlich 
überhaupt noch eine starke Verteidigung? Denn das ursprüngliche Motiv - wir 
müssen uns der Gefahr durch die Sowjetunion gemeinsam erwehren - gilt in der alten 
unverminderten Stärke nicht mehr. Ich habe zu Herrn Gorbatschow gesagt: Ich müßte 
Ihnen ein großes Wort des Glückwunsches aussprechen; Sie sind der größte 
Public-Relations-Meister, den ich jemals aus der Sowjetunion kennengelernt habe. 
Sie haben einen tiefen Einbruch in die Psychologie des Westens, in den USA, in 
Europa, herbeigeführt. - Man sieht es auch an den Meinungsumfragen und an unserer 
stark den Medien ausgelieferten Öffentlichkeit. Lassen Sie mich einmal ein krasses 
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Beispiel sagen. Hätte es zur Zeit von Prinz Eugen schon das Fernsehen gegeben, 
wäre er nie österreichischer Generalfeldmarschall geworden. 

(Heiterkeit) 

Er war klein, bucklig und häßlich. So einer kann es in der Fernsehdemokratie nie zu 
etwas bringen, weil man ihn kaum herzeigen kann. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Gorbatschow im Kreml, freundlich lächelnd, modisch angezogen - ich habe gehört: 
von einem italienischen Schneider-, mit modegerechter Krawatte und dazu in einer 
Haltung, die man als gewinnend bezeichnen muß: Diesem Mann traut man nicht zu -
ich möchte sogar sagen: mit Recht - , daß er Absichten verwirklicht, wie sie der 
sowjetischen Ideologie, Geschichtsphilosophie und Militärdoktrin zugetraut werden 
könnten. 

Ich möchte hier auch nicht den Versuch machen, meine Damen und Herren, das Bild 
Gorbatschows zum Gegenteil von dem zu verwandeln, das ich selbst von ihm 
gewonnen habe. Nur ist hier natürlich eine Reihe von Fragen notwendig, die ich aber 
hier nicht beantworten will: Was will er denn wirklich? Will er das, was wir hoffen? 
Kann er das durchsetzen, was wir erhoffen? Wie lange bleibt er? Schafft er Tatsachen, 
die nicht mehr zurückgedreht werden können? Wer wird sein Nachfolger? Welche 
Politik macht sein Nachfolger? Das sind alles legitime Fragen, die gerade bei der-so 
darf ich sagen - Zähigkeit der sowjetischen Strategie mit Recht gestellt werden 
dürfen. 

Was ist der Sinn dieser Worte? Der Sinn dieser Worte: Wir müssen endlich einmal von 
der Verteufelung des Militärischen als Ausdruck einer verhängnisvollen und verfehl­
ten, um nicht zu sagen: kriminalisierten deutschen Geschichte loskommen. Wenn es 
keine sowjetische Gefahr mehr gibt - und die gibt es noch lange; so einfach sind die 
Dinge nicht - , dann braucht unser Staat genauso wie jeder andere Staat ein 
Instrument der Selbstverteidigung. 

(Beifall) 

Wir müssen hier zum normalen, natürlichen Denken zurückfinden. Sehen Sie die 
französischen Kommunisten, die bis zu einem gewissen Grade sicherlich immer 
Parteigänger Moskaus gewesen sind, aber auf französisch: Aus ihrem Munde hört 
man kein böses Wort gegen die französischen Streitkräfte, gegen die französische 
Armee, gegen die französische Luftwaffe. Dasselbe in Italien, dasselbe in allen 
anderen Ländern. Deshalb müssen wir uns wieder zu einer Normalität der Bewertung 
des Militärischen als einem Bestandteil unserer Staatsraison durchringen. 

(Beifall) 

Die Bereitschaft zur Verteidigung, materiell und moralisch, darf nicht von den 
Public-Relations-Ergebnissen der Beurteilung der jeweiligen Nummer 1 im Kreml 
abhängen. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich nenne einen zweiten Gesichtspunkt. Ich 
habe in den letzten Monaten, Wochen und Tagen allerlei kluge Äußerungen über die 
Energieversorgung gehört. Wir in Bayern sind wie alle anderen Länder von diesem 
Problem natürlich betroffen, und mit Recht betroffen. Wir müssen uns zu einer 
einheitlichen Sprachregelung durchringen, ich möchte nicht einmal sagen: zu einer 
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einheitlichen Konzeption, denn die haben wir ja. Aber es entsteht draußen oft ein sehr, 
sehr verwirrendes Bild. 

Ich möchte in aller Deutlichkeit sagen, daß wir uns nicht nnit Erklärungen, daß in den 
nächsten Jahren der Ausstieg aus der Kernenergie vollzogen sein werde, des 
Volksbetrugs schuldig machen sollten. 

(Beifall) 

Wer das sagt, ist ein Ignorant und ein Täuscher. Ich lasse mich auch nicht als Freund 
oder als Gegner der Kernenergie abstempeln. Denn das sind infantile Kategorien. Eine 
moderne Wirtschaft braucht ausreichende Energie zu bezahlbaren Preisen und unter 
gesicherten Umständen. IVieine Damen und Herren, ich wage nicht auszudenken, wie 
die öffentliche Reaktion und vor allen Dingen die veröffentlichte gewesen wäre, wenn 
in einem Kernkraftwerk auch nur etwas annähernd Vergleichbares wie jetzt bei dem 
furchtbaren Unglück in Nordhessen passiert wäre. Da wären wieder sämtliche 
Neuuniformierten mit ehernem Marschschritt zu Hunderttausenden auf den Straßen 
zu erleben gewesen. 

Wer heute aus der Kernenergie aussteigen will oder einen Ausstieg in den nächsten 
Jahren verkündet, der soll klipp und klar sagen, wie er sich das vorstellt. 

(Vereinzelt Beifall) 

Er soll dann zugeben, daß es zur Zeit nur einen einzigen Ersatz gibt. Das sind Kohle 
und öl , zu einem geringen Anteil auch Erdgas. Ich könnte, nachdem ich mich als 
Landeschef mühsam in diese Materie eingearbeitet habe, einer vermehrten Verbren­
nung von Kohle und öl im Interesse unserer Lebensbedingungen und der nächsten 
Generation nie meine Zustimmung geben. 

(Beifall) 

Ich habe die Kernenergie nicht erfunden. Wenn es von meinen physikalischen und 
mathematischen Fähigkeiten abgehangen hätte, dann wäre wahrscheinlich auch in 
den nächsten 500 Jahren die Kernenergie nicht erfunden worden. 

(Beifall) 

Aber zur Zeit gibt es nur Kohle und öl als Alternative. Da kommen die großen 
Propheten und sagen: Solarenergie. In diesem Jahrhundert - da gebe ich Ihnen Brief 
und Siegel - wird die Solarenergie einen so geringen Anteil an der Energieversorgung 
haben, daß er überhaupt nicht nennenswert ist. Wir wollen Forschung betreiben. Wir 
betreiben sie auf breiter Basis, in allen Bundesländern, auch in Bayern. Aber von ihr 
eine Lösung unserer Energieprobleme zu enwarten, ist schlechterdings läppisch. 
Dasselbe gilt auch für die Windenergie und für die thermonukleare Energie, ganz 
abgesehen davon, daß die thermonukleare Energie wieder eine nukleare Energie ist. 

Ich sage das nicht, weil Ich ein Vertreter der Kernenergie bin. Da kommt das berühmte 
Wort von der Atomlobby. Aber wir konnten unsere Strompreise für den Aufbau und 
Ausbau unserer Wirtschaft nur dadurch auf ein erträgliches Maß senken, daß wir in 
Bayern die Kernenergie zu einem Versorgungsgrad von etwa 70 % ausgebaut und 
trotzdem unsere Verpflichtungen aus dem Jahrhundertvertrag zugunsten der deut­
schen Kohle eingehalten haben. Wer einer anderen Meinung ist, der soll Roß und 
Reiter nennen. Aber ich betrachte es als Publikumsschwindel, wenn man die Leute 
glauben macht: nur mehr begrenzte Zeit, und: Der Ausstieg hat schon begonnen. 

Ich sage Ihnen das aus einem ganz bestimmten Grund. Unsere Leute fragen im 
Zusammenhang mit einem Stichwort, das Ihnen wohlbekannt ist: Wackersdorf. Die 
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Anlage in Wackersdorf, eine Entsorgungsanlage, Ist ein Teil des gemeinsamen 
Konzeptes des Bundes und der Länder, seinerzeit unterzeichnet vom Bundeskanzler 
Helmut Schmidt und allen Ministerpräsidenten, auch den sozialdemokratischen. 

Die heutige Bundesregierung hat dieses Energieversorgungsprogramm und die damit 
verbundene Entsorgungskonzeption übernommen und bis zur Stunde beibehalten. 
Die Leute fragen uns natürlich: Warum die Milliarden Investitionen, warum die 
bürgerkriegsähnlichen und chaotischen Szenen, die sich in der Oberpfalz in zum Teil 
sehr blutigen Auseinandersetzungen abgespielt haben, für eine Energie, die in 
wenigen Jahren zu Ende geht? Warum denn? Ist das nur Spleen der Politiker? Ist das 
nur Größenwahn? Ist das nur Starrsinn? Ist das Unvernunft? Darum brauchen wir volle 
Sachkunde und eine realistische Aussage. 

Hier hat es gar keinen Sinn zu glauben, man könne einen Stier dadurch besänftigen, 
daß der Stierkämpfer sagt, die rote Flagge sei in Wirklichkeit grün und nicht rot. 
Vielleicht verstehen Sie, was ich damit meine. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir bitten darum und wir erwarten, daß hier 
mit einer Zunge gesprochen wird. Denn Sie können überzeugt sein, daß wir bei den 
beiden Themen, die ich jetzt erwähnt habe, bei den nächsten Bundestagswahlen, 
wenn ich den Ausdruck gebrauchen darf, vorgeführt werden. Man wird uns fragen: 
Warum wollt ihr denn noch Atomwaffen behalten? Weil wir wissen: Ohne diese ist eine 
Sicherheit Europas nicht möglich. Wir wollen so wenig wie möglich - trotz des 
freundlichen Bildes der sowjetischen Politik und der Umwandlung des, wie die 
Chinesen sagen, Polarbären zu einer mehr oder minder friedlichen europäischen 
Hauskatze und der Umwandlung der ganzen Verhältnisse. Gerade wir Deutsche 
sollten mit gutem Beispiel vorangehen. Ich sage aber gleichzeitig, daß wir auch wegen 
der politisch-psychologischen Lage in Europa und bei uns ein Konzept einer 
ausgewogenen Abrüstung - das Wort hängt mir schon bald zum Halse heraus -
erarbeiten und vertreten müssen, bei dem nicht nur die Russen etwas abzugeben 
haben, sondern auch wir selber. 

Ich bin der letzte, der in der Abrüstung einen Wert in sich selber sieht. Aber wir müssen 
die Sowjets mit ihrer Abrüstungsbereitschaft vorführen. Wir dürfen ihnen nicht die 
Möglichkeit geben, zu sagen: Wir sollen massiv abrüsten, und der Westen ist zu nichts 
bereit. Ich habe es jetzt etwas vereinfacht ausgedrückt. In diesem Konzept muß aber 
auch noch die nukleare Komponente eine wesentliche Rolle spielen. 

Genauso ist es auch bei der Kernenergie. Wir werden bei den nächsten Wahlen 
vorgeführt werden. Man wird fragen: Wie haltet ihr es denn bei der Kernenergie? Wir 
dürfen selber diese abergläubische Angst vor der Kernenergie nicht noch durch 
doppeldeutige Aussagen vermehren. Der eine sagt: Wir steigen bald aus. Der andere 
sagt: Wir steigen ein bißchen später aus. Nein, sagt der Dritte, wir steigen ein bißchen 
früher aus; im übrigen ist das Ganze nur auf begrenzte Zeit. Man soll sich einmal des 
logischen Unsinns des Begriffes „begrenzt" bewußt sein. Auf dieser Erde gibt es 
nichts, was nicht begrenzt ist: weder die Dummheit noch die Gescheitheit, noch 
Gottes Güte. Alles auf dieser Erde ist begrenzt. 

(Beifall) 

Es ist wahrscheinlich sogar das geschichtliche und biologische Lebensalter der Erde 
begrenzt. Was heißt denn der gewaltige Ausdruck „begrenzte Zeit"? Man sollte in 
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naturwissenschaftlich-technischer Klarheit die Möglichkeiten aufzeigen. Wer sie 
einigermaßen kennt, der wird sagen, daß vor dem zweiten Quartal des nächsten 
Jahrhunderts eine echte Alternative in der notwendigen Größenordnung zu bezahlba­
ren Preisen nicht zur Verfügung steht. 

(Beifall) 

Wir haben dann immer noch gewonnen, wenn wir unpopuläre Wahrheiten ausgespro­
chen haben, statt uns nach dem Zeitgeist zu richten. Hier muß eine gewisse Einheit 
der Aussage hinter der Konzeption und vor der Konzeption stehen. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ohne Zweifel befindet sich die Weltpolitik in 
Bewegung. Die Frage ist nur: Welchen Standort nehmen wir in dieser sich wandelnden 
Landschaft ein? 

Als ich in das Arbeitszimmer Gorbatschows kam, begrüßte er mich und sagte: Die 
Tatsache, daß Sie eingeladen sind, die Tatsache, daß wir miteinander sprechen,und 
die Tatsache, daß all Ihre Gesprächswünsche berücksichtigt worden sind, was Inhalt 
und Ablauf des von Ihnen gewünschten Programms angeht, zeigt, daß eine neue 
Phase der sowjetischen Politik begonnen hat. Das war eine sehr vernünftige 
Einleitung. 

(Heiterkeit) 
Dann sagte er: Sie sind doch Professor für Alte Geschichte. Daraufhin antwortete ich: 
Ich bin kein Hochstapler; ich war einmal Gymnasiallehrer für Geschichte. Ja, sagte er, 
Sie kennen doch den Ausspruch eines griechischen Philosophen „Alles ist im Fluß". 
Ich habe in meinem Gedächtnis gar nicht lange suchen müssen. Der Ausspruch 
stammt von Heraklit aus Kleinasien, einem ionischen Naturphilosophen, und lautet in 
Original: „panta rei". Ich habe gesagt: Ja, ich gebe Ihnen recht; alles ist im Fluß. 
Daraufhin meinte er: So ist auch die sowjetische Politik im Fluß. Das war ein weiterer 
vernünftiger Anfang. 

Anschließend sagte ich: Ich möchte jetzt einen zweiten Satz des gleichen Philosophen 
zitieren. Er ist zwar sinngemäß nicht ganz richtig übersetzt, nämlich „polemos pater 
panton", „Krieg ist der Vater aller Dinge". Heraklit hat den Kampf in der Natur und nicht 
den Krieg zwischen den Völkern gemeint. Aber die allgemeine Auslegung ist:"Krieg ist 
der Vater aller Dinge". 

Da habe ich zu ihm gesagt: Das stimmt aber nicht mehr. Krieg ist nicht mehr der Vater 
aller Dinge, sondern das Ende aller Dinge. Es gab keinen Widerspruch. Daraufhin 
sagte er: Dann gilt auch Clausewitz nicht mehr, der sagte: „Krieg ist die Fortsetzung 
der Politik mit anderen Mitteln." Dazu meinte ich: Ich stimme Ihnen zu. Aber die 
Leninsche Umkehrung stimmt auch nicht mehr, nämlich daß Politik die Fortsetzung 
des Krieges mit anderen Mitteln sei. Für mich ist der entscheidende Punkt die 
Erkenntnis und die daraus zu ziehende Konsequenz, daß in der heutigen naturwissen­
schaftlich-technischen Welt der modernen Industriestaaten der Krieg als Mittel der 
Politik ausgeschlossen ist, 

(Beifall) 
es sei denn. Wahnsinnige würden sagen: Wir sprengen uns mit Lust selber in die Luft. 
Gut, gegen kriminelle Verrücktheit kann man nur zum Psychiater gehen. Aber weder 
die Russen noch jemand anderer denkt daran. 

Wenn aber Krieg zwischen den hochgerüsteten Staaten des Westens und des Ostens 
nicht mehr möglich ist, dann stimmt die Weltanschauung nicht mehr; dann stimmt die 
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Ideologie nicht mehr; dann müssen wir gemeinsam feststellen, daß die Lehre von der 
Weltrevolution endgültig der Vergangenheit angehören muß, daß es keine strategi­
sche Beherrschung der Erde durch die Sov^rjetunion geben wird, daß es keine 
sowjetische Hegemonie in der Welt geben wird und daß deshalb auch die Lehre vom 
letzten großen Befreiungskrieg, der die Völker aus den Fesseln des Kapitalismus 
befreit und in die holde, lichte Zukunft des sozialistischen Paradieses hinüberführt, 
heute ebenfalls der Vergangenheit angehört. 

Die Antwort war bezeichnend: Diese Auffassung haben wir nie gehabt; wir haben die 
Revolution nicht exportiert. Ich habe gesagt: Wir wollen nicht über die Vergangenheit 
streiten; bleiben wir bei der Zukunft, und das ist das Wesentliche. Seien wir 
gemeinsam der Auffassung, daß Kriege kein Mittel der Politik mehr sind. 

Wir haben uns dann weiter unterhalten. Die Teile sind nicht veröffentlicht, aber sie sind 
auch nicht geheimzuhalten. Wir haben in allen Geschichtsbüchern an der Volksschule, 
am Gymnasium und beim Geschichtsstudium gelernt, daß Ereignisgeschichte das 
eine und Strukturgeschichte das andere ist und daß beides vernünftig verbunden 
werden muß. Wir haben meistens nur Ereignisgeschichte gelernt, d. h. Könige, Kaiser, 
Feldherren, Generale, Kriege, Siege, Niederlagen, Friedensschlüsse, neue Kriege, 
Grenzveränderungen usw. So war die europäische Geschichte geprägt, soweit sie 
sich überhaupt in die Vergangenheit zurückverfolgen läßt. 

Hat das jetzt ein Ende genommen, weil Geschichte nicht mehr auf Schlachtfeldern 
und nicht mehr auf Revolutionsbarrikaden geschrieben wird? Ich sage Ihnen: nein. 
Geschichte wird von Menschen gemacht. Menschen sind dynamisch. Deshalb wäre 
man völlig im Irrtum befangen zu glauben, daß die Geschichte mit der Unmöglichkeit 
des Krieges und mit der Nicht-Unterstützbarkeit von Revolutionen ihr Ende genom­
men habe. Geschichte geht weiter. Aber sie vollzieht sich auf anderen Wegen, in 
anderen Bahnen und in anderen Kanälen. Geschichte findet heute in den Studios der 
Wissenschaftler, in den Laboratorien der Techniker, in den product-management-
Hallen statt. Sie findet nicht zuletzt durch die modernen Kommunikationstechniken 
und durch den Wandel der Gesellschaft als Folge der naturwissenschaftlich-techni­
schen Entwicklung statt. Darum wird in der Zukunft Geschichte auf diesen Feldern 
gemacht werden. 

Das war und ist auch für mich der Übergang zum nächsten Thema. Wer deshalb nur 
auf die Vermehrung militärischer Potentiale setzte, der hat Milliarden von Rubeln für 
eine falsche Strategie ausgegeben, weil man nämlich heute abgesehen von der 
Notwendigkeit einer minimalen schlagfähigen Verteidigung, die ich hundertprozentig 
bejahe, mit militärischem Potential,- selbst wenn es überlegen wäre, nichts mehr 
anfangen kann. 

Die Voraussetzungen der Macht werden heute nicht mehr durch die Frage bestimmt: 
Wie viele Divisionen hat der Papst? Sie werden nicht mehr durch die Frage bestimmt: 
Wieviel 10 000 Panzer haben wir mehr als die andere Seite? 

(Zustimmung) 

Denn dieses militärische Potential kann nicht mehr eingesetzt werden. Unsere 
psychologisch-politische Aufgabe ist es, die Unentbehrlichkeit einer schlagkräftigen 
Verteidigung auf dem niedrigstmöglichen, aber ausreichenden Niveau mit diesen 
Gedankengängen in Verbindung zu bringen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das führt uns zu einer Frage, die ich als 
letzte noch erwähnen möchte, zu der Frage: Wie sieht denn die Bundesrepublik in 
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20 Jahren aus? Wir hatten gestern eine großartige Veranstaltung in Frankfurt. Redner 
waren - In dieser Reihenfolge - Helmut Kohl, ich, Hans-Jochen Vogel und Martin 
Bangemann. 

(Heiterkeit) 

- Ja, da staunt man, aber es ist so! 

(Beifall) 

Das Thema war: 40 Jahre Marktwirtschaft, 40 Jahre D-Mark. Dort hat ein Vorredner, 
der ehemalige Ministerialdirektor Homann, mit Recht gesagt: Der einzige Systemver-
änderer in unserem Jahrhundert war Ludwig Erhard. Er war ein echter Systemverän-
derer, weil er die Grundlagen des Denkens geändert hat und weil er durch die 
Unwiderstehlichkeit seiner wirtschaftspolitischen Ideen eine neue Wirklichkeit ge­
schaffen hat. 

(Beifall) 

Nun hat es für uns nicht allein Sinn, daß wir uns auf unsere richtigen Erkenntnisse, 
Leistungen und Tugenden der letzten 40 Jahre berufen. Wir sollen bloß den Boden 
nicht verlassen und die Fundamente nicht aufgeben, auf denen Konrad Adenauer und 
seine Mitarbeiter diesen Staat gebaut haben. Wir sollen die Grundsätze beibehalten. 
Es gibt da keinen Wertewandel, es gibt nur einen Wandel des Wertebewußtseins. Die 
Werte sind metaphysisch, die Werte sind vorgezeichnet; die Frage ist nur, wie man zu 
diesen Werten steht. Das ist zum Teil auch eine Frage des Zeitgeistes. 

Man muß auch zwischen Weltanschauung und Weltbild unterscheiden. Unsere 
Weltanschauung, die im christlichen Glauben fundiert ist, bleibt unwandelbar. Das 
Weltbild, das wir haben, müssen wir den Veränderungen anpassen, die sich 
unaufhaltsam - zum Teil auch mit unserer Mitwirkung - vollziehen. Deshalb stimme 
Ich dem Satz des großen Münchener Historikers Franz Schnabel zu, der sagte: Jedes 
Zeltalter trägt den Keim seiner Überwindung in sich selber. 

Wir stehen heute bereits in grundlegenden Veränderungen, die von der dritten 
industriellen Revolution geprägt sind, und wir müssen uns über die Konsequenz im 
klaren sein, daß es heute für drei technische Bereiche keine Grenzen mehr gibt, für die 
Nachrichtentechnik, für die Verkehrstechnik und für die Zerstörungstechnik. Für diese 
drei Bereiche gibt es keine Grenzen mehr. Wenn man damit die Verhältnisse vor 50 
Jahren oder vor 100 Jahren vergleicht, wenn man den Wandel sieht, der sich bis heute 
vollzogen hat, kommt man zu der Schlußfolgerung, daß sich alle 100 Jahre das 
naturwissenschaftlich-technische Wissen der Menschheit mindestens verdoppelt. Es 
hat sich von 1900 bis heute verdoppelt, und es wird sich in den nächsten 100 Jahren, 
von heute bis zum Jahr 2090, noch einmal verdoppeln. 

Was sind die Konsequenzen? In Wirtschaft, Technik und Industrie vollzieht sich ein 
tiefgreifender Wandel. Nach den Automaten erobern nun die Computer die Märkte 
und leiten ein neues Kapitel der technisch-Industriellen Entwicklung ein. Selbst einer, 
der vor 40 Jahren Mathematik studiert hat, der heute als Vater seinem Sprößling in der 
sechsten Klasse des Gymnasiums Hilfe auf dem Weg zum Abitur geben will, steht 
verzweifelt vor diesen Büchern, in denen ihm völlig neue Zeichen und völlig neue 
Begriffe begegnen. Die Mikrochips entwickeln und vervollkommnen nicht einfach alte 
technische Konzepte; sie eröffnen zusammen mit den umwälzenden Neuerungen in 
der medizinisch-biologischen Forschung und in der Informationstechnik eine neue 
Zeit. 
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Das Beschäftigungssystem wird sich grundlegend verändern. Dies wird sich tiefgrei­
fend auf die Gesellschaft und auf das Bildungswesen auswirken, und zwar nicht in 
Richtung auf Vermittlung von immer mehr Wissen, das ohnehin rasch veraltet, 
sondern in unseren Schulen wieder hin zur Vorherrschaft der formalen Bildung, d. h. 
zur dhngend notwendigen stärkeren Schulung der Geschmeidigkeit des Denkens. 

(Beifall) 

Wenn sich das Wissen alle paar Jahre verändert, hat es keinen Sinn, möglichst viel 
Wissen in sich aufzunehmen - das gesamte aufzunehmen ist ohnehin gar nicht 
möglich -, sondern Sinn hat es nur noch, bei unseren jungen Leuten, und zwar bei 
denen, die sich dafür eignen - Gott hat ja die Menschen verschieden geschaffen - , die 
Geschmeidigkeit des Denkens zur jeweiligen Umstellung auf die sich immer wieder 
neu ergebenden Resultate der Naturwissenschaft und der Technik zu schulen. Wer 
sich einmal auf einen Standpunkt eingestellt hat, der hat in zehn Jahren nichts mehr 
verloren, und deshalb darf unser Bildungssystem kein gleichmacherisches System 
des Ergebnisses sein; es muß ein System sein, das die Talente entdeckt, sie pflegt 
und sie entfaltet und damit denen, die höhere Fähigkeiten haben, die Gelegenheit 
gibt, sich so zu entwickeln, daß der Rest der Menschheit an dem Fortschritt, den sie 
bringen, auch beteiligt werden kann. Das ist gegen jede gleichmacherische oder 
nivellierende Philosophie! 

(Beifall) 

Die neuen technischen, naturwissenschaftlichen und medizinischen Möglichkeiten 
schaffen uns aber auch schwierige ethische und juristische Probleme. Diesen neuen 
Anforderungen gilt es sich zu stellen, wenn die Bundesrepublik Deutschland nicht in 
20 Jahren hoffnungslos hinter der technischen, wissenschaftlichen und wirtschaftli­
chen Entwicklung herhinken soll. 

Was sind die äußeren Anzeichen? Heute verändern sich politische Zustände nicht 
mehr mit dem Donnerschlag von Kriegen. Dabei bin ich kein Visionär und kein 
Träumer. Kriege im Mittleren Osten, in Afrika, im Fernen Osten und in Lateinamerika-
wenn auch nicht Kriege im Maßstab des Ersten und des Zweiten Weltkrieges -
werden auch noch weiterhin den Horizont begleiten. Vor lauter Begeisterung für den 
ewigen Frieden, der ja mehr oder minder von der Technik her erzwungen worden ist, 
darf man diese Realitäten nicht vergessen. Aber es vollziehen sich Änderungen mit 
der Langsamkeit geologischer Vorgänge. Sie vollziehen sich im kommunistischen 
Machtbereich, und sie vollziehen sich - unter erfreulicheren Umständen - im 
demokratischen Bereich der Welt. 

Wir müssen zur Kenntnis nehmen, daß sich die weltwirtschaftlichen Schwergewichte 
aus dem atlantischen in den asiatisch-pazifischen Raum hinein verlagern. Das sind 
keine jähen Donnerschläge nach dem Motto „Heute an der Spitze, morgen am Ende", 
sondern Verschiebungen mit der Langsamkeit geologischer Vorgänge. Der pazifische 
Raum ist im Aufstieg. 

Neulich habe ich mich mit dem Ministerpräsidenten Gandhi unterhalten, der ja für 
mehrere Tage Gast der Bundesregierung war. Dieses Indien mit seinen 800 Millionen 
Menschen, von denen ein Viertel schon etwa unsere Lebensverhältnisse hat, während 
ein weiteres Viertel noch in entsetzlicher Armut und vielleicht auch in Hunger lebt, 
dieses Indien mit seinen 800 Millionen Menschen ist mit Sicherheit im Aufstieg und 
wird eine der Weltmächte sein. Für Japan gilt das schon weitgehend, dazu kommen 
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Indonesien und die Philippinen, und dann kommen die vier „kleinen Tiger": Korea, 
Hongkong, Singapur, Taiwan. 

Was sind die Folgen dieser Veränderungen, die sich in der Welt vollziehen? Die EG 
muß - das sage ich, obwohl ich vor Übertreibungen und Fehlentwicklungen warne -
den Weg zum größten Binnenmarkt der Welt konsequent weitergehen. Sie muß ihn 
mit den Maßstäben der Vernunft weitergehen. 

(Beifall) 

Die Unterredung, die wir mit dem Präsidenten der EG-Kommission, Herrn Delors, 
hatten, war sehr beruhigend. Er ist auf Forderungen und Wünsche bzw. Notwendig­
keiten der deutschen Verfassungsstruktur in einer Weise eingegangen, daß ich 
beinahe wünschte, er würde Herrn Bangemann privatissime et gratis Nachhilfeunter­
richt geben. Dann hätten wir manche Schwierigkeiten nicht! 

(Heiterkeit und Zustimmung) 

Wenn wir als Deutsche in dieser sich wandelnden Welt, in der die Amerikaner die 
Weltmacht Nummer 1 bleiben werden, aber in der Bedeutung absinken, weil in Asien 
die eben geschilderte Entwicklung im pazifisch-ostasiatischen Raum stattfindet, uns 
behaupten wollen, dann haben wir nur über Europa die Chance, diese unsere 
Selbstbehauptung verwirklichen und gewährleisten zu können. 

(Beifall) 

Wenn die Sowjetunion nicht vom Zeitalter von Kohle, Eisen und Stahl den Durchbruch 
in das Zeitalter der Computer und Chips schafft, wird sie am Ende dieses Jahrtau­
sends eine Großmacht zweiten Ranges sein. Das sind die eigentlichen Grundlagen, 
die eigentlichen Gründe und die eigentlichen Motive für die sowjetische Reformpolitik. 

Hier taucht eine Frage auf, die wir nicht lösen können, bei der wir höchstens zur 
Lösung beitragen können. 

Herr Gorbatschow sagte zu mir: „Sie glauben mir nicht, daß wir das System effizienter 
gestalten können." Er war gut vorbereitet. Er sagte: „Ich habe eine Rede von Ihnen 
gelesen, da haben Sie erklärt, das sowjetische System demokratisch und effizent zu 
gestalten, wäre genauso, als wenn man Schneebälle rösten wollte. Ich werde Ihnen 
zeigen, Herr Strauß, daß wir Schneebälle rösten können." Ich habe ihm gesagt: „Ich 
bin der erste, der Ihnen Beifall klatscht, wenn es stimmt, bloß bin Ich nicht überzeugt 
davon, daß Sie unter Beibehaltung der Grundlinien des marxistisch-leninistischen 
Systems den Wandel schaffen können, den Sie sich vorstellen. Aber wir wünschen 
Ihnen alles Gute." 

Die Umstellung der sowjetischen Wirtschaft muß in mehrerlei Hinsicht bewältigt 
werden, einmal muß die Trennung zwischen Rüstungstechnik und Ziviltechnik 
aufgegeben werden. Die beiden Bereiche arbeiten bei uns nahtlos zusammen. 

Alles andere wäre Unsinn. Ich habe Herrn Gorbatschow auf seine Frage, warum sich 
der deutsch-sowjetische Handel nicht besser entwickle, geantwortet: „Schauen Sie 
sich doch die Struktur Ihrer Exporte an: 85 % sind Erdöl und Erdölprodukte, 15 % 
bleiben noch, davon sind die Hälfte wieder Rohstoffe und die andere Hälfte 
Fertigprodukte." Er war nicht beleidigt, als ich sagte: „Wer kauft denn bei uns einen 
Lada? Ein paar Schwärmer. Wer kauft denn bei uns ein sowjetisches Fernsehgerät, 
eine sowjetische Videokassette? Wenn Sie sagen, der europäische Markt sei so 
anspruchsvoll: Das ist er auch. Der deutsche Markt ist anspruchsvoll. Ein Handelsver­
trag nützt gar nichts, wenn man Waren kaufen und verkaufen will, die auf unseren 
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Märkten keine Absatzchancen haben, weil sie in der Vielfalt, im Design und in der 
Ästhetik nicht den Forderungen unserer Kunden entsprechen. Daß es möglich ist, sich 
auf den europäischen Markt einzustellen, haben uns die Japaner sattsam bewiesen, 
indem sie es in fantastisch kurzer Zeit nach der totalen Niederlage verstanden haben, 
den europäischen Markt für sich aufzubrechen." Ich habe die Stichworte genannt: 
Motorrad, Optik, Foto, Elektronik, Automobile usw. „Dieses aber werden Sie nie 
schaffen. Sie werden nie ein echter Wettbewerber auf zivilem Gebiet werden. Es ist für 
uns schwer verständlich, daß Sie Spitzenleistungen in der militärischen Technik 
vollbringen und in der Ziviltechnik, in der zivilen Wirtschaft den niedrigsten Lebens­
standard aller Industriestaaten haben." Ich habe sogar gesagt: „Die Sowjetunion ist in 
meinen Augen ein Entwicklungsland, wenn man die Rote Armee abzieht." Sowjet­
union minus Rote Armee ist ein Entwicklungsland. 

Das sind die Probleme, vor denen Herr Gorbatschow steht. Er hat Millionen von 
Gegnern, nämlich die Millionen derer, die mit mehr oder minder, eher minder großer 
Effektivität ihre Pfründen und Privilegien verteidigen wollen. Das ist sein eigentliches 
Problem. Als ich vom Krieg sprach, sagte er mir: „Ich brauche keine Feinde, ich habe 
sowieso schon genug." Bei dieser Gelegenheit ist mir klargeworden, warum er das 
Washingtoner Abkommen wollte, denn Fortschritte in der Innenpolitik, mehr Freiheit, 
bessere Versorgung mit besseren Konsumgütern, das schafft man nicht über Nacht, 
auch nicht durch Bekenntnisse oder durch Änderung der Regularien. Das dauert 
Jahre, und in der Sowjetunion wächst natürlich die Unzufriedenheit eines seit 
Jahrhunderten politisch oft abgestumpften Volkes - das war auch in der Zarenzeit 
nicht viel anders - , es wächst aber auch die Erwartung, und unter diesem 
Erwartungsdruck braucht er auch Erfolge. Damit beginnen für uns die Probleme der 
Strategie. Die Strategie kann nicht heißen, einfach nein zu sagen und alles für 
unglaubwürdig zu halten. Das kann aber auch nicht heißen, Perestrojka und Glasnost 
als neue Heilswahrheiten anzubeten und sie mit westlichem Inhalt zu füllen. Ich war 
nicht einmal überrascht, als er sagte: „Ich danke Ihnen, daß Sie im Westen den Irrtum 
bekämpft haben, als ob wir mit Perestrojka und Glasnost die marxistisch-leninistische 
Lehre aufgeben wollen." Ich habe ihn dann gefragt: „Was passiert, wenn die 
Umwandlung nicht funktioniert?" Die Antwort war: „Dann werden wir weiter sehen." 

Ich könnte noch viel dazu beitragen, will Ihre Zeit jedoch nicht damit beanspruchen. 
Ich möchte nur mit diesen persönlichen Erinnerungen und mich sehr interessierenden 
Erlebnissen klarmachen, daß wir im Zusammenhang mit den anderen Problemen, die 
ich aufgezeigt habe, am Beginn einer Umwandlung stehen, an deren Ende die Welt 
anders aussehen wird, als sie heute aussieht. Eines muß aber klar sein, die folgenden 
Jahre werden entscheiden - schon das Jahr 1988 - , ob wir in der Bundesrepublik 
Deutschland die führende Kraft bleiben werden. Da gibt es einiges aufzuarbeiten. Die 
folgenden Jahre werden auch darüber entscheiden, ob die Bundesrepublik Deutsch­
land ihren Platz behaupten kann. Sie wird ihn bestimmt nicht durch Rückkehr zu einer 
sozialistischen oder durch die Liberalen etwas gemilderten Linkskoalition behaupten. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, wenn wir dieses Deutschland auf den bewährten 
Grundlagen unserer alten politischen Überzeugungen in das nächste Jahrhundert, 
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in das nächste Jahrtausend führen wollen, müssen wir auf den Fundamenten stehen 
bleiben und den Blick in die Zukunft richten. Wir müssen den modernen Entwicklun­
gen Raum und Lauf geben. Ich bin fest überzeugt, daß in einer arithmetisch nicht 
genau zu quantifizierenden Zeit die Welt nicht nur anders aussehen wird, sondern daß 
das Hauptproblem des Ost-West-Gegensatzes allmählich verblassen und verdäm­
mern wird. 

Die Sowjetunion kann uns vernichten, die Amerikaner können die Sowjetunion 
vernichten: Das ist keine Strategie mehr, das hat keinen Sinn mehr. Die Zukunft wird 
vom wissenschaftlich-technischen und vom wirtschaftlichen Potential bestimmt 
werden. Sie wird nicht zuletzt auch von den alten Tugenden bestimmt werden, die in 
jeder wissenschaftlich-technischen Ära gelten, nämlich Fleiß, Leistungsfähigkeit und 
Willen zur Bewährung. Wir müssen unserer Jugend auch sagen: Wer ihr vormacht, 
daß sie eine schlechte Gegenwart und eine trostlose Zukunft hat, ist ein Verbrecher an 
der Zukunft unseres Volkes. 

(Beifall) 

Ich klopfe mir nicht aus Mitleid auf die eigene Schulter. Was die Generation unserer 
Väter, Großväter und auch wir erlebt haben, soll endgültig der Vergangenheit 
angehören. Aber die Leistungen, die erbracht worden sind, der Geist, aus dem sie 
erbracht worden sind, jetzt einmal politisch-moralisch richtig gewertet, der ist auch 
Vorbild für die Zukunft. Wir haben uns sicherlich unserer Vergangenheit zum Teil zu 
schämen, aber nicht im Sinne einer Kollektivschuld oder einer Kollektivscham, 
höchstens im Sinne historischer Lehren, die wir aus schwerwiegenden Fehlern der 
deutschen Geschichte gezogen haben. Wir, CDU/CSU, haben sie in den Jahren 
unmittelbar nach dem Kriege gezogen, in den großartigen Jahren des Aufbaus, den 
50er und den 60er Jahren. Wir haben nicht den geringsten Grund, in Kleinmut und 
Kleingläubigkeit zu verfallen. Wir müssen wieder an den zeitlosen Wert unserer 
Grundsätze glauben, müssen sie im Lichte neuer Erkenntnisse sehen und bewahren, 
dann werden CDU und CSU auch wieder den Aufschwung nehmen, der trotz 
gewisser Rückschläge in den letzten Jahren möglich und erzielbar ist. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Dr. Walter Wallmann, Tagungspräsidium: Lieber Herr Strauß, wir bedanken uns, daß 
Sie zu uns gekommen sind, zu uns gesprochen haben. Wir haben Ihrer Rede mit 
Interesse und Aufmerksamkeit zugehört. Sie haben am Beginn gesagt, uns verbinden 
die gleichen, wie Sie sich ausgedrückt haben, fundamentalen Grundsätze. Wir 
verfolgen die gleichen Ziele, wir haben die gleichen Überzeugungen. Ich will für uns 
christliche Demokraten feststellen: Wir bleiben uns dessen bewußt, und wir wissen 
um unsere besondere Verpflichtung, denn diese Bundesrepublik Deutschland ist von 
den Unionsparteien gestaltet und geprägt worden. Und lieber Herr Strauß, wir 
vergessen nicht, daß Sie von Anfang an dabei waren und diese Bundesrepublik 
Deutschland mitgestaltet haben, schon im Frankfurter Wirtschaftsrat. Gestern haben 
Sie aus gutem Grunde bei der Veranstaltung in der alten Oper aus Anlaß des 
Jubiläums „40 Jahre Deutsche Markt" gesprochen. 

Wir wollen auch In Zukunft die Bundesrepublik Deutschland gestalten. Ich sage für die 
Christlichen Demokraten, Herr Strauß: Wir wissen, daß dazu das enge Miteinander 
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der beiden Schwesterparteien erforderlich ist, daß wir auch in Zukunft auf die 
Gemeinsaml<eit angewiesen sind. 

(Beifall) 
Bitte nehmen Sie die Grüße des 36. Bundesparteitages der CDU mit zu unseren 
Freunden in der CSU. Noch einmal: Herzlichen Danl<! 

(Beifall) 
Frau Prof. Dr. Rita Süssmuth, Tagungspräsidium: 

Ich rufe nunmehr Tagesordnungpunkt 13 auf: 

Bericht der Mandatsprüfungskommission 
Ich erteile dem Vorsitzenden der Mandatsprüfungskommission, unserem Freund 
Dr. Franz-Josef Jung, das Wort. 
Dr. Franz-Josef Jung, Mandatsprüfungskommission: Frau Vorsitzende! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Freunde! Die vom 36. Bundesparteitag einge­
setzte Mandatsprüfungskommission hat am heutigen Montag auf ihrer Sitzung die 
Unterlagen der Delegierten geprüft. Es wurde festgestellt, daß alle Delegierten 
satzungsgemäß gewählt wurden und zum Zeitpunkt des 36. Bundesparteitages 
weniger als 24 Monate im Amt waren. Die entsprechenden eidesstattlichen Erklärun­
gen der jeweils zuständigen Parteigerichte liegen vollständig bei den Akten. 
Nach § 28 des Bundesstatuts besteht der Bundesparteitag aus 750 voll stimmberech­
tigten Delegierten der Landesverbände. Die Exil-CDU entsendet 30 nicht voll 
stimmberechtigte Delegierte. 
Nach Feststellung der Mandatsprüfungskommission waren um 15 Uhr von den 750 
voll stimmberechtigten Delegierten des 36. Bundesparteitages 702 anwesend. Von 
den 30 Delegierten der Exil-CDU waren zum gleichen Zeitpunkt 30 anwesend. 
Die Mandatsprüfungskommission hat eine Erklärung des Leiters der Abteilung 
Verwaltung der CDU-Bundesgeschäftsstelle entgegengenommen, daß alle Landes­
verbände die nach § 22 Abs. 2 des Statuts für die Anerkennung des Stimmrechts 
erforderlichen Beiträge an die Bundespartei abgeführt haben. Meine lieben Freunde, 
demzufolge ist dieser Parteitag beschlußfähig. - Besten Dank. 

(Beifall) 

Frau Prof. Dr. Rita Süssmuth, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Dr. Jung. Ich 
danke auch den Mitgliedern der Mandatsprüfungskommission für ihre Arbeit. 

Ich rufe nunmehr Tagesordnungspunkt 12 auf: 

Aussprache zu den Berichten 

Vor Beginn der Aussprache möchte ich noch auf folgendes hinweisen: Es liegt bereits 
eine Reihe von Wortmeldungen vor. Weitere Wortmeldungen werden jeweils hier vorn 
an den Treppen neben dem Präsidium entgegengenommen. Ich bitte unsere Delegier­
ten, Redebeiträge zu Tagesordnungspunkten oder Themen, die wir morgen schwer­
punktmäßig behandeln, die aber möglicherweise in den Berichten angesprochen 
wurden, heute nicht zu leisten. Dies betrifft den gesamten Sektor der Sozialpolitik und 
der Arbeitsmarkt- und Wirtschaftspolitik und ebenso das Hauptkapitel „Schutz des 
ungebcrenen Lebens". Wir haben uns vorgenommen, die Beratungen über den ersten 
Leitantrag des Bundesvorstandes heute noch zum Abschluß zu bringen. Es ist also 
wichtig, daß wir nach der allgemeinen Aussprache über die Berichte den Tagesord­
nungspunkt, in dessen Rahmen der erste Leitantrag behandelt wird, aufrufen können. 
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Ich eröffne nunmehr die Aussprache und erteile Frau Barbara John aus Berlin das 
Wort. 

Frau Barbara John: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich spreche in Reaktion 
auf eine Bemerkung unseres Bundeskanzlers zu Fragen der Aufnahme von Aussied­
lern. Ich komme aus Berlin und bin dort Ausländerbeauftragte des Senats. In dieser 
Eigenschaft war ich Mitglied in der Kommission „Politik auf der Grundlage des 
christlichen Menschenbildes". 

Meine Damen und Herren, ursprünglich war vorgesehen, in die Diskussion, die wir 
heute führen, auch das Thema der Ausländerintegrations- und Flüchtlingspolitik 
einzubeziehen und zu diesem Thema auch Beschlüsse zu fassen. Der Bundesvor­
stand hat nun anders entschieden. Eine Begründung ist sogar sehr einleuchtend, 
nämlich die der knappen Zeit. Für zwei kurze Bemerkungen zu diesem Thema muß die 
Zeit aber reichen. Zu diesen Bemerkungen hat mich ein wenig die Aussage unseres 
Bundeskanzlers herausgefordert, auf die deutschstämmigen Aussiedler hilfsbereit 
zuzugehen, und zwar nicht nur aus historischen und moralischen Gründen, sondern 
auch aus bevölkerungspolitischem Eigennutz. Es handelt sich - so seine Aussage -
um eine junge Bevölkerung - 75 % sind zwischen 20 und 25 Jahre alt - , nicht um eine 
Last, sondern um ein Stück Zukunft für die Bundesrepublik. Ich stimme dem auch 
ganz uneingeschränkt zu. 

Meine Damen und Herren, gilt das Wort vom Zukunftskapital aber nicht gleicher­
maßen für die auf Dauer bei uns lebenden ausländischen Arbeitnehmerfamilien, die 
zum Teil schon in der dritten Generation bei uns leben? 

(Beifall) 

Das sind nicht wenige. Es sind über eine Million. Jeder zehnte Jugendliche in der 
Bundesrepublik ist ausländischer Herkunft. Aber sind diese Kinder und Jugendlichen 
deshalb kulturell, sozial und rechtlich nur Ausländer? Für die allermeisten von uns ist 
es selbstverständlich, daß deutschstämmige Polen, Rumänen oder Russen als 
zugehörig empfunden werden. Ebenso selbstverständlich ist es für die meisten 
Einheimischen, daß hier geborene Kinder ausländischer Eltern fremd sind, daß sie 
statutsrechtlich ungleich sind. Meine Damen und Herren, das ist ein Widerspruch, den 
wir in den nächsten Jahren auflösen müssen. Dafür möchte ich plädieren. 

(Vereinzelt Zustimmung) 

Diese jungen Ausländer sind Inländer. Sie sind uns kulturell nahestehend. Sie stehen 
keinem anderen Land so nahe wie unserer Republik. Deswegen müssen wir in den 
nächsten Jahren ein Konzept für ihre volle Eingliederung entwickeln. Auf dem 
heutigen Bundesparteitag ist die Chance, daß dieses große Gremium über dieses 
Thema spricht, vertan worden. Ich möchte mit allem Nachdruck dafür plädieren, daß 
die Chance, über dieses Thema zu sprechen, so schnell wie möglich eröffnet wird. Wir 
sind es uns allen schuldig, auch der einheimischen Bevölkerung, die wissen muß, 
woran sie ist. Das Zusammenleben und das Zusammenwachsen mit Ausländern ist 
eine zentrale Zukunftsaufgabe. 

(Beifall) 

Frau Prof. Dr. Rita Süssmuth, Tagungspräsidium: Danke schön, Frau John. Nun hat 
Herr Senator Fink das Wort. 
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Ulf Fink: Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin­
nen und liebe Kollegen! Üblicherweise ist es so, daß die Aussprache über den Bericht 
des Parteivorsitzenden auch Gelegenheit gibt, sich darüber zu vergewissern, wo die 
CDU - mittlerweile seit sechs Jahren in Regierungsverantwortung in Bonn - steht. 

Ich denke, wir können sagen, daß die Regierung Helmut Kohl in einer großen Reihe 
von Fragen - ich nenne besonders die Tatsache, daß wir wieder Weltmeister bei der 
Preisstabilität sind, daß wir wieder Wachstum haben, mittlerweile im sechsten Jahr, 
und daß wir mittlerweile wieder Weltmeister im Export sind - gute Leistungen erzielt 
hat. Ich denke, man sollte draußen auch sagen, daß das gute Leistungen sind. Die 
SPD wäre stolz darauf gewesen, hätte sie solche Leistungen erbringen können. 

(Beifall) 

Bei allem, was wir an Erfolgen vorzuweisen haben, darf aber nicht übersehen werden, 
daß wir auch große Probleme, daß wir Schwierigkeiten haben. Zu diesen Problemen 
gehört beispielsweise, daß wir dafür sorgen müssen, daß die großen Systeme der 
sozialen Sicherung - ich meine hier beispielsweise die gesetzliche Rentenversiche­
rung oder das Gesundheitssystem - wieder in die entsprechenden Proportionen 
gebracht werden und daß die außerordentlich schwierigen Konsolidierungsfragen in 
diesen Bereichen auch positiv gelöst werden. Und da schadet es uns, so meine ich, 
nicht, wenn beispielsweise von selten der Sozialdemokraten gesagt wird, daß diese 
Reformen ihrer Ansicht nach nicht ordnungsgemäß konzipiert seien. Denn es ist doch 
so - und das wissen wir - : Sozialdemokraten hätten es schon längst machen müssen. 
Sie haben 13 Jahre lang Gelegenheit gehabt, diese Reformen auch wirklich 
durchzuführen. Nein, eine solche Kritik kann uns nicht beeindrucken. Aber wir können 
etwas anderes erwarten, nämlich daß die Koalitionspartner - hier meine ich ganz 
konkret die Freien Demokraten - uns bei der Durchführung dieser Reformen helfen. 
Und dann finde ich es, wenn Norbert Blüm an die Aufgabe herangeht und dafür sorgt, 
daß die Kosten im Gesundheitswesen in Schach und Proportion gehalten werden -
und das ist ja eine alte Forderung der FDP - , ganz unerträglich, wenn sich dieselbe 
FDP in der Zeitschrift „Der freie Zahnarzt" als Zahnärztepartei anpreist und ihre 
Kontonummer gleich mit angibt. 

(Beifall) 

Ich meine, jeder kann und soll sich profilieren, aber er sollte dies nicht zu Lasten des 
anderen tun, insbesondere nicht dort, wo schwierige Reformvorhaben durchzuführen 
sind. 

Ich meine, das gilt auch in unsere Reihen selbst hinein. Wir müssen miteinander um 
den richtigen Weg streiten. Aber das kann doch nicht bedeuten, daß wir den Streit um 
des Streites willen oder einen unfruchtbaren Streit miteinander führen. So ist es eben 
keine adäquate Art der Auseinandersetzung, daß man sagt, die einen in der Partei 
seien für das Geldverdienen zuständig, die anderen seien die Bösen, die Üblen, die 
das Geld nur umverteilen und wieder ausgeben wollen. Ich finde, das war der Stil der 
Auseinandersetzung in den 60er Jahren, und das hat die Union letztendlich um die 
Regierungsverantwortung gebracht. Ich denke, wir müssen deutlich machen, daß das 
gilt, was im Grundsatzprogramm der CDU geschrieben steht, nämlich daß Soziale 
Marktwirtschaft ein wirtschafts- und gesellschaftspolitisches Programm für alle ist. 
Ihre Grundlagen sind Leistung und soziale Gerechtigkeit, Wettbewerb und Solidarität, 
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Eigenverantwortung und soziale Sicherung. Wir sind keine Gewerl<schaftspartei, wir 
sind aber auch keine Arbeitgeberpartei. 

(Beifall) 

Deshalb: Wenn es um die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft geht, ist 
dies nicht nur Sache eines Teils der Partei, sondern der ganzen Partei. Und wenn es 
um den sozialen Schutz, um die soziale Gerechtigkeit geht, ist das ebenfalls nicht nur 
Sache eines Teils der Partei, sondern der ganzen Partei. 

(Beifall) 

Und an dieser Stelle möchte ich gern einmal mit einem Mißverständnis aufräumen: Da 
wird doch immer so getan, als ob hohe Löhne etwas Schlechtes seien. Also, da kann 
ich nur staunen. Ludwig Erhard hatte doch einmal als Programm:" Wohlstand für alle." 
Was sind denn hohe Löhne eigentlich anderes als der gestiegene Wohlstand der 
Arbeitnehmer? Hohe Löhne sind doch nicht nur ein Kostenfaktor; hohe Löhne sind der 
Erfolg eines guten Wirtschaftens. Es wäre doch geradezu absurd, wenn wir als Ziel 
verfolgen würden, Südkorea bei den Arbeitszeiten über- und bei den Löhnen 
unterbieten zu wollen. Das kann doch wohl nicht das Ziel unserer Bemühungen sein. 

(Beifall) 

Ich bin für den notwendigen Strukturwandel. Und wir sind für richtig verstandene 
Flexibilisierung und Deregulierung, damit auch der hohe soziale Leistungsstandard 
aufrechterhalten werden kann. Aber es muß doch einem richtigen Ziel dienen, nämlich 
einem Ziel, an dem alle beteiligt sind. 

Der Bundespräsident hat vor kurzem in einer, wie ich finde, sehr beachtlichen Rede 
vor dem Bundesverband der Deutschen Industrie gesagt - ich sage es einmal mit 
meinen Worten - : Laßt die Kirche im Dorf! Und ich füge hinzu: Es wäre doch wirklich 
ein Fehler, wenn wir die Qualität des Industriestandortes Bundesrepublik Deutschland 
selbst in Frage stellen würden. Selbst Lambsdorff macht's ja nicht mehr. 

(Beifall) 

Ich komme zum Thema Vorruhestand: Uns wird oft vorgeworfen, daß wir eine gute 
Politik machen, sie aber schlecht verkaufen. Ich meine, der Vorruhestand ist so ein 
Thema, wie man Politik nun wirklich nicht betreiben sollte. Denn wir haben die 
Vorruhestandsregelung vor fünf Jahren doch nun wirklich gegen erbitterten Wider­
stand großer Gewerkschaften und der SPD durchgesetzt. Mittlerweile konnten mehr 
als 100 000 Menschen früher in den Ruhestand gehen; 80000 junge Leute haben 
dadurch einen neuen Arbeitsplatz bekommen. Die SPD geht jetzt im Bundestag still 
und heimlich her und fordert die Verlängerung unserer Maßnahme. Ich meine, es kann 
doch nicht richtig sein, daß wir in einem solchen Moment von unseren eigenen 
Maßnahmen selber Abstand nehmen. Wir haben einen Initiativantrag vorgelegt. Es 
sollte von diesem Parteitag ein machtvolles Zeichen für unsere Anträge ausgehen. 

(Beifall) 

In diesen Zusammenhang gehört auch das Thema Glaubwürdigkeit. Wir wissen sehr 
wohl, daß es notwendig ist, schwierige Entscheidungen in der Regierung zu vertreten. 
Wir haben uns auch überall hingestellt, in die Betriebe und wo auch immer, und uns für 
die Steuerreform eingesetzt. Aber es wird außerordentlich schwierig, sich dafür 
einzusetzen, nachdem wir den Leuten gesagt haben, es gibt überall Entlastung, für 
jeden gibt es 1000 DM Entlastung, die Leute aber ständig zur Kenntnis nehmen 
müssen: Da geht es um die Besteuerung des Nachtzuschlages, da geht es um die 
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widerstehen zu müssen. Wir wissen, daß wir den § 218 alter Art nicht mehr 
wiederherstellen können, weil wir dafür keine Mehrheit haben. Aber es geht jetzt bei 
dem Beratungsgesetz darum, daß wir die Trennung von Personen und Raum 
durchsetzen können. 

(Beifall) 
Ich meine also bei der Beratung und bei der Indikation die Trennung des Raumes. Wir 
dürfen denjenigen unserer Wähler, die auf uns setzen, daß das, was christliche 
Fundamentallehre ist, für uns auch Aufgabe und Verpflichtung im politischen Raum 
ist, keine Enttäuschung - aus weiß Gott welchem Grunde auch immer - zumuten. 

(Beifall) 

Wir sind das auch uns selber und unserem Gewissen gegenüber schuldig. Wir sind 
das natürlich auch denen schuldig, die uns über Jahrzehnte hinweg als Wähler die 
Treue gehalten haben. 

Es gibt viele Wählerkreise, die in der Vergangenheit auf uns gesetzt haben und die, wie 
wir hoffen, auch heute noch auf uns setzen. Dazu gehört zum Beispiel auch der weite 
Bereich des Mittelstandes. Wir dürfen den Mittelstand nicht merkantilistischen 
Erwägungen opfern. Dazu gehört auch eine mittelstandsgerechte Steuerpolitik, für 
die diese Regierung einiges geleistet hat, für die aber noch mehr zu tun ist. 

(Beifall) 

Dazu gehören auch die möglichen und mit moderner Wirtschaftsverfassung zu 
vereinbarenden Maßnahmen gegen die Aussaugung des Mittelstandes durch die 
Großmacht der Nachfrage im Handelsbereich unter den sich daraus ergebenden 
Wettbewerbsverzerrungen. 

(Beifall) 
Wir müssen da, wo Vertrauen verlorengegangen ist, dieses Vertrauen wiederherstel­
len. Das ist im Bereich der Landwirtschaft der Fall. Hier haben wir es sicherlich 
besonders schwer. Denn die heutige Regierung hat eine Vorgeschichte übernommen, 
in der lange Jahre entweder die Weichen falsch gestellt worden oder schwerwiegende 
Versäumnisse zu verzeichnen waren. Die Überproduktion zeichnete sich ja schon seit 
Mitte der 70er Jahre ab. Sie hat ihre Schatten schon Jahre vorher geworifen. Es blieb 
dieser Regierung vorbehalten, den Schutt aufräumen zu müssen. 

Die Bauern waren über Jahrzehnte hinweg unsere treuesten Wähler; sie sind es zum 
Teil auch heute noch. Auch hier geht es nicht nur um wahloportunistische Erwägun­
gen. Ich betrachte den Bauernstand als ein Wesenselement einer freien und 
modernen Gesellschaft. 

(Beifall) 
Der Bauernstand muß auch in Zukunft - auch wenn nicht alle Strukturen gepflegt und 
erhalten werden können -e in unentbehrliches Element unserer Gesellschaft sein. 

(Beifall) 

Es geht nicht nur darum, daß wir sagen, der Bauer hat die Aufgabe, die Lebensmittel 
zu beschaffen, und dann, wenn wir sie anderswo besser und billiger beziehen können, 
entsprechende Konsequenzen ziehen. 

Wir in der CSU - und dasselbe setze ich von der CDU voraus - sind entschlossen, 
einen gesunden, lebensfähigen Bauernstand zu erhalten und ihn über dieTurbulenzen 
dieser Jahre hinwegzubringen. 

(Beifall) 
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Ich nenne einen weiteren Wählerbereich, der auch nicht nur mit wahloportunistischen 
oder wahltaktischen Überlegungen in Verbindung zu bringen ist. Ich meine die große 
Zahl derer, die in uns eine liberale und konservative Partei sehen, die in uns auch eine 
nationale Partei sehen. Dazu gehört die überwältigende Mehrheit der Vertriebenen. 
Auch dieser Wählerbereich darf durch uns nicht enttäuscht werden. 

(Beifall) 

Darum brauchen wir die Klarheit der Projektion bis zum Jahre 2000 und darüber 
hinaus. Wir brauchen aber auch die Klarheit und Unzweideutigkeit der Aussage. 

Lassen Sie mich deshalb zwei Bereiche herausgreifen. Wir leben in einem Zeitalter, in 
dem wir freudig - wie lange, weiß kein Mensch, aber wir hoffen, für sehr lange, ja für 
immer - einen allgemeinen Zug in Richtung Abrüstung, in Richtung Abbau der 
militärischen Spannungen, Abbau des Kriegsrisikos, Abbau der Hochrüstung erwar­
ten können. 

Sie wissen, womit das zusammenhängt. Ich brauche darüber keinen Vortrag zu halten. 

Wir begrüßen diese Entwicklung. Aber wir müssen uns über eines im klaren sein. 
Meine vielfältigen Gespräche und auch dementsprechenden Informationen führen zu 
der Schlußfolgerung, zu der Erkenntnis, daß mit dem Abbau der Glaubwürdigkeit der 
sowjetischen Gefahr auch ein Abbau der moralischen Verteidigungsbereitschaft 
verbunden ist. Hier gilt es den Anschluß an das Notwendige zu finden. 

Wir haben schon damals, im Sommer 1950, was kein Mensch für möglich gehalten 
hätte, unter dem Druck der sowjetischen Gefahr - es war für Adenauer der Alptraum 
schlechthin, daß es uns so gehen könnte wie Südkorea oder daß ganz Europa der 
sowjetischen Expansion zum Opfer fallen könnte - den Alliierten angeboten, 
militärische Streitkräfte aufzustellen. Damals, fünf Jahre nach dem Krieg, dem 
größten und schrecklichsten Krieg aller Zeiten, der von Deutschland begonnen wurde 
und mit dem totalen Zusammenbruch endete, war die moralische Stimmung so, daß 
das Wort „militärisch" nicht mehr vorkommen durfte. Das war wie eine Psychose in 
den Jahren von 1945 bis in die 50er Jahre hinein. Nun stand drohend die sowjetische 
Gefahr vor der Tür. Das hat damals Konrad Adenauer und der damaligen Generation 
der Union - wider alle Meinungsumfragen, wider die Zeitgeister, wider alle angebliche 
öffentliche und veröffentlichte Meinung - sozusagen die Pflicht auferlegt, für die 
Verteidigung einen eigenen Beitrag zu bringen, damit die Alliierten auch uns 
gegenüber ihre Pflicht erfüllen. 

In dem Augenblick, meine Damen und Herren, in dem die sowjetische Kriegsgefahr, 
die sowjetische Drohung zu verblassen begann - das war beim Übergang von 
Breschnew zu Gorbatschow - , tauchte bei uns die Frage auf: Brauchen wir eigentlich 
überhaupt noch eine starke Verteidigung? Denn das ursprüngliche Motiv - wir 
müssen uns der Gefahr durch die Sowjetunion gemeinsam erwehren - gilt in der alten 
unverminderten Stärke nicht mehr. Ich habe zu Herrn Gorbatschow gesagt: Ich müßte 
Ihnen ein großes Wort des Glückwunsches aussprechen; Sie sind der größte 
Public-Relations-Meister, den ich jemals aus der Sowjetunion kennengelernt habe. 
Sie haben einen tiefen Einbruch in die Psychologie des Westens, in den USA, in 
Europa, herbeigeführt. - Man sieht es auch an den Meinungsumfragen und an unserer 
stark den Medien ausgelieferten Öffentlichkeit. Lassen Sie mich einmal ein krasses 

66 



Beispiel sagen. Hätte es zur Zeit von Prinz Eugen schon das Fernsehen gegeben, 
wäre er nie österreichischer Generalfeldmarschall geworden. 

(Heiterkeit) 

Er war klein, bucklig und häßlich. So einer kann es in der Fernsehdemokratie nie zu 
etwas bringen, weil man ihn kaum herzeigen kann. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Gorbatschow im Kreml, freundlich lächelnd, modisch angezogen - ich habe gehört: 
von einem italienischen Schneider - , mit modegerechter Krawatte und dazu in einer 
Haltung, die man als gewinnend bezeichnen muß: Diesem Mann traut man nicht zu -
ich möchte sogar sagen: mit Recht - , daß er Absichten verwirklicht, wie sie der 
sowjetischen Ideologie, Geschichtsphilosophie und Militärdoktrin zugetraut werden 
könnten. 

Ich möchte hier auch nicht den Versuch machen, meine Damen und Herren, das Bild 
Gorbatschows zum Gegenteil von dem zu verwandeln, das ich selbst von ihm 
gewonnen habe. Nur ist hier natürlich eine Reihe von Fragen notwendig, die ich aber 
hier nicht beantworten will: Was will er denn wirklich? Will er das, was wir hoffen? 
Kann er das durchsetzen, was wir erhoffen? Wie lange bleibt er? Schafft er Tatsachen, 
die nicht mehr zurückgedreht werden können? Wer wird sein Nachfolger? Welche 
Politik macht sein Nachfolger? Das sind alles legitime Fragen, die gerade bei der- so 
darf ich sagen - Zähigkeit der sowjetischen Strategie mit Recht gestellt werden 
dürfen. 

Was ist der Sinn dieser Worte? Der Sinn dieser Worte: Wir müssen endlich einmal von 
der Verteufelung des Militärischen als Ausdruck einer verhängnisvollen und verfehl­
ten, um nicht zu sagen: kriminalisierten deutschen Geschichte loskommen. Wenn es 
keine sowjetische Gefahr mehr gibt - und die gibt es noch lange; so einfach sind die 
Dinge nicht - , dann braucht unser Staat genauso wie jeder andere Staat ein 
Instrument der Selbstverteidigung. 

(Beifall) 

Wir müssen hier zum normalen, natürlichen Denken zurückfinden. Sehen Sie die 
französischen Kommunisten, die bis zu einem gewissen Grade sicherlich immer 
Parteigänger Moskaus gewesen sind, aber auf französisch: Aus ihrem Munde hört 
man kein böses Wort gegen die französischen Streitkräfte, gegen die französische 
Armee, gegen die französische Luftwaffe. Dasselbe in Italien, dasselbe in allen 
anderen Ländern. Deshalb müssen wir uns wieder zu einer Normalität der Bewertung 
des Militärischen als einem Bestandteil unserer Staatsraison durchringen. 

(Beifall) 

Die Bereitschaft zur Verteidigung, materiell und moralisch, darf nicht von den 
Public-Relations-Ergebnissen der Beurteilung der jeweiligen Nummer 1 im Kreml 
abhängen. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich nenne einen zweiten Gesichtspunkt. Ich 
habe in den letzten Monaten, Wochen und Tagen allerlei kluge Äußerungen über die 
Energieversorgung gehört. Wir in Bayern sind wie alle anderen Länder von diesem 
Problem natürlich betroffen, und mit Recht betroffen. Wir müssen uns zu einer 
einheitlichen Sprachregelung durchringen, ich möchte nicht einmal sagen: zu einer 
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einheitlichen Konzeption, denn die haben wir ja. Aber es entsteht draußen oft ein sehr, 
sehr verwirrendes Bild. 

Ich möchte in aller Deutlichkeit sagen, daß wir uns nicht mit Erklärungen, daß in den 
nächsten Jahren der Ausstieg aus der Kernenergie vollzogen sein werde, des 
Volksbetrugs schuldig machen sollten. 

(Beifall) 

Wer das sagt, ist ein Ignorant und ein Täuscher. Ich lasse mich auch nicht als Freund 
oder als Gegner der Kernenergie abstempeln. Denn das sind infantile Kategorien. Eine 
moderne Wirtschaft braucht ausreichende Energie zu bezahlbaren Preisen und unter 
gesicherten Umständen. Meine Damen und Herren, ich wage nicht auszudenken, wie 
die öffentliche Reaktion und vor allen Dingen die veröffentlichte gewesen wäre, wenn 
in einem Kernkraftwerk auch nur etwas annähernd Vergleichbares wie jetzt bei dem 
furchtbaren Unglück in Nordhessen passiert wäre. Da wären wieder sämtliche 
Neuuniformierten mit ehernem Marschschritt zu Hunderttausenden auf den Straßen 
zu erleben gewesen. 

Wer heute aus der Kernenergie aussteigen will oder einen Ausstieg in den nächsten 
Jahren verkündet, der soll klipp und klar sagen, wie er sich das vorstellt. 

(Vereinzelt Beifall) 

Er soll dann zugeben, daß es zur Zeit nur einen einzigen Ersatz gibt. Das sind Kohle 
und Öl, zu einem geringen Anteil auch Erdgas. Ich könnte, nachdem ich mich als 
Landeschef mühsam in diese Materie eingearbeitet habe, einer vermehrten Verbren­
nung von Kohle und Öl im Interesse unserer Lebensbedingungen und der nächsten 
Generation nie meine Zustimmung geben. 

(Beifall) 

Ich habe die Kernenergie nicht erfunden. Wenn es von meinen physikalischen und 
mathematischen Fähigkeiten abgehangen hätte, dann wäre wahrscheinlich auch in 
den nächsten 500 Jahren die Kernenergie nicht erfunden worden. 

(Beifall) 

Aber zur Zeit gibt es nur Kohle und öl als Alternative. Da kommen die großen 
Propheten und sagen: Solarenergie. In diesem Jahrhundert - da gebe ich Ihnen Brief 
und Siegel - wird die Solarenergie einen so geringen Anteil an der Energieversorgung 
haben, daß er überhaupt nicht nennenswert ist. Wir wollen Forschung betreiben. Wir 
betreiben sie auf breiter Basis, in allen Bundesländern, auch in Bayern. Aber von ihr 
eine Lösung unserer Energieprobleme zu erwarten, ist schlechterdings läppisch. 
Dasselbe gilt auch für die Windenergie und für die thermonukleare Energie, ganz 
abgesehen davon, daß die thermonukleare Energie wieder eine nukleare Energie ist. 

Ich sage das nicht, weil ich ein Vertreter der Kernenergie bin. Da kommt das berühmte 
Wort von der Atomlobby. Aber wir konnten unsere Strompreise für den Aufbau und 
Ausbau unserer Wirtschaft nur dadurch auf ein erträgliches Maß senken, daß wir in 
Bayern die Kernenergie zu einem Versorgungsgrad von etwa 70 % ausgebaut und 
trotzdem unsere Verpflichtungen aus dem Jahrhundertvertrag zugunsten der deut­
schen Kohle eingehalten haben. Wer einer anderen Meinung ist, der soll Roß und 
Reiter nennen. Aber ich betrachte es als Publikumsschwindel, wenn man die Leute 
glauben macht: nur mehr begrenzte Zeit, und: Der Ausstieg hat schon begonnen. 

Ich sage Ihnen das aus einem ganz bestimmten Grund. Unsere Leute fragen im 
Zusammenhang mit einem Stichwort, das Ihnen wohlbekannt ist: Wackersdorf. Die 
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